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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes über Rechte an Luft- 
fahrzeugen 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 192. Sitzung am 2. Mai 1958 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im 
übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. 

Die Bundesregierung ist mit den Änderungsvorschlägen des 
Bundesrates einverstanden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

ERSTER TEIL 

Vorschriften für Luftfahrzeuge, die in die 
Luftfahrzeugroile eingetragen sind 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften über das Register- 
pfandrecht an einem Lüftfahrzeug 

§ 1 

Ein in der Luftfahrzeugrolle eingetragenes Luft- 
fahrzeug kann zur Sicherung einer Forderung mit 
einem Registerpfandrecht in der Weise belastet 
werden, daß der Gläubiger berechtigt ist, wegen 
einer bestimmten Geldsumme Befriedigung aus dem 
Luftfahrzeug zu suchen. 

§ 2 

Ein Registerpfandrecht kann auch für eine zu- 
künftige oder eine bedingte Forderung bestellt 
werden. 

§ 3 

Ein Registerpfandrecht kann auch in der Weise 
bestellt werden, daß nur der Höchstbetrag, bis zu 
dem das Luftfahrzeug haften soll, bestimmt, im 
übrigen die Feststellung der Forderung Vorbehalten 
wird. Ist die Forderung verzinslich, so werden die 
Zinsen in den Höchstbetrag eingerechnet. 

§ 4 

Das Recht des Gläubigers aus dem Registerpfand- 
recht bestimmt sich nur nach der Forderung. 

§ 5 

(1) Zur Bestellung des Registerpfandrechts ist die 
Einigung des Eigentümers und des Gläubigers so- 
wie die Eintragung des Registerpfandrechts in das 
Register für Pfandrechte an Luftfahrzeugen erfor- 
derlich. 

(2) Vor der Eintragung sind die Beteiligten an 
die Einigung nur gebunden, wenn die Erklärungen 
gerichtlich oder notariell beurkundet oder vor dem 
Registergericht abgegeben oder bei diesem einge- 
reicht sind oder wenn der Eigentümer dem Gläu- 
biger eine Eintragungsbewilligung ausgehändigt 
hat, die öffentlich beurkundet oder öffentlich be- 
glaubigt worden ist. 

(3) Die Erklärung des Eigentümers wird nicht 
dadurch unwirksam, daß er in der Verfügung be- 
schränkt wird, nachdem die Erklärung für ihn bin- 
dend geworden und der Antrag auf Eintragung bei 
dem Registergericht gestellt worden ist. 

§ 6 

Ein Eigentumsanteil an einem Luftfahrzeug kann 
mit einem Registerpfandrecht nur belastet werden, 
wenn er in dem Anteil eines Miteigentümers be- 
steht. 


§ 7 

Die Bestellung eines Registerpfandrechts ist un- 
zulässig, solange das Luftfahrzeug mit einem Re- 
gisterpfandrecht belastet ist, das im Wege der 
Zwangsvollstreckung oder der Arrestvollziehung 
eingetragen ist. 

§ 8 

Für die Forderung aus einer Schuldverschreibung 
auf den Inhaber, aus einem Wechsel oder aus 
einem anderen Papier, das durch Indossament über- 
tragen werden kann, kann ein Registerpfandrecht 
nicht bestellt werden. 

§ 9 

(1) Ein in der Luftfahrzeugrolle eingetragenes 
Luftfahrzeug kann nicht in anderer Weise mit 
einem Recht belastet werden, als in diesem Gesetz 
vorgesehen ist. § 647 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs ist nicht anzuwenden. 

(2) Das gleiche gilt, wenn das Luftfahrzeug in 
der Luftfahrzeugrolle gelöscht, aber im Register für 
Pfandrechte an Luftfahrzeugen noch eingetragen ist. 

§ 10 

(1) Zur Siche rung des Anspruchs auf Einräumung 
oder Aufhebung eines Registerpfandrechts an 
einem Luftfahrzeug oder eines Rechtes an einem 
Registerpfandrecht oder auf Änderung des Inhalts 
oder des Ranges eines dieser Rechte kann eine Vor- 
merkung in das Register eingetragen werden. Die 
Eintragung einer* Vormerkung ist auch zur Siche- 
rung eines künftigen oder eines bedingten An- 
spruchs zulässig. 

(2) Eine Verfügung, die nach der Eintragung der 
Vormerkung über das Luftfahrzeug oder das Recht 
getroffen wird, ist insoweit unwirksam, als sie den 
Anspruch vereiteln oder beeinträchtigen würde. 
Dies gilt auch, wenn die Verfügung im Wege der 
Zwangsvollstreckung oder der Arrestvollziehung 
oder durch den Konkursverwalter erfolgt. 

(3) Der Rang des Rechtes, auf dessen Einräumung 
der Anspruch gerichtet ist, bestimmt sich nach der 
Eintragung der Vormerkung. 

(4) Soweit der Anspruch durch die Vormerkung 
gesichert ist, kann sich der Erbe des Verpflichteten 
nicht auf die Beschränkung seiner Haftung berufen. 

§ 11 

(1) Die Vormerkung wird auf Grund einer einst- 
weiligen Verfügung oder auf Grund der Bewilli- 
gung dessen eingetragen, dessen Luftfahrzeug oder 
Recht von der Vormerkung betroffen wird. Für die 
einstweilige Verfügung braucht eine Gefährdung 
des zu sichernden Anspruchs nicht glaubhaft ge- 
macht zu werden. 

(2) Bei der Eintragung kann zur näheren Bezeich- 
nung des zu sichernden Anspruchs auf die einst- 
weilige Verfügung oder die Eintragungsbewilligung 
Bezug genommen werden. 


3 



Drucksadie 423 


Deutscher Bundestag — 3, Wahlperiode 


§ 12 

Steht dem, dessen Luftfahrzeug oder dessen 
Recht von der Vormerkung betroffen wird, eine 
Einrede zu, durch welche die Geltendmachung des 
durch die Vormerkung gesicherten Anspruchs 
dauernd ausgeschlossen wird, so kann er von dem 
Gläubiger die Beseitigung der Vormerkung ver- 
langen. 

§ 13 

(1) Ist der Gläubiger, dessen Anspruch durch die 
Vormerkung gesichert ist, unbekannt, so kann er 
im Wege des Aufgebots Verfahrens mit seinem 
Recht ausgeschlossen werden, wenn die im § 66 für 
die Ausschließung des Gläubigers eines Register- 
pfandrechts bestimmten Voraussetzungen vorliegen. 
Die Wirkung der Vormerkung erlischt, sobald das 
Ausschlußurteil erlassen ist. 

(2) Für das Aufgebotsverfahren gelten die beson- 
deren Vorschriften in § 985, § 986 Abs. 1, 3 und 4 
der Zivilprozeßordnung sinngemäß. Zuständig ist 
das Gericht, bei dem das Register für Pfandrechte 
an Luftfahrzeugen geführt wird. Antragsberechtigt 
ist der Eigentümer und jeder, der auf Grund eines 
im Range gleich- oder nachstehenden Rechtes Be- 
friedigung aus dem Luftfahrzeug verlangen kann, 
sofern er für seinen Anspruch einen vollstreck- 
baren Titel erlangt hat. Das Aufgebot ist dem 
Eigentümer des Luftfahrzeugs von Amts wegen zu- 
zustellen. 

§ 14 

(1) Soweit der Erwerb eines Registerpfandrechts 
oder des Rechtes an einem solchen dem gegenüber, 
zu dessen Gunsten die Vormerkung besteht, un- 
wirksam ist, kann dieser von dem Erwerber die 
Zustimmung zu der Eintragung oder Löschung ver- 
langen, die zur Verwirklichung des durch die Vor- 
merkung gesicherten Anspruchs erforderlich ist. 

(2) Das gleiche gilt, wenn der Anspruch durch ein 
Veräußerungsverbot gesichert ist. 

§ 15 

(1) Ist im Register für jemanden ein Register- 
pfandrecht oder ein Recht an einem solchen einge- 
tragen, so wird vermutet, daß ihm das Recht zu- 
steht. 

(2) Ist ein eingetragenes Recht gelöscht, so wird 
vermutet, daß es nicht mehr besteht. 

§ 16 

(1) Zugunsten dessen, der ein Registerpfandrecht 
oder ein Recht an einem solchen durch Rechtsge- 
schäft erwirbt, gilt der Inhalt des Registers, soweit 
er diese Rechte und das Eigentum an dem Luft- 
fahrzeug betrifft, als richtig, es sei denn, daß ein 
Widerspruch gegen die Richtigkeit eingetragen 
oder die Unrichtigkeit dem Erwerber bekannt ist. 
Ist der Berechtigte in der Verfügung über ein im 
Register eingetragenes Recht (Satz 1) oder der 
Eigentümer in der Verfügung über das Luftfahrzeug 
zugunsten einer bestimmten Person beschränkt, so 


ist die Beschränkung dem Erwerber gegenüber nur 
wirksam, wenn sie aus dem Register ersichtlich 
oder dem Erwerber bekannt ist. 

(2) Für die Kenntnis des Erwerbers ist die Zeit 
der Stellung des Antrags auf Eintragung oder, 
wenn die Einigung erst später zustande kommt, die 
Zeit der Einigung maßgebend. 

§ 17 

§ 16 gilt sinngemäß, wenn an den, für den ein 
Recht (§ 16 Abs. 1 Satz 1) im Register eingetragen 
ist, auf Grund dieses Rechtes eine Leistung bewirkt 
oder wenn zwischen ihm oder einem anderen ein 
nicht unter § 16 fallendes Rechtsgeschäft vorge- 
nommen wird, das eine Verfügung über das Recht 
enthält. 

§ 18 

(1) Steht der Inhalt des Registers, soweit er das 
Eigentum, ein Registerpfandrecht, ein Recht an 
einem solchen oder eine Verfügungsipeschränkung 
der im § 16 Abs. 1 Satz 2 genannten Art betrifft, 
mit der wirklichen Rechtslage nicht im Einklang, so 
kann der, dessen Recht nicht oder nicht richtig ein- 
getragen oder durch die Eintragung einer nicht be- 
stehenden Belastung oder Beschränkung beeinträch- 
tigt ist, die Zustimmung zu der Berichtigung des 
Registers von dem verlangen, dessen Recht durch 
die Berichtigung betroffen wird. 

(2) Kann das Register erst berichtigt werden, 
nachdem das Recht des nach Absatz 1 Verpflichteten 
eingetragen worden ist, so hat dieser auf Verlangen 
sein Recht eintragen zu lassen. 

§ 19 

Wer die Berichtigung verlangt, hat die Kosten 
der Berichtigung des Registers und der dazu er- 
forderlichen Erklärungen zu tragen, sofern sidi 
nicht aus einem zwischen ihm und dem Verpflich- 
teten bestehenden Rechtsverhältnis etwas anderes 
ergibt. 

§ 20 

Die im § 18 bestimmten Ansprüche unterliegen 
nicht der Verjährung. 

§ 21 

(1) In den Fällen des § 18 kann ein Widerspruch 
gegen die Richtigkeit des Registers eingetragen 
werden. 

(2) Der Widerspruch wird auf Grund einer einst- 
weiligen Verfügung oder auf Grund einer Bewilli- 
gung des dur&i die Berichtigung des Registers Be- 
troffenen eingetragen. Die einstweilige Verfügung 
kann erlassen werden, ohne daß eine Gefährdung 
des Rechtes des Widersprechenden glaubhaft ge- 
macht wird. 

§ 22 

Ist eine Vormerkung oder ein Widerspruch auf 
Grund einer einstweiligen Verfügung eingetragen, 
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so erlischt die Vormerkung oder der Widerspruch, 
wenn die einstweilige Verfügung durch eine voll- 
streckbare Entscheidung aufgehoben wird. 

§ 23 

(1) Die Ansprüche aus eingetragenen Rechten 
unterliegen nicht der Verjährung. Dies gilt nicht 
für Ansprüche, die auf Rückstände wiederkehrender 
Leistungen oder auf Schadensersatz gerichtet sind. 

(2) Ein Recht, wegen dessen ein Widerspruch 
gegen die Richtigkeit des Registers eingetragen ist, 
steht dem eingetragenen Recht gleich. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Eintragung und Inhalt des Registerpfandrechts 
an einem Luftfahrzeug 

§ 24 

(1) Bei der Eintragung eines Registerpfandrechts 
müssen der Gläubiger, der Geldbetrag der Forde- 
rung und, wenn die Forderung verzinslich ist, der 
Zinssatz, wenn andere Nebenleistungen zu ent- 
richten sind, ihr Geldbetrag in das Register einge- 
tragen werden; im Falle des § 3 müssen der Gläu- 
biger und der Höchstbetrag in das Register einge- 
tragen werden. Zur näheren Bezeichnung des In- 
halts des Rechtes und der Forderung kann auf die 
Eintragungsbewilligung Bezug genommen werden. 

(2) Wird das Registerpfandrecht für das Dar- 
lehen einer Kreditanstalt eingetragen, deren Satzung 
von der zuständigen Behörde öffentlich bekanntge- 
macht worden ist, so genügt zur Bezeichnung der 
außer den Zinsen satzungsgemäß zu entrichtenden 
Nebenleistungen die Bezugnahme auf die Satzung. 

§ 25 

(1) Ist ein Luftfahrzeug mit mehreren Register- 
pfandrechten belastet, so bestimmt sich ihr Rang- 
verhältnis nach der Reihenfolge der Eintragungen. 
Die Eintragung ist für das Rangverhältnis auch 
dann maßgebend, wenn die nach § 5 zur Bestel- 
lung des Registerpfandrechts erforderliche Einigung 
erst nach der Eintragung zustande gekommen ist. 

(2) Eine abweichende Bestimmung des Rangver- 
häitnisses muß in das Register eingetragen werden. 

§ 26 

(1) Das Rangverhältnis kann nachträglich ge- 
ändert werden. Der nachträglichen Änderung des 
Rangverhältnisses steht es gleich, wenn der Rang 
eines bereits eingetragenen Registerpfandrechts zu- 
gleich mit der Eintragung eines neuen Register- 
pfandiechts zu dessen Gunsten geändert wird. 

(2) Zu der Rangänderung ist die Einigung des 
zurücktretenden und des vortretenden Berechtigten 
sowie die Eintragung in das Register erforderlich. 
Für die Einigung gilt § 5 Abs. 2, 3 sinngemäß. 

(3) Ist das zurücktretende Registerpfandrecht mit 
dem Recht eines Dritten belastet, so ist seine Zu- 


stimmung erforderlich. Die Zustimmung ist dem 
Registergericht oder einem der Beteiligten gegen- 
über zu erklären; sie ist unwiderruflich. 

(4) Der eingeräumte Vorrang geht nicht dadurch 
verloren, daß das zurücktretende Registerpfand- 
recht erlischt. 

(5) Registerpfandrechte, die den Rang zwischen 
dem zurücktretenden und dem vortretenden Regi- 
sterpfandrecht haben, werden durch die Rang- 
änderung nicht berührt. 

§ 27 

(1) Der Eigentümer kann sich bei der Belastung 
des Luftfahrzeugs mit einem Registerpfandrecht die 
Befugnis Vorbehalten, ein anderes dem Umfang 
nach bestimmtes Registerpfandrecht mit dem Rang 
vor jenem Registerpfandrecht eintragen zu lassen. 

(2) Der Vorbehalt muß bei dem Registerpfand- 
recht eingetragen werden, das zurücktreten soll. 

(3) Wird das Luftfahrzeug veräußert, so geht die 
vorbehaltene Befugnis auf den Erwerber über. 

(4) Ist das Luftfahrzeug vor der Eintragung des 
Registerpfandrechts, welchem der Vorrang beige- 
legt ist, mit einem Registerpfandrecht ohne einen 
entsprechenden Vorbehalt belastet worden, so hat 
der Vorrang keine Wirkung, soweit das mit dem 
Vorbehalt eingetragene Registerpfandrecht infolge 
der Zwischenbelastung eine über den Vorbehalt 
hinausgehende Beeinträchtigung erleiden würde. 

§ 28 

(1) Besteht für die Forderung ein Registerpfand- 
recht an mehreren Luftfahrzeugen, so haftet jedes 
Luftfahrzeug für die ganze Forderung (Gesamt- 
registerpfandrecht) . 

(2) Der Gläubiger ist berechtigt, den Betrag der 
Forderung auf die einzelnen Luftfahrzeuge in der 
Weise zu verteilen, daß jedes Luftfahrzeug nur für 
den zugeteilten Betrag haftet. Zur Verteilung ist 
die Erklärung des Gläubigers und die Eintragung 
in das Register erforderlich. Die Erklärung ist dem 
Registergericht oder dem gegenüber abzugeben, zu 
dessen Gunsten sie erfolgt; § 5 Abs. 2, 3 gilt sinn- 
gemäß. 

(3) Ist das Gesamtregisterpfandrecht mit dem 
Recht eines Dritten belastet, so ist zur Verteilung 
seine Zustimmung erforderlich; die Zustimmung 
ist dem Registergericht oder dem gegenüber zu 
erklären, zu dessen Gunsten sie erfolgt; sie ist 
unwiderruflich. 

§ 29 

Kraft des Registerpfandrechts haftet das Luft- 
fahrzeug auch für die gesetzlichen Zinsen der For- 
derung sowie für die Kosten der Kündigung und 
der die Befriedigung aus dem Luftfahrzeug be- 
zweckenden Rechtsverfolgung. 

§ 30 

(1) Ist die Forderung unverzinslich oder ist der 
Zinssatz niedriger als fünf vom Hundert, so kann 
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das Registerpfandrecht ohne die Zustimmung der 
im Rang gleich- oder nachstehenden Berechtigten 
dahin erweitert werden, daß das Luftfahrzeug für 
Zinsen bis zu fünf vom Hundert haftet. 

(2) Zu einer Änderung der Zahlungszeit und des 
Zahlungsorts ist die Zustimmung dieser Berechtig- 
ten gleichfalls nicht erforderlich. 

§ 31 

(1) Das Registerpfandrecht erstreckt sich auf das 
Zubehör des Luftfahrzeugs mit Ausnahme der Zu- 
behörstücke, die nicht in das Eigentum des Eigen- 
tümers des Luftfahrzeugs gelangt sind. Die Zu- 
behöreigenschaft einer Sache wird dadurch nicht 
ausgeschlossen, daß diese nur vorübergehend für 
den Betrieb des Luftfahrzeugs benutzt wird. 

(2) Zubehörstücke werden von der Haftung frei, 
wenn sie veräußert und von dem Luftfahrzeug ent- 
fernt werden, bevor sie zugunsten des Gläubigers 
in Beschlag genommen worden sind. § 1121 Abs. 2 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt sinngemäß. 

(3) Zubehörstücke werden von der Haftung frei, 
wenn ihre Zubehöreigenschaft in den Grenzen einer 
ordnungsmäßigen Wirtschaft aufgehoben wird oder 
wenn sie in ein Ersatzteillager eingebracht werden. 

(4) Die Vorschriften der Absätze 2 und 3 gelten 
für die Bestandteile des Luftfahrzeugs sinngemäß 
mit der Maßgabe, daß anstelle der Aufhebung der 
Zubehöreigenschaft die Trennung und Entfernung 
von dem Luftfahrzeug tritt, sofern nicht die Entfer- 
nung nur zu einem vorübergehenden Zweck erfolgt. 

§ 32 

(1) Hat der Eigentümer oder für seine Rechnung 
ein anderer für das Luftfahrzeug eine Versicherung 
genommen, so erstreckt sich das Registerpfandrecht 
auf die Versicherungsforderung. 

(2) Die für eine verpfändete Forderung geltenden 
Vorschriften des bürgerlichen Rechts sind sinngemäß 
anzuwenden; der Versicherer kann sich nicht darauf 
berufen, daß er ein aus dem Register ersichtliches 
Registerpfandrecht nicht gekannt habe. Der Ver- 
sicherer kann jedoch die Entschädigungssumme mit 
Wirkung gegen den Gläubiger an den Versiche- 
rungsnehmer zahlen, wenn er oder der Versiche- 
rungsnehmer den Eintritt des Schadens dem Gläu- 
biger angezeigt hat und seit dem Empfang der 
Anzeige eine Frist von zwei Wochen verstrichen 
ist. Die Anzeige darf unterbleiben, wenn sie untun- 
lich ist; in diesem Fall wird die Frist von dem 
Zeitpunkt an gerechnet, in dem die Entschädigungs- 
summe fällig ist. Der Gläubiger kann bis zum Ab- 
lauf der Frist dem Versicherer gegenüber der Zah- 
lung widersprechen. 

§ 33 

(1) Eine Zahlung des Versicherers auf die Ver- 
sicherungsforderung ist dem Gläubiger gegenüber 
wirksam, soweit sie zum Zweck der Wiederherstel- 
lung des Luftfahrzeugs bewirkt wird und die 
Wiederherstellung des Luftfahrzeugs gesichert ist. 


Das gleiche gilt von Zahlungen des Versicherers 
zum Zweck der Befriedigung von Gläubigern der 
in § 75 bezeichneten Rechte, soweit die Befriedigung 
dieser Gläubiger gesichert ist. 

(2) Die Haftung der Forderung gegen den Ver- 
sicherer erlischt, soweit das Luftfahrzeug wieder- 
hergestellt oder für Zubehörstücke Ersatz beschafft 
worden ist. Das gleiche gilt, soweit Verpflichtungen 
des Eigentümers erfüllt worden sind, die von der 
Versicherung umfaßt waren und für die ein in § 75 
bezeichnetes Recht bestand. 


§ 34 

(1) Hat der Gläubiger sein Registerpfandrecht bei 
dem Versicherer angemeldet, so hat dieser dem 
Gläubiger unverzüglich mitzuteilen, wenn die Prä- 
mie nicht rechtzeitig gezahlt ist und aus diesem 
Grunde dem Versicherungsnehmer eine Zahlungs- 
frist bestimmt wird. Das gleiche gilt, wenn das Ver- 
sicherungsverhältnis nach dem Ablauf der Frist 
wegen unterbliebener Prämienzahlung gekündigt 
wird. 

(2) Eine Kündigung, ein Rücktritt oder eine son- 
stige Tatsache, welche die vorzeitige Beendigung 
des Versicherungsverhältnisses zur Folge hat, wird 
gegenüber dem Gläubiger, der sein Registerpfand- 
recht dem Versicherer angemeldet hat, erst mit dem 
Ablauf von zwei Wochen wirksam, nachdem der 
Versicherer ihm die Beendigung und, wenn diese 
noch nicht eingetreten war, den Zeitpunkt der Be- 
endigung mitgeteilt oder der Gläubiger dies in an- 
derer Weise erfahren hat. Dies gilt nicht, wenn das 
Versicherungsverhältnis wegen nicht rechtzeitiger 
Prämienzahlung gekündigt oder durch Konkurs des 
Versicherers beendet wird. 

(3) Trifft der Versicherer mit dem Versicherungs- 
nehmer eine Vereinbarung, durch welche die Ver- 
sicherungssumme oder der Umfang der Gefahr, für 
die der Versicherer haftet, gemindert wird, so gilt 
Absatz 2 Satz 1 sinngemäß. 

(4) Ist der Versicherungsvertrag unwirksam, weil 
der Versicherungsnehmer ihn in der Absicht ge- 
schlossen hat, sich aus einer Überversicherung oder 
einer Doppelversicherung einen rechtswidrigen Ver- 
mögensvorteil zu verschaffen, so kann der Ver- 
sicherer gegenüber einem Gläubiger, der ihm sein 
Registerpfandrecht angemeldet hat, die Unwirksam- 
keit nicht geltend machen. Das Versicherungsver- 
hältnis endet jedoch dem Gläubiger gegenüber mit 
dem Ablauf von zwei Wochen, nachdem der Ver- 
sicherer ihm die Unwirksamkeit mitgeteilt oder der 
Gläubiger sie in anderer Weise erfahren hat. 


§ 35 

(1) Ist das Luftfahrzeug bei mehreren Versiche- 
rern gemeinschaftlich versichert, so genügt die An- 
meldung des Registerpfandrechts nach § 34 bei dem 
Versicherer, den der Eigentümer dem Gläubiger 
als den führenden Versicherer bezeichnet hat. Die- 
ser ist verpflichtet, die Anmeldung den Mitver- 
sicherten mitzuteilen. 
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(2) Für eine Mitteilung nach § 34 genügt, wenn 
der Gläubiger seine Wohnung geändert, die Än- 
derung aber dem Versicherer nicht angezeigt hat, 
die Absendung eines eingeschriebenen Briefes nach 
der letzten dem Versicherer bekannten Wohnung 
des Gläubigers. Die Mitteilung wird mit dem Zeit- 
punkt wirksam, in .dem sie ohne die Wohnungs- 
änderung bei regelmäßiger Beförderung dem Gläu- 
biger zugegangen sein würde. 

§ 36 

Ist der Versicherer wegen eines Verhaltens des 
Versicherungsnehmers oder des Versicherten, das 
nicht den Betrieb des Luftfahrzeugs betrifft, von 
der Verpflichtung zur Leistung frei oder tritt er 
nach dem Eintritt des Versicherungsfalles vom Ver- 
trag zurück, so bleibt gleichwohl seine Verpflich- 
tung gegenüber dem Gläubiger bestehen. Dies gilt 
nicht, wenn der Versicherer von der Verpflichtung 
zur Leistung deshalb frei ist, weil eine Prämie nicht 
rechtzeitig gezahlt ist. 

§ 37 

Soweit der Versicherer auf Grund des § 34 Abs. 2 
bis 4, § 36 den Gläubiger befriedigt, geht das Re- 
gisterpfandrecht auf ihn über. Der Übergang kann 
nicht zum Nachteil des Gläubigers oder eines gleich- 
oder nachstehenden Gläubigers eines Registerpfand- 
rechts, dem gegenüber die Verpflichtung des Ver- 
sicherers zur Leistung bestehengeblieben ist, gel- 
tend gemacht werden. 

§ 38 

(1) Der Versicherer muß fällige Prämien oder 
sonstige ihm auf Grund des Versicherungsvertrags 
gebührende Zahlungen vom Versicherten und vom 
Gläubiger auch dann annehmen, wenn er nach den 
Vorschriften des bürgerlichen Rechts die Zahlung 
zurückweisen könnte. 

(2) Das Luftfahrzeug haftet kraft des Register- 
pfandrechts für den Anspruch des Gläubigers auf 
Erstattung der Beträge und ihrer Zinsen, die der 
Gläubiger zur Entrichtung von Prämien oder son- 
stigen dem Versicherer auf Grund des Versiche- 
rungsvertrags gebührenden Zahlungen verwendet 
hat. 

§ 39 

(1) Ist infolge einer Verschlechterung des Luft- 
fahrzeugs oder seiner Einrichtungen die Sicherheit 
des Registerpfandrechts gefährdet, so kann der 
Gläubiger dem Eigentümer eine angemessene Frist 
zur Beseitigung der Gefährdung bestimmen. Nach 
fruchtlosem Ablauf der Frist ist der Gläubiger be- 
rechtigt, sofort Befriedigung aus dem Luftfahrzeug 
zu suchen. Ist die Forderung unverzinslich und noch 
nicht fällig, so gebührt dem Gläubiger nur die 
Summe, die mit Hinzurechnung der gesetzlichen 
Zinsen für die Zeit von der Zahlung bis zur Fällig- 
keit dem Betrag der Forderung gleichkommt. 

(2) Wirkt der Eigentümer auf das Luftfahrzeug in 
solcher Weise ein, daß eine die Sicherheit des Re- 
gisterpfandrechts gefährdende Verschlechterung des 
Luftfahrzeugs oder seiner Einrichtungen zu besor- 


gen ist, oder unterläßt er die erforderlichen Vor- 
kehrungen gegen derartige Einwirkungen Dritter 
oder gegen andere Beschädigungen, so hat das Ge- 
richt auf Antrag des Gläubigers die zur Abwendung 
der Gefährdung erforderlichen Maßregeln anzuord- 
nen; es kann, wenn andere Maßnahmen nicht aus- 
reichen, bestimmen, daß der Gläubiger berechtigt 
ist, sofort Befriedigung aus dem Luftfahrzeug zu 
suchen. 

(3) Einer Verschlechterung des Luftfahrzeugs steht 
es gleich, wenn Zubehörstücke, auf welche das Re- 
gisterpfandrecht sich erstreckt, verschlechtert oder 
den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtschaft zu- 
wider von dem Luftfahrzeug entfernt werden. 

§ 40 

Ist infolge der Einwirkung eines Dritten eine die 
Sicherheit des Registerpfandrechts gefährdende Ver- 
schlechterung des Luftfahrzeugs zu besorgen, so 
kann der Gläubiger gegen ihn nur auf Unterlassung 
klagen. 

§ 41 

(1) Der Eigentümer kann gegen das Register- 
pfandrecht die dem Schuldner gegen die Forderung 
zustehenden Einreden geltend machen. Er kann die 
Befriedigung des Gläubigers verweigern, solange 
dem Schuldner das Recht zusteht, das seiner Ver- 
bindlichkeit zugrunde liegende Rechtsgeschäft an- 
zufechten. Die gleiche Befugnis hat der Eigentümer, 
solange sich der Gläubiger durch Aufrechnung ge- 
gen eine fällige Forderung des Schuldners befrie- 
digen kann. Stirbt der Schuldner, so kann sich der 
Eigentümer nicht darauf berufen, daß der Erbe für 
die Schuld nur beschränkt haftet. 

(2) Ist der Eigentümer nicht der Schuldner, so 
verliert er eine Einrede nicht dadurch, daß der 
Schuldner auf sie verzichtet. 

§ 42 

(1) Hängt die Fälligkeit der Forderung von einer 
Kündigung ab, so ist die Kündigung für das Re- 
gisterpfandrecht nur wirksam, wenn sie von dem 
Gläubiger dem Eigentümer oder von dem Eigen- 
tümer dem Gläubiger erklärt wird. Zugunsten des 
Gläubigers gilt als Eigentümer, wer im Register als 
Eigentümer eingetragen ist. 

(2) Hat der Eigentümer weder einen Wohnsitz im 
Inland noch die Bestellung eines inländischen Be- 
vollmächtigten dem Gläubiger angezeigt, so hat 
das Registergericht ihm auf Antrag des Gläubigers 
einen Vertreter zu bestellen, dem gegenüber der 
Gläubiger kündigen kann; das gleiche gilt, wenn 
sein Aufenthalt unbekannt ist oder der Gläubiger 
ohne Fahrlässigkeit nicht weiß, wer der Eigentümer 
ist. 

§ 43 

(1) Der Eigentümer ist berechtigt, den Gläubiger 
zu befriedigen, wenn die Forderung ihm gegen- 
über fällig geworden oder wenn der Schuldner zur 
Leistung berechtigt ist. 
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(2) Der Eigentümer kann den Gläubiger auch 
durch Hinterlegung oder durch Aufrechnung be- 
friedigen. 

§ 44 

(1) Ist der Eigentümer nicht der Schuldner, so 
geht, soweit er den Gläubiger befriedigt, die For- 
derung auf ihn über; der Übergang kann nicht zum 
Nachteil des Gläubigers geltend gemacht werden. 
Einwendungen des Schuldners aus dem zwischen 
ihm und dem Eigentümer bestehenden Rechtsver- 
hältnis bleiben unberührt. 

(2) Besteht für die Forderung ein Gesamtregister- 
pfandrecht, so gelten für dieses die Vorschriften 
des § 64. 

§ 45 

Der Eigentümer kann gegen Befriedigung des 
Gläubigers die Aushändigung der zur Berichtigung 
des Registers oder zur Löschung des Registerpfand- 
rechts erforderlichen Urkunden verlangen. 

§ 46 

Liegen dem Eigentümer gegenüber die Voraus- 
setzungen vor, unter denen ein Schuldner in Ver- 
zug kommt, so gebühren dem Gläubiger Verzugs- 
zinsen aus dem Luftfahrzeug. 


DRITTER ABSCHNITT 

Die Geltendmachung des Registerpfandrechts 
an einem Luftfahrzeug 

§ 47 

(1) Der Gläubiger kann seine Befriedigung aus 
dem Luftfahrzeug und den Gegenständen, auf die 
sich das Registerpfandrecht erstreckt, nur im Wege 
der Zwangsvollstreckung suchen. 

(2) Bei einem Gesamtregisterpfandrecht kann der 
Gläubiger die Befriedigung aus jedem der Luftfahr- 
zeuge ganz oder zu einem Teil suchen. 

§ 48 

Bei der Verfolgung des Rechtes aus dem Register- 
pfandrecht gilt zugunsten des Gläubigers als Eigen- 
tümer, wer im Register als Eigentümer eingetragen 
ist. Das Recht des nicht eingetragenen Eigentümers, 
die ihm gegen das Registerpfandrecht zustehenden 
Einwendungen geltend zu machen, bleibt unberührt. 

§ 49 

Solange die Forderung dem Eigentümer gegen- 
über nicht fällig geworden ist, kann dieser dem 
Gläubiger nicht das Recht einräumen, zum Zweck 
der Befriedigung die Übertragung des Eigentums 
an dem Luftfahrzeug zu verlangen oder das Luft- 
fahrzeug auf andere Weise als im Wege der 
Zwangsvollstreckung zu veräußern. 


§ 50 

(1) Verlangt der Gläubiger Befriedigung aus dem 
Luftfahrzeug, so ist jeder, der Gefahr läuft, durch 
die Zwangsvollstreckung ein Recht an dem Luft- 
fahrzeug oder an den Gegenständen zu verlieren, 
auf die sich das Registerpfandrecht erstreckt, be- 
rechtigt, den Gläubiger zu befriedigen, und zwar 
auch durch Hinterlegung oder Aufrechnung. Das 
gleiche Recht steht dem Besitzer des Luftfahrzeugs 
oder der im § 31 genannten Sachen zu, wenn er 
Gefahr läuft, durch die Zwangsvollstreckung den 
Besitz zu verlieren. 

(2) Soweit der Dritte den Gläubiger befriedigt, 
geht die Forderung auf ihn über. Der Übergang 
kann nicht zum Nachteil des Gläubigers geltend ge- 
macht werden. Einwendungen des Schuldners aus 
einem zwischen ihm und dem Dritten bestehenden 
Rechtsverhältnis bleiben unberührt. 

(3) § 45 gilt sinngemäß. 


VIERTER ABSCHNITT 

Übertragung, Änderung und Erlöschen 
des Registerpfandrechts an einem Luftfahrzeug 

§ 51 

(1) Mit der Übertragung der Forderung geht das 
Registerpfandrecht auf den neuen Gläubiger über. 

(2) Die Forderung kann nicht ohne das Register- 
pfandrecht, das Registerpfandrecht kann nicht ohne 
die Forderung übertragen werden. 

(3) Zur Abtretung der Forderung ist die Einigung 
des bisherigen und des neuen Gläubigers hierüber 
und die Eintragung in das Register erforderlich; 
§ 5 Abs. 2, 3 gilt sinngemäß. 

(4) Eine Forderung, zu deren Sicherung ein Re- 
gisterpfandrecht der in § 3 bezeichneten Art be- 
stellt ist, kann auch nach den für die Übertragung 
von Forderungen geltenden allgemeinen Vorschrif- 
ten übertragen werden. Wird sie nach diesen Vor- 
schriften übertragen, so ist der Übergang des Re- 
gisterpfandrechts ausgeschlossen. 

§ 52 

(1) Eine Einrede, die dem Eigentümer auf Grund 
eines zwischen ihm und dem bisherigen Gläubiger 
bestehenden Rechtsverhältnisses gegen das Regi- 
sterpfandrecht zusteht, kann auch dem neuen Gläu- 
biger entgegengesetzt werden. Die Vorschriften der 
§§ 16, 18 bis 21 über den öffentlichen Glauben des 
Registers gelten auch für diese Einrede. 

(2) Soweit die Forderung auf Zinsen oder andere 
Nebenleistungen gerichtet ist, die nicht später als 
in dem Kalendervierteljahr, in dem der Eigentümer 
von der Übertragung Kenntnis erlangt, oder dem 
folgenden Vierteljahr fällig werden, kann sich der 
Gläubiger gegenüber den im Absatz 1 bezeichneten 
Einreden nicht auf § 16 berufen. 
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§ 53 

(1) Soweit die Forderung auf Rückstände von Zin- 
sen oder anderen Nebenleistungen oder auf Er- 
stattung von Kosten der Kündigung und Rechts Ver- 
folgung (§ 29) oder von den im § 38 Abs. 2 be- 
zeichnten Beträgen gerichtet ist, bestimmt sich die 
Übertragung sowie das Rechtsverhältnis zwischen 
dem Eigentümer und dem neuen Gläubiger nach 
den für die Übertragung von Forderungen gelten- 
den allgemeinen Vorschriften. 

(2) Die Vorschriften des § 16 über den öffent- 
lichen Glauben des Registers gelten für die im Ab- 
satz 1 bezeichneten Ansprüche nicht. 

§ 54 

(1) Zur Änderung des Inhalts des Registerpfand- 
rechts ist die Einigung des Eigentümers und des 
Gläubigers über den Eintritt der Rechtsänderung 
und die Eintragung der Rechtsänderung in das Re- 
gister erforderlich; § 5 Abs. 2, 3, § 24 gelten sinn- 
gemäß. 

(2) Ist das Registerpfandrecht mit dem Recht 
eines Dritten belastet, so ist seine Zustimmung er- 
forderlich. Die Zustimmung ist dem Registergericht 
oder dem gegenüber zu erklären, zu dessen Gun- 
sten sie erfolgt; sie ist unwiderruflich. 

§ 55 

(1) An die Stelle der Forderung, für welche das 
Registerpfandrecht besteht, kann eine andere For- 
derung gesetzt werden. Zu der Änderung ist die 
Einigung des Gläubigers und des Eigentümers so- 
wie die Eintragung in das Register erforderlich? 
§ 5 Abs. 2, 3, § 54 Abs. 2 gelten sinngemäß. 

(2) Steht die Forderung, die an die Stelle der 
bisherigen Forderung treten soll, nicht dem bis- 
herigen Gläubiger des Registerpfandrechts zu, so 
ist seine Zustimmung erforderlich; § 54 Abs. 2, 
§ 56 Abs. 2, 3 gelten sinngemäß. 

§ 56 

(1) Zur Aufhebung des Registerpfandrechts durch 
Rechtsgeschäft ist die Erklärung des Gläubigers, 
daß er das Registerpfandrecht aufhebe, und die 
Löschung des Registerpfandrechts im Register er- 
forderlich. Die Erklärung ist dem Registergericht 
oder dem gegenüber abzugeben, zu dessen Gun- 
sten sie erfolgt. 

(2) Vor der Löschung ist der Gläubiger an seine 
Erklärung nur gebunden, wenn er sie dem Regi- 
stergericht gegenüber abgegeben oder dem, zu des- 
sen Gunsten sie erfolgt, eine Löschungsbewilligung 
ausgehändigt hat, die öffentlich beurkundet oder 
öffentlich beglaubigt worden ist. 

(3) Die Erklärung des Gläubigers wird nicht da- 
durch unwirksam, daß er in der Verfügung be- 
schränkt wird, nachdem die Erklärung für ihn bin- 
dend geworden und der Antrag auf Löschung bei 
dem Registergericht gestellt worden ist. 

(4) § 54 Abs. 2 gilt auch hier. 


§ 57 

Das Registerpfandrecht erlischt vorbehaltlich der 
Fälle des § 59 mit der Forderung. Das Register- 
pfandrecht erlischt auch, wenn der Gläubiger aus 
dem Luftfahrzeug und soweit er aus den sonstigen 
Gegenständen, auf die sich das Registerpfandrecht 
erstreckt, im Wege der Zwangsvollstreckung be- 
friedigt wird. 

§ 58 

Steht dem Eigentümer eine Einrede zu, durch 
welche die Geltendmachung des Registerpfandrechts 
dauernd ausgeschlossen wird, $o kann er verlan- 
gen, daß der Gläubiger das Registerpfandrecht auf- 
hebt. 

§ 59 

(1) Befriedigt der Schuldner den Gläubiger, so 
geht das Registerpfandrecht auf ihn über, soweit 
er von dem Eigentümer oder einem Rechtsvorgän- 
ger des Eigentümers Ersatz verlangen kann. 

(2) Kann bei einem Gesamtregisterpfandrecht der 
Schuldner nur von dem Eigentümer eines der be- 
lasteten Luftfahrzeuge oder von einem Rechtsvor- 
gänger dieses Eigentümers Ersatz verlangen, so 
geht das Registerpfandrecht nur an diesem Luft- 
fahrzeug auf ihn über; an den übrigen Luftfahrzeu- 
gen erlischt es. 

(3) Befriedigt der Schuldner den Gläubiger nur 
zum Teil, so hat der dem Gläubiger verbleibende 
Teil des Registerpfandrechts den Vorrang. 

(4) Der Befriedigung des Gläubigers steht es 
gleich, wenn sich Forderung und Schuld in einer 
Person vereinigen. 

§ 60 

Gibt der Gläubiger das Registerpfandrecht auf 
oder räumt er einem anderen Registerpfandrecht 
den Vorrang ein, so wird der Schuldner frei, so- 
weit er ohne diese Verfügung nach § 59 aus dem 
Registerpfandrecht hätte Ersatz verlangen können. 

§ 61 

Ist der Schuldner berechtigt, von dem Eigentü- 
mer Ersatz zu verlangen, falls er den Gläubiger be- 
friedigt, so kann er, wenn der Gläubiger die 
Zwangsversteigerung des Luftfahrzeugs betreibt, 
ohne ihn unverzüglich zu benachrichtigen, die Be- 
friedigung des Gläubigers wegen eines Ausfalls 
bei der Zwangsversteigerung verweigern, soweit 
er infolge der Unterlassung der Benachrichtigung 
einen Schaden erleidet. Die Benachrichtigung darf 
unterbleiben, wenn sie untunlich ist. 

§ 62 

Hat der Schuldner dadurch, daß er den Gläubiger 
befriedigt hat, das Registerpfandrecht erworben 
oder hat er aus demselben Grund ein sonstiges 
rechtliches Interesse an der Berichtigung des Re- 
gisters, so kann er verlangen, daß der Gläubiger 
die zur Berichtigung des Registers erforderlichen 
Urkunden ihm aushändigt. 
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§ 63 

(1) Das Registerpfandrecht erlischt, wenn es mit 
dem Eigentum in derselben Person zusammentrifft. 

(2) Das Registerpfandredit erlischt nicht, solange 
die Forderung besteht oder zugunsten eines Drit- 
ten als bestehend gilt Der Eigentümer kann als 
Gläubiger nicht die Zwangsvollstreckung in das 
Luftfahrzeug betreiben; Zinsen aus dem Luftfahr- 
zeug gebühren ihm nicht. 

§ 64 

(1) Befriedigt der Eigentümer eines mit einem 
Gesamtregisterpfandrecht belasteten Luftfahrzeugs 
den Gläubiger und erwirbt er nach § 44 die Forde- 
rung, so geht das Registerpfandrecht nur an sei- 
nem Luftfahrzeug auf ihn über; an den übrigen 
Luftfahrzeugen erlischt es. 

(2) Kann der Eigentümer, der den Gläubiger be- 
friedigt, von dem Eigentümer eines der anderen 
Luftfahrzeuge oder von einem Rechtsvorgänger die- 
ses Eigentümers Ersatz verlangen, so geht in Höhe 
des Ersatzanspruchs das Registerpfandrecht an dem 
Luftfahrzeug dieses Eigentümers auf ihn über; es 
bleibt mit einem nach Absatz 1 übergegangenen Re- 
gisterpfandrecht Gesamtregisterpfandrecht 

(3) Wird der Gläubiger nur zum Teil befriedigt, 
so hat das dem Gläubiger verbleibende Register- 
pfandrecht den Vorrang vor einem dem Eigen- 
tümer nach den Absätzen 1 oder 2 zufallenden Re- 
gisterpfandrecht 

(4) Der Befriedigung durch den Eigentümer steht 
es gleich, wenn das Gläubigerrecht auf den Eigen- 
tümer übertragen wird oder wenn sich Forderung 
und Schuld in der Person des Eigentümers vereini- 
gen. 

(5) Wird der Gläubiger im Wege der Zwangs- 
vollstreckung aus einem der mit einem Gesamt- 
registerpfandrecht belasteten Luftfahrzeuge befrie- 
digt, so gilt Absatz 2 sinngemäß. 

§ 65 

(1) Ist ein Registerpfandrecht im Register zu Un- 
recht gelöscht, so erlischt es, wenn der Anspruch 
des Gläubigers gegen den Eigentümer verjährt ist 

(2) Das gleiche gilt, wenn ein kraft Gesetzes ent- 
standenes Registerpfandrecht nicht in das Register 
eingetragen worden ist. 

§ 66 

(1) Ist der Gläubiger unbekannt, so kann er im 
Wege des Aufgebotsverfahrens mit seinem Recht 
ausgeschlossen werden, wenn seit der letzten sich 
auf das Registerpfandrecht beziehenden Eintragung 
in das Register zehn Jahre verstrichen sind und 
das Recht des Gläubigers nicht innerhalb dieser 
Frist von dem Eigentümer in einer nach § 208 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs zur Unterbrechung der 
Verjährung geeigneten Weise anerkannt worden 
ist Ist eine Erweiterung des Registerpfandrechts 
auf Ersatzteile eingetragen, so beginnt die in Satz 1 
bezeiebnete Frist nicht vor dem Zeitpunkt der letz- 


ten sich auf die Erweiterung beziehenden Eintra- 
gung. Besteht für die Forderung eine nach dem 
Kalender bestimmte Zahlungszeit, so beginnt die 
Frist nicht vor dem Ablauf des Zahlungstages. 

(2) Mit dem Erlaß des Ausschlußurteils erlischt 
das Registerpfandrecht. 

(3) Für das Aufgebots verfahren gelten die be- 
sonderen Vorschriften in § 984 Abs. 1, § 985 und 
§ 986 Abs. 1, 3 und 4 der Zivilprozeßordnung sinn- 
gemäß. Zuständig ist das Gericht, bei dem das Re- 
gister für Pfandrechte an Luftfahrzeugen geführt 
wird. 

§ 67 

(1) Der unbekannte Gläubiger kann im Wege des 
Aufgebots Verfahrens mit seinem Recht auch dann . 
ausgeschlossen werden, wenn der Eigentümer zur 
Befriedigung des Gläubigers oder zur Kündigung 
berechtigt ist und den Betrag der Forderung für 
den Gläubiger unter Verzicht auf das Recht zur 
Rücknahme hinterlegt. Die Hinterlegung von Zin- 
sen ist nur erforderlich, wenn der Zinssatz im Re- 
gister eingetragen ist; Zinsen für eine frühere Zeit 
als das vierte Kalenderjahr vor dem Erlaß eines 
Ausschlußurteils sind nicht zu hinterlegen. 

(2) Mit dem Erlaß des Ausschlußurteils gilt der 
Gläubiger als befriedigt, sofern nicht nach den Vor- 
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die 
Hinterlegung die Befriedigung schon vorher einge- 
treten ist. 

(3) Das Recht des Gläubigers auf den hinterlegt 
ten Betrag erlischt mit dem Ablauf von dreißig 
Jahren nach dem Erlaß des Ausschlußurteils, wenn 
nicht der Gläubiger sich vorher bei der Hinter- 
legungsstelle meldet; der Hinterleger ist zur Rück- 
nahme berechtigt, auch wenn er auf das Recht zur 
Rücknahme verzichtet hat. 

(4) Für das Aufgebotsverfahren gelten die be- 
sonderen Vorschriften in § 984 Abs. 1, §§ 985, 987 
der Zivilprozeßordnung sinngemäß. Zuständig ist 
das Gericht, bei dem das Register für Pfandrechte 
an Luftfahrzeugen geführt wird. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Die Erweiterung des Registerpfandrechts 
auf Ersatzteile von Luftfahrzeugen 

§ 68 

(1) Das Registerpfandrecht an einem in der Luft- 
fahrzeugrolle eingetragenen Luftfahrzeug kann auf 
die Ersatzteile erweitert werden, die an einer Ört- 
lich bezeichneten bestimmten Stelle (Ersatzteillager) 
im Inland oder im Ausland jeweils lagern. Als Er- 
satzteile gelten alle zu einem Luftfahrzeug gehö- 
renden Teile, Triebwerke, Luftschrauben, Funkge- 
räte, Bordinstrumente, Ausrüstungen und Ausstat- 
tungsgegenstände sowie Teile dieser Gegenstände, 
ferner allgemein alle sonstigen Gegenstände ir- 
gendwelcher Art, die zum Einbau in ein Luftfahr- 
zeug als Ersatz entfernter Teile bereit gehalten 
werden. 
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(2) Zu der Erweiterung ist die Einigung des 
Eigentümers und des Gläubigers sowie die Eintra- 
gung der Erweiterung in das Register für Pfand- 
rechte an Luftfahrzeugen erforderlich. § 5 Abs. 2, 

3 gilt sinngemäß. 

§ 69 

Der Eigentümer des belasteten Luftfahrzeugs ist 
gegenüber dem Gläubiger des Registerpfandrechts 
oder eines Rechtes an diesem verpflichtet, an dem 
Ersatzteillager die Erweiterung durdi eine Bekannt- 
machung kenntlich zu machen, die das Register- 
pfandrecht unter Bezeichnung der Stelle des Re- 
gisters, an der es eingetragen ist, sowie den Namen 
und die Anschrift des Gläubigers angibt. 

§ 70 

(1) Für die Erweiterung, die Eintragung und das 
Recht, das sich aus der Erweiterung ergibt, gelten 
die Vorschriften der §§ 6, 10 bis 23, 26 bis 30, 32 
bis 67 sinngemäß. 

(2) Wird das Registerpfandrecht an dem Luft- 
fahrzeug aufgehoben, so gilt auch das Recht, das 
sich aus der Erweiterung ergibt, als aufgehoben. 

§ 71 

(1) Auf Grund der Erweiterung erstreckt sich das 
Registerpfandrecht auf die zur Zeit der Erweite- 
rung oder später in das Ersatzteillager eingebrach- * 
ten Ersatzteile. Dies gilt nicht für Ersatzteile, die 
nicht in das Eigentum des Eigentümers des be- 
lasteten Luftfahrzeugs gelangt sind. 

(2) Ersatzteile werden von der Haftung nach Ab- 
satz 1 frei, wenn sie aus dem Ersatzteillager ent- 
fernt werden, bevor sie in Beschlag genommen 
worden sind. 

§ 72 

Erstrecken sich nach § 71 mehrere Register- 
pfandrechte auf dieselben Ersatzteile, so bestimmt 
sich ihr Rangverhältnis hinsichtlich der Ersatz- 
teile nach der Reihenfolge, in der die Erweiterun- 
gen in das Register eingetragen sind. § 25 Abs. 1 
Satz 2, Abs. 2 gilt sinngemäß. 

§ 73 

Werden Ersatzteile, auf welche das Register- 
pfandrecht sich nach § 71 erstreckt, verschlechtert 
oder den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirt- 
schaft zuwider aus dem Lager entfernt, so steht 
dies einer Verschlechterung des. Luftfahrzeugs 
gleich. 

§ 74 

Erlischt ein Registerpfandrecht, das sich nach § 71 
auf Ersatzteile erstreckt, durch den Untergang oder 
die Enteignung des belasteten Luftfahrzeugs oder 
durch den Zuschlag in der Zwangsversteigerung des 
belasteten Luftfahrzeugs, so besteht es hinsichtlich 
der vorher in das Ersatzteillager eingebrachten Er- 
satzteile fort, soweit nicht die gesicherte Forderung 
erloschen ist. 


SECHSTER ABSCHNITT 
Rechte aus 

Bergungs- und Erhaltungsmaßnahmen 

§ 75 

Begründet ein Anspruch wegen Entschädigung für 
die Bergung eines in der Luftfahrzeugrolle eingetra- 
genen Luftfahrzeugs oder wegen außerordentlicher, 
zur Erhaltung eines solchen Luftfahrzeugs erforder- 
licher Aufwendungen nach den Gesetzen des Staa- 
tes, in dem diese Maßnahmen zum Abschluß ge- 
kommen sind, ein mit Vorrang ausgestattetes ding- 
liches Recht an dem Luftfahrzeug, so gelten die Vor- 
schriften der §§ 76, 77, sofern der Vorrang des 
Rechtes nach Artikel IV des Genfer Abkommens 
vom 19. Juni 1948 (Bundesgesetzbl. . . . II S. . . .) an- 
zuerkennen ist. 

§ 76 

Das Recht gewährt dem Berechtigten im Verhält- 
nis zu anderen Rechten an dem Luftfahrzeug die- 
selben Rechte wie ein Registerpfandrecht. Es geht 
jedoch allen anderen Rechten an dem Luftfahrzeug 
im Range vor. Bestehen mehrere Rechte der in § 75 
genannten Art an demselben Luftfahrzeug, so be- 
stimmt sich ihr Rangverhäitnis untereinander nach 
der umgekehrten Reihenfolge der Ereignisse, durch 
die sie entstanden sind; sind sie durch dasselbe Er- 
eignis entstanden, so haben sie untereinander den 
gleichen Rang. 

§ 77 

(1) Zur Wahrung des Rechtes kann für den Be- 
rechtigten innerhalb von drei Monaten nach Ab- 
schluß der Bergungs- oder Erhaltungsmaßnahmen 
ein Schutzvermerk in das Register für Pfandrechte 
an Luftfahrzeugen eingetragen werden. 

(2) Ist das Recht erloschen oder nicht entstanden 
oder ist es im Geltungsbereich dieses Gesetzes nicht 
mehr anzuerkennen, so kann der Eigentümer des 
Luftfahrzeugs verlangen, daß der, für den der 
Schutzvermerk eingetragen ist, die Löschung des 
Vermerks bewilligt. Der gleiche Anspruch steht dem 
zu, für den ein Recht an dem Luftfahrzeug oder 
eine Vormerkung in das Register eingetragen ist. 


SIEBENTER ABSCHNITT 

Register für Pfandrechte an Luftfahrzeugen. 

Verfahren 

§ 78 

Das Register für Pfandrechte an Luftfahrzeugen 
wird von dem Amtsgericht, in dessen Bezirk das 
Luftfahrt-Bundesamt seinen Sitz hat, als Register- 
gericht geführt. 

§ 79 

Ein in der Luftfahrzeugrolle eingetragenes Luft- 
fahrzeug wird in das Register eingetragen, wenn 
es ordnungsmäßig zur Eintragung angemeldet wird. 
Anmeldeberechtigt ist, wer als Eigentümer des Luft- 
fahrzeugs in der Luftfahrzeugrolle eingetragen ist 
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oder auf Grund eines vollstreckbaren Titels eine 
Eintragung in das Register verlangen kann, sowie 
der, zu dessen Gunsten ein Schutzvermerk nach § 77 
einzutragen ist. 

§ 80 

(1) Bei der Anmeldung des Luftfahrzeugs sind an- 
zugeben 

1. die Nummer des Blattes der Luftfahrzeug- 
rolle, auf dem das Luftfahrzeug eingetra- 
gen ist, 

2. das Staatszugehörigkeits- und Eintragungs- 
Zeichen des Luftfahrzeugs, 

3. die Art und das Muster des Luftfahrzeugs, 

4. die Werknummer der Zelle des Luftfahr- 
zeugs, 

5. der Name und der Wohnsitz oder Sitz des 
Eigentümers nach der Eintragung in der 
Luftfahrzeugrolle. 

(2) Der Anmeldende hat nachzuweisen, daß die 
Angaben mit den Eintragungen in der Luftfahrzeug- 
rolle übereinstimmen. Wer das Luftfahrzeug als 
Eigentümer zur Eintragung anmeldet, hat glaubhaft 
zu machen, daß er Eigentümer des Luftfahrzeugs ist. 

§ 81 

(1) Jedes Luftfahrzeug erhält bei der Eintragung 
eine besondere Stelle (Registerblatt), Das Register- 
blatt ist für das Luftfahrzeug als das Register für 
Pfandrechte an Luftfahrzeugen anzusehen. 

(2) Die Eintragung des Luftfahrzeugs hat die in 
§ 80 Abs. 1 bezeichneten Angaben und den Tag der 
Eintragung zu enthalten. 

§ 82 

(1) Wird das Luftfahrzeug auf Grund der Anmel- 
dung einer Person eingetragen, die auf Grund eines 
vollstreckbaren Titels eine Eintragung in das Re- 
gister verlangen kann oder zu deren Gunsten ein 
Schutzvermerk nach § 77 einzutragen ist, so hat das 
Registergericht bei der Eintragung des Luftfahr- 
zeugs von Amts wegen einen Widerspruch gegen 
die Richtigkeit der Eigentums eintragung einzutra- 
gen. Der Widerspruch wird nicht eingetragen oder 
auf Antrag gelöscht, wenn glaubhaft gemacht wird, 
daß das Luftfahrzeug Eigentum dessen ist, der als 
Eigentümer in der Luftfahrzeugrolle eingetragen ist. 

(2) Hat vor der Eintragung des Luftfahrzeugs ein 
anderer dem Registergericht gegenüber der Ein- 
tragung des in der Luftfahrzeugrolle Eingetragenen 
als Eigentümer mit der Begründung widersprochen, 
daß er Eigentümer des Luftfahrzeugs sei, so kann 
das Registergericht bei der Eintragung des Luft- 
fahrzeugs zugunsten des anderen einen Wider- 
spruch gegen die Richtigkeit der Eigentumseintra- 
gung eintragen. 

§ 83 

Das Registergericht soll die Eintragung des Luft- 
fahrzeugs in das Register dem Luftfahrt-Bundesamt, 
dem Anmeldenden, dem als Eigentümer Eingetra- 
genen und dem, der nach § 82 Abs. 2 der Eintragung 
widersprochen hat, bekanntmachen. 


,§ 84 

(1) Jedes Lager von Ersatzteilen, auf die sich ein 
Registerpfandrecht an einem Luftfahrzeug nach § 71 
erstreckt, erhält bei der ersten Eintragung, welche 
diese Ersatzteile betrifft, eine besondere Stelle 
(Registerblatt). 

(2) Die Eintragung des Ersatzteillagers hat die 
Bezeichnung der Stelle, an der die Ersatzteile la- 
gern, und den Tag der Eintragung zu enthalten. 

(3) Das Registerblatt ist für die Ersatzteile als das 
Register für Pfandrechte an Luftfahrzeugen anzu- 
sehen. Betrifft eine Eintragung das eingetragene 
Registerpfandrecht mitsamt dem Recht, das sich aus 
der Erweiterung ergibt, so ist sie nur auf dem Re- 
gisterblatt für das Luftfahrzeug vorzunehmen. Dies 
gilt nicht für die Löschung einer Eintragung. Eine 
Vormerkung oder ein Widerspruch wird auf dem 
Registerblatt für das Ersatzteillager nur eingetra- 
gen, wenn auch die endgültige Eintragung hier vor- 
zunehmen ist. 

§ 85 

(1) Das Register ist öffentlich; die Einsicht in das 
Register ist jedem gestattet. Auf Verlangen ist eine 
Abschrift der Eintragungen zu erteilen; die Ab- 
schrift ist auf Verlangen zu beglaubigen. 

(2) Das gleiche gilt von Urkunden, auf die im 
Register zur Ergänzung einer Eintragung Bezug ge- 
nommen ist. 

(3) Im übrigen ist die Einsicht in die Register- 
akten sowie in die noch nicht erledigten Eintra- 
gungsanträge nur gestattet, soweit edo berechtigtes 
Interesse glaubhaft gemacht wird. Absatz 1 Satz 2 
gilt sinngemäß. 

§ 86 

(1) Für Eintragungen in das Register gelten die 
Vorschriften des Dritten Abschnitts der Schiffs- 
register Ordnung vom 26. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. 
I S. 360) mit Ausnahme der Vorschriften in §§ 30, 
31 Abs. 2, §§ 32, 33, 35, 43, 47, 53 und 58 sinn- 
gemäß. Anmeldungen nach § 79 oder § 89 sowie 
Anträge nach § 93 bedürfen jedoch nicht der in 
§ 37 der Schiffsregisterordnung bezeichneten Form. 

(2) Ein neuer Eigentümer darf im Wege der Be- 
richtigung des Registers nur eingetragen werden, 
wenn nachgewiesen ist, daß die Berichtigung mit 
der Eintragung in der Luftfaihrzeugrolle überein- 
stimmt. 

§ 87 

Wird für eine Forderung, die auf ausländische 
Währung lautet und deren Gläubiger seinen Wohn- 
sitz oder Sitz außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes hat, ein Registerpfandrecht in das Register 
eingetragen, so kann der Geldbetrag der Forderung 
und etwaiger Nebenleistungen oder der Höchst- 
betrag, bis zu dem das Luftfahrzeug haften soll, in 
ausländischer Währung angegeben werden. 

§ 88 

(1) Dem Antrag, die Erweiterung eines Register- 
pfanidrechts an einem Luftfahrzeug auf Ersatzteile 
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in das Register einzutragen, ist ein Verzeichnis 
über die Art und die ungefähre Anzahl der Ersatz- 
teile beizufügen, die im Zeitpunkt der Antragstel- 
lung in dem Ersatzteillager lagern und dem Eigen- 
tümer des Luftfahrzeugs gehören. 

(2) Ist das Ersatzteillager im Register nicht ein- 
getragen, so hat der Antragsteller die Stelle, an der 
die Ersatzteile lagern, in dem Antrag so anzugeben, 
daß die Angabe als Bezeichnung des Ersatzteillagers 
bei dessen Eintragung dienen kann. Orte und 
Grundstücke sollen nach ihrer amtlichen Bezeich- 
nung, in Ermangelung solcher nach der ortsüblichen 
Bezeichnung angegeben werden; die Übereinstim- 
mung mit dieser Bezeichnung ist auf Verlangen des 
Registergerichts glaubhaft zu machen. 

(3) Mit der Eintragung nach § 68 Abs. 2 ist auf 
dem Registerblatt des Luftfahrzeugs die Erweite- 
rung des Registerpfandrechts von Amts wegen er- 
kennbar zu machen. Das Erlöschen der Erweiterung 
ist dort von Amts wegen zu vermerken, soweit die 
Eintragung der Erweiterung auf dem Registerblatt 
des Ersatzteillagers gelöscht wird. 

§ 89 

(1) Der Schutzvermerk nach § 77 wird von Amts 
wegen eingetragen, wenn der Berechtigte das Recht 
ordnungsmäßig und rechtzeitig vor Ablauf der in 
§ 77 bestimmten Frist bei dem Registergericht an- 
meldet. Das Registergericht hat nicht zu prüfen, ob 
das angemeldete Recht besteht. Zur Bezeichnung 
des angemeldeten Rechtes kann in dem Schutzver- 
merk auf die Anmeldung Bezug genommen werden. 

(2) Die Anmeldung bedarf schriftlicher Form. Sie 
muß den Grund des Anspruchs, den Staat, in dem 
die Bergungs- oder Erhaltungsmaßnahme zum Ab- 
schluß gekommen ist, und den Zeitpunkt des Ab- 
schlusses der Maßnahme bezeichnen. 

(3) Der Schutzvermerk wird gelöscht, wenn der 
Berechtigte die Löschung bewilligt oder wenn dem 
Registergericht nachgewiesen wird, daß das Recht 
erloschen oder nicht entstanden oder im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes nicht mehr anzuerkennen 
ist. 

§ 90 

(1) Werden nach der Eintragung des Luftfahrzeugs 
in das Register Eintragungen in der Luftfahrzeug- 
rolle geändert, welche die in § 80 Abs. 1 bezeich- 
neten Angaben betreffen, so hat das Luftfahrt- 
Bundesamt das Registergericht zu ersuchen, die 
entsprechenden Angaben in der Eintragung des 
Luftfahrzeugs im Register zu berichtigen. 

(2) Betrifft das Ersuchen die Berichtigung durch 
Eintragung eines anderen Eigentümers, so gilt § 82 
Abs. 1 sinngemäß, wenn nicht der als Eigentümer 
im Register Eingetragene der Berichtigung zustimmt. 

§ 91 

Wird die Eintragung eines im Register eingetra- 
genen Luftfahrzeugs in der Luftfahrzeugrolle ge- 
löscht, so hat das Luftfahrt-Bundesamt das Register- 
gericht zu ersuchen, dies in das Register einzutragen. 


§ 92 

Wird ein im Register eingetragenes Luftfahrzeug, 
das in der Luftfahrzeugrolle gelöscht ist, erneut in 
die Luftfahrzeugrolle eingetragen, so hat das Luft- 
fahrt-Bundesamt das Registergericht zu ersuchen, 
die auf Grund des Ersuchens nach § 91 vorgenom- 
mene Eintragung zu löschen. § 90 gilt sinngemäß. 

§ 93 

(1) Die Eintragung des Luftfahrzeugs im Register 
wird auf Antrag des als Eigentümer Eingetragenen 
oder seines Rechtsnachfolgers gelöscht, wenn alle 
Eintragungen gelöscht sind, die nicht die in § 81 
Abs. 2 bezeichneten Angaben sowie die Löschung 
der Eintragung des Luftfahrzeugs in der Luftfahr- 
zeugrolle betreffen. 

(2) Wird die Eintragung des Luftfahrzeugs im 
Register gelöscht, so soll das Registergericht dies 
dem Luftfahrt-Bundesamt und dem als Eigentümer 
des Luftfahrzeugs Eingetragenen bekanntmachen. 

§ 94 

(1) Die Eintragung des Ersatzteillagers kann von 
Amts wegen gelöscht werden, wenn alle anderen 
Eintragungen in dem Registerblatt gelöscht sind. 

(2) Wird die Eintragung des Ersatzteillagers ge- 
löscht, so soll das Registergericht dies demjenigen 
bekanntmachen, der bei der letzten Eintragung der 
Erweiterung eines Registerpfandrechts als Eigen- 
tümer des belasteten Luftfahrzeugs eingetragen war. 

§ 95 

Die Vorschriften des Sechsten Abschnitts der 
Schiffsregisterordnung über die Anfechtung von 
Entscheidungen des Schiffsregistergerichts gelten 
sinngemäß. 

§ 96 

(1) Der Bundesminister der Justiz erläßt mit Zu- 
stimmung des Bundesrates allgemeine Verwaltungs- 
vorschriften über die Einrichtung und die Führung 
des Registers für Pfandrechte an Luftfahrzeugen. 

(2) Die sachliche Zuständigkeit der Registerbeam- 
ten bestimmt die Landesjustizverwaltung. 

§ 97 

Der Bundesminister der Justiz wird ermächtigt, 
mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsver- 
ordnung das Verfahren zu bestimmen, nach dem ein 
Register für Pfandrechte an Luftfahrzeugen, das 
ganz oder zum Teil zerstört oder abhanden gekom- 
men ist, wiederhergestellt wird und nach dem ver- 
nichtete oder abhanden gekommene Urkunden er- 
setzt werden, auf die eine Eintragung sich gründet 
oder Bezug nimmt. In der Rechtsverordnung kann 
auch bestimmt werden, in welcher Weise bis zur 
Wiederherstellung des Registers für Pfandrechte an 
Luftfahrzeugen die zu einer Rechtsänderung erfor- 
derliche Eintragung ersetzt wird. 
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ACHTER ABSCHNITT 

Anwendbarkeit der Vorschriften 
anderer Gesetze 

§ 98 

(1) Für Luftfahrzeuge, die in der Luftfahrzeugrolle 
oder im Register für Pfandrechte an Luftfahrzeugen 
eingetragen sind, gelten die für bewegliche Sachen 
geltenden Vorschriften anderer Gesetze, soweit in 
diesem Gesetz nicht anderes bestimmt ist. Wird ein 
Luftfahrzeug veräußert, dessen Belastung mit einem 
Registerpfandrecht aus dem Register für Pfandrechte 
an Luftfahrzeugen ersichtlich ist, so ist § 936 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs auf das Registerpfand- 
recht nicht anzuwenden. 

(2) Die Vorschriften in § 223 Abs. 1, §§ 232, 401 
Abs. 1, § 418 Abs. 1, §§ 435, 439 Abs. 2, § 449 
Abs. 2, §§ 509, 580 a, 776, 1287, 1416 Abs. 3, § 1795 
Abs. 1 Nr. 2, §§ 2114, 2168 a des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs gelten sinngemäß mit der Maßgabe, daß 
an die Stelle des eingetragenen Schiffes das in der 
Luftfahrzeugrolle eingetragene Luftfahrzeug und an 
die Stelle der Schiffshypothek das Registerpfand- 
recht an einem Luftfahrzeug tritt. Hierbei steht ein 
im Register für Pfandrechte an Luftfahrzeugen ein- 
getragenes Luftfahrzeug, dessen Eintragung in der 
Luftfahrzeugrolle gelöscht ist, einem in der Luft- 
fahrzeugrolle eingetragenen Luftfahrzeug gleich. 

(3) Mit derselben Maßgabe gelten die Vorschrif- 
ten in § 14 Abs. 2, §§ 24, 113, 114, 193 Satz 2 der 
Konkursordnung und § 6 Abs. 1 Satz 3, §§ 61, 63 
Abs. 2, § 65 Abs. 2, § 93 Abs. 4 der Vergleichsord- 
nung sinngemäß. Die Verweisungen auf § 3 Abs. 3, 
§§ 16, 17 des Gesetzes über Rechte an eingetrage- 
nen Schiffen und Schiffsbauwerken, die in Vor- 
schriften der Konkursordnung und der Vergleichs- 
ordnung enthalten sind, gelten zugleich als Ver- 
weisungen auf die entsprechenden Vorschriften des 
§ 5 Abs. 3 und der §§ 16, 17 dieses Gesetzes. 

§ 99 

(1) Die Vorschriften in §§ 58, 266, 325 Abs. 4, 
§§ 592, 688 Abs. 1, §§ 787, 794 Abs. 1 Nr. 5, 
§§ 800 a, 830 a, 837 a, 847 a, 855 a, 864, 865, 870 a, 
ausgenommen dessen Absatz 3 Satz 1 zweiter Halb- 
satz, und in §§ 895, 938, 941 der Zivilprozeßordnung 
gelten sinngemäß mit der Maßgabe, daß an die 
Stelle des eingetragenen Schiffes das in der Luft- 
fahrzeugrolle eingetragene Luftfahrzeug und an die 
Stelle der Schiffshypothek das Registerpfandrecht 
an einem Luftfahrzeug tritt; § 98 Abs. 2 Satz 2 gilt 
auch hierbei. Die Zwangsvollstreckung in das Luft- 
fahrzeug umfaßt nicht Ersatzteile, auf die sich ein 
Registerpfandrecht an dem Luftfahrzeug nach § 71 
erstreckt. 

(2) Die Vollziehung des Arrestes in ein Luftfahr- 
zeug, das in der Luftfahrzeugrolle oder im Register 
für Pfandrechte an Luftfahrzeugen eingetragen ist, 
wird dadurch bewirkt, daß der Gerichtsvollzieher 
das Luftfahrzeug in Bewachung und Verwahrung 
nimmt und ein Registerpfandrecht für die Forderung 
eingetragen wird; die Bewachung und Verwahrung 


unterbleibt, soweit nach den Vorschriften des Ge- 
setzes über die Unzulässigkeit der Sicherungs- 
beschlagnahme von Luftfahrzeugen vom 17. März 
1935 (Reichsgesetzbl. I S. 385) eine Pfändung un- 
zulässig ist. In der Eintragung des Registerpfand- 
rechts ist der nach § 923 der Zivilprozeßordnung 
festgestellte Geldbetrag als Höchstbetrag zu be- 
zeichnen, für den das Luftfahrzeug haftet. Im übri- 
gen gelten die Vorschriften des § 867 und des 
§ 870 a Abs. 3 Satz 1 erster Halbsatz, Satz 2 der 
Zivilprozeßordnung sinngemäß. Der Antrag auf 
Eintragung des Registerpfandrechts gilt im Sinne 
des § 929 Abs. 2, 3 der Zivilprozeßordnung als 
Vollziehung des Arrestbefehls. 

(3) § 942 Abs. 2 Satz 1 der Zivilprozeßordnung 
ist mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, daß 
die einstweilige Verfügung von dem Amtsgericht 
erlassen werden kann, in dessen Bezirk das Luft- 
fahrt-Bundesamt seinen Sitz hat. 

§ 100 

Für die Zwangsvollstreckung in Ersatzteile, auf 
die sich ein Registerpfandrecht an einem Luftfahr- 
zeug nach § 71 erstreckt, gelten die Vorschriften 
über die Zwangsvollstreckung in körperliche Sachen 
mit folgenden Maßgaben: 

1. Vor der Versteigerung ist das Mindestgebot, 
auf das der Zuschlag erteilt werden darf, vom 
Vollstreckungsgericht festzusetzen. Zum Zwecke 
der Festsetzung des Mindestgebots hat der 
Gerichtsvollzieher die Pfändung dem Voll- 
streckungsgericht anzuzeigen; der Anzeige 
ist eine Abschrift des Pfändungsprotokolls 
beizufügen. Als Vollstreckungsgericht ist das 
Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirk das 
Luftfahrt-Bundesamt seinen Sitz hat. 

2. Das Mindestgebot (§ 817 a ZPO) muß zugleich 
die Registerpfandrechte, die dem Anspruch 
des Gläubigers im Range Vorgehen, und die 
aus dem Erlös zu deckenden Kosten der 
Zwangsvollstreckung decken. Bei der Fest- 
setzung wird ein Registerpfandrecht nur zu 
dem Teil berücksichtigt, der annähernd dem 
Verhältnis des Wertes des zu versteigernden 
Ersatzteils zu dem Wert sämtlicher Gegen- 
stände entspricht, an denen das Registerpfand- 
recht besteht; erstreckt sich das Registerpfand- 
recht auch auf Ersatzteile, die sich nicht im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes befinden, so 
bleibt deren Wert außer Betracht. Die Fest- 
setzung des Mindestgebots kann nicht ange- 
fochten werden. 

3. Das Vollstreckungsgericht hat die eingetra- 
genen Gläubiger der Registerpfandrechte, die 
sich nach § 71 auf das Ersatzteil erstrecken 
und dem Anspruch des Vollstreckungsgläubi- 
gers Vorgehen, aufzufordern, eine Berechnung 
der Forderungen einzureichen, für die das 
Ersatzteil kraft des Registerpfandrechts haf- 
tet. Die Aufforderung ist unter Hinweis auf 
die nachstehenden Rechtsfolgen zuzustellen. 
Wird die Berechnung nicht binnen einer Frist 
von einem Monat nach der Zustellung ein- 
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gereicht, so wird das Registerpfandrecht bei 
der Festsetzung des Mindestgebots nur inso- 
weit berücksichtigt, als der Betrag der For- 
derungen aus dem Register ersichtlich ist. So- 
weit der Betrag der berechneten Forderungen, 
der aus dem Register nicht ersichtlich ist, nicht 
binnen der Frist glaubhaft gemacht wird, 
bleibt er auf Verlangen des Vollstreckungs- 
gläubigers bei der Festsetzung des Mindest- 
gebots unberücksichtigt. 

4. § 818 der Zivilprozeßordnung ist nicht anzu- 
wenden. 

5. Der Gerichtsvollzieher hat den Erlös beim 
Vollstreckungsgericht zu hinterlegen, soweit 
.er nicht seine Gebühren vorweg daraus ent- 
nehmen darf. Das Vollstreckungsgericht hat 
den hinterlegten Betrag nach den Vorschriften 
der Zivilprozeßordnung über das Verteilungs- 
verfahren zu verteilen. Am Verfahren betei- 
ligt sind der Vollstreckungsgläubiger und alle 
Gläubiger der Registerpfandrechte, die sich 
nach § 71 auf das Ersatzteil erstrecken. An 
die Stelle der Frist nach § 873 der Zivilprozeß- 
ordnung tritt eine Frist von einem Monat, 
die mit der Zustellung der Aufforderung be- 
ginnt. Bei der Verteilung werden die durch 
Registerpfandrechte an dem Ersatzteil ge- 
sicherten Forderungen nur zu dem Teil be- 
rücksichtigt, der dem Wertverhältnis nach 
Nr. 2 Satz 2 entspricht. Bei der Berechnung 
der Forderungen eines Gläubigers von Regi- 
sterpfandrechten, der bis zur Anfertigung des 
Teilungsplans der an ihn gerichteten Auffor- 
derung nicht nachgekommen ist, wird der Be- 
trag zugrunde gelegt, der aus dem Register 
ersichtlich ist. 

§ 101 

Für das Verfahren des Vollstreckungsgerichts 
auf Festsetzung des Mindestgebots wird ein Viertel 
der vollen Gebühr nach dem Betrage der beizu- 
treibenden Forderung erhoben, höchstens jedoch 
nach dem Wert der Sache, für die das Mindestge- 
bot festgesetzt werden soll. Die Aufforderung an 
die Gläubiger, die Berechnung ihrer Forderungen 
einzureichen, soll erst nach Zahlung der Gebühr 
erlassen werden. Im übrigen gelten die Vorschrif- 
ten des Gerichtskostengesetzes. 

§ 102 

(1) Die Vorschriften in § 23, 38 Abs. 1 Nr. 5, 
§§ 86, 87 Nr. 1, §§ 89, 90, 111 und 122 der Kosten- 
ordnung gelten sinngemäß mit der Maßgabe, daß 
an die Stelle des Schiffes das Luftfahrzeug, an die 
Stelle der Schiffshypothek das Registerpfandrecht 
an einem Luftfahrzeug und an die Stelle des Schiffs- 
registers das Register für Pfandrechte an Luftfahr- 
zeugen tritt. 

(2) Die Eintragung und die Löschung der Ein- 
tragung des Luftfahrzeugs oder des Ersatzteillagers 
sowie Eintragungen auf Grund der §§ 90 bis 92 
und die Löschung einer solchen Eintragung im Re- 


gister für Pfandrechte an Luftfahrzeugen sind ge- 
bührenfrei. 

(3) Für die Eintragung oder Löschung des Regi- 
sterpfandrechts und für die Eintragung von Ver- 
änderungen, die sich auf das Registerpfandrecht 
beziehen, ferner für die Eintragung oder Löschung 
von Vormerkungen, Widersprüchen und Verfü- 
gungsbeschränkungen gelten die für die entspre- 
chenden Eintragungen im Grundbuch gegebenen 
Vorschriften sinngemäß mit der Maßgabe, daß in 
jedem Fall nur ein Viertel der vollen Gebühr er- 
hoben wird. Für die Eintragung oder Löschung 
eines Schutzvermerks nach § 77 gelten die für 
die Eintragung oder Löschung einer Vormerkung 
nach Satz 1 geltenden Vorschriften sinngemäß. 

(4) Für die Eintragung der Erweiterung des Re- 
gisterpfandrechts auf Ersatzteile oder die Löschung 
dieser Eintragung wird ein Viertel der vollen Ge- 
bühr nach dem Nennbetrag der Schuld erhoben; 
der von dem Gebührenschuldner glaubhaft ge- 
machte Wert der Ersatzteile, auf die sich nach § 71 
das Registerpfandrecht erstreckt, ist maßgebend, 
wenn er geringer ist. Wird gleichzeitig mit dem 
Antrag auf Eintragung oder Löschung des Regi- 
sterpfandrechts die Eintragung oder Löschung der 
Erweiterung beantragt, so wird die Gebühr nach 
Satz 1 nicht erhoben. 

(5) Werden für Eintragungen in das Register für 
Pfandrechte an Luftfahrzeugen Gebühren nach den 
Absätzen 1, 3 oder 4 binnen zehn Jahren nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes fällig, so sind sie nur 
zur Hälfte zu erheben. 

ZWEITER TEIL 

Vorschriften für ausländische Luftfahrzeuge 

§ 103 

Besteht an einem ausländischen Luftfahrzeug 

1. ein Recht des Besitzers dieses Luftfahrzeugs, 
Eigentum durch Kauf zu erwerben, 

2. ein Recht zum Besitz dieses Luftfahrzeugs auf 
Grund eines für einen Zeitraum von sechs 
oder mehr Monaten abgeschlossenen Mietver- 
trages 

oder 

3. ein besitzloses Pfandrecht, eine Hypothek 
oder ein ähnliches Recht, das vertraglich zur 
Sicherung einer Forderung bestellt ist, 

so geht es allen anderen Rechten an dem Luft- 
fahrzeug vor, sofern es nach dem Recht des Staa- 
tes, in dem das Luftfahrzeug zur Zeit der Begrün- 
dung des Rechtes als staatszugehörig eingetragen 
war, gültig entstanden und in einem öffentlichen 
Register dieses Staates eingetragen ist. 

§ 104 

Besteht an einem ausländischen Luftfahrzeug ein 
Recht wegen Entschädigung für dessen Bergung 
oder wegen außerordentlicher, zur Erhaltung des 
Luftfahrzeugs erforderlicher Aufwendungen, so geht 
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das Recht allen anderen Rechten, auch den Rechten 
nach § 103, vor, sofern der Vorrang des Rechtes nach 
Artikel IV des Genfer Abkommens vom 19. Juni 
1948 (Bundesgesetzbl. ... II S. . . .) anzuerkennen 
ist. Bestehen mehrere solcher Rechte an demselben 
Luftfahrzeug, so bestimmt sich ihr Rangverhältnis 
untereinander nach der umgekehrten Reihenfolge 
der Ereignisse, durch die sie entstanden sind; sind 
sie durch dasselbe Ereignis entstanden, so haben 
sie untereinander den gleichen Rang. 

§ 105 

Erstreckt sich ein zur Sicherung einer Forde- 
rung eingetragenes Recht, das nach § 103 mit Vor- 
rang anzuerkennen ist, auf Ersatzteile, die an einer 
bestimmten Stelle lagern, so kann es hinsichtlich 
der Ersatzteile nur geltend gemacht werden, wenn 
an dem Lagerungsplatz eine Bekanntmachung an- 
gebracht ist, die das Recht, das Register, in dem 
es eingetragen ist, sowie den Namen und die An- 
schrift des Berechtigten angibt. 

§ 106 

(1) Es sind sinngemäß anzuwenden 

1. auf die Zwangsvollstreckung in ausländi- 
sche Luftfahrzeuge die Vorschriften für 
Luftfahrzeuge, die in der Luftfahrzeugrolle 
eingetragen sind, 

2. auf die Zwangsvollstreckung in Ersatz- 
teile, auf die sich das Recht an einem aus- 
ländischen Luftfahrzeug erstreckt, die Vor- 
schriften für Ersatzteile, auf die sich das 
Registerpfandrecht an einem inländischen 
Luftfahrzeug nach § 71 erstreckt, 

3. auf die Zwangsvollstreckung in eine For- 
derung, für die ein Recht an einem aus- 
ländischen Luftfahrzeug besteht, die Vor- 
schriften über die Zwangsvollstreckung in 
eine Forderung, für die ein Registerpfand- 
recht im Register für Pfandrechte an Luft- 
fahrzeugen eingetragen ist, 

soweit sie nicht die Eintragung in der Luftfahrzeug- 
rolle oder im Register für Pfandrechte an Luftfahr- 
zeugen voraussetzen. 

(2) Die Zwangsvollstreckung durch Eintragung 
eines Registerpfandrechts für die Forderung ist 
ausgeschlossen. 

(3) Bei der Vollziehung des Arrestes in ein aus- 
ländisches Luftfahrzeug tritt an die Stelle der Ein- 
tragung eines Registerpfandrechts die Pfändung. 
Die Pfändung begründet ein Pfandrecht an dem 
gepfändeten Luftfahrzeug; das Recht gewährt dem 
Gläubiger im Verhältnis zu anderen Rechten die- 
selben Rechte wie ein Registerpfandrecht. 

(4) Bei der Zwangsvollstreckung in Ersatzteile, 
auf die sich ein Recht an einem ausländischen Luft- 
fahrzeug erstreckt, das nach § 103 mit Vorrang an- 
zuerkennen ist, werden bei der Festsetzung des 
Mindestgebots und bei der Verteilung des Erlöses 
nur die Rechte berücksichtigt, die in der Bekannt- 
machung an dem Lagerungsplatz angeführt sind. 


Rechte, für die eine Berechnung nicht innerhalb 
der dafür bestimmten Frist eingereicht ist, bleiben 
unberücksichtigt. 

(5) Wird über ein Recht im Sinne von § 103 nach 
der Beschlagnahme verfügt und ist die Verfügung 
nach Artikel IV des Genfer Abkommens vom 
19. Juni 1948 (Bundesgesetzbl. ... II S. . . .) an- 
zuerkennen, so ist sie dem Gläubiger gegenüber 
wirksam, es sei denn, daß der Schuldner im Zeit- 
punkt der Verfügung Kenntnis von der Beschlag- 
nahme hatte. 


DRITTER TEIL 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 107 

(1) Besteht beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
an einem in der Luftfahrzeugrolle eingetragenen 
Luftfahrzeug ein Pfandrecht oder wird nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes ein Luftfahrzeug, 
an dem ein Pfandrecht besteht, in die Luftfahr- 
zeugrolle eingetragen, so kann der Pfandgläubiger 
verlangen, daß der Eigentümer ihm für die For- 
derung, für die das Pfandrecht besteht, ein Regi- 
sterpfandrecht im Range vor anderen Register- 
pfandrechten bestellt. Das bestehende Pfandrecht 
erlischt, wenn das Luftfahrzeug in das Register 
für Pfandrechte an Luftfahrzeugen eingetragen wird; 
der Anspruch des Pfandgläubigers nach Satz 1 bleibt 
unberührt. 

(2) Hat der Pfandgläubiger das Pfandrecht durch 
Pfändung erworben, so wird die Zwangsvollstrek- 
kung nach Maßgabe der Vorschriften des § 99 fort- 
gesetzt. 

§ 108 

Das Gesetz über die Zwangsversteigerung und 
die Zwangs Verwaltung wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift des Zweiten Abschnitts erhält 
folgende Fassung: 

„Zwangsversteigerung von Schiffen, Schiffs- 
bauwerken und Luftfahrzeugen im Wege der 
Zwangsvollstreckung" . 

2. Vor § 162 wird folgende weitere Überschrift 
eingefügt: 

„Erster Titel 

Zwangsversteigerung von Schiffen 
und Schiffsbauwerken". 

3. Nach § 171 wird folgender Zweiter Titel ein- 
gefügt: 

„Zweiter Titel 

Zwangsversteigerung von Luftfahrzeugen 
§ 171 a 

Auf die Zwangsversteigerung eines in der 
Luftfahrzeugrolle eingetragenen Luftfahrzeugs 
sind die Vorschriften des Ersten Abschnitts 
entsprechend anzuwenden, soweit sich nicht 
aus den §§ 171 b bis 171 g etwas anderes er- 


16 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 423 


gibt. Das gleiche gilt für die Zwangsverstei- 
gerung eines in dem Register für Pfandrechte 
an Luftfahrzeugen eingetragenen Luftfahr- 
zeugs, dessen Eintragung in der Luftfahrzeug- 
rolle gelöscht ist. 

§ 171 b 

Für die Zwangsversteigerung des Luftfahr- 
zeugs ist als Vollstreckungsgericht das Amts- 
gericht zuständig, in dessen Bezirk das Luft- 
fahrt-Bundesamt seinen Sitz hat. 

Für das Verfahren tritt an die Stelle des 
Grundbuchs das Register für Pfandrechte an 
Luftfahrzeugen. 

§ 171 c 

Die Zwangsversteigerung darf erst angeord- 
net werden, nachdem das Luftfahrzeug in das 
Register für Pfandrechte an Luftfahrzeugen 
eingetragen ist. Der Antrag auf Anordnung 
der Zwangsversteigerung kann jedoch schon 
vor der Eintragung gestellt werden. 

Bei der Anordnung der Zwangsversteige- 
rung hat das Gericht zugleich die Bewachung 
und Verwahrung des Luftfahrzeugs anzuord- 
nen. Die Beschlagnahme wird auch mit der 
Vollziehung dieser Anordnung wirksam. 

Das Gericht kann zugleich mit der einst- 
weiligen Einstellung des Verfahrens im Ein- 
verständnis mit dem betreibenden Gläubiger 
anordnen, daß die Bewachung und Verwah- 
rung einem Treuhänder übertragen wird, den 
das Gericht auswählt. Der Treuhänder unter- 
steht der Aufsicht des Gerichts und ist an die 
ihm erteilten Weisungen des Gerichts gebun- 
den. Das Gericht kann ihn im Einverständnis 
mit dem Gläubiger auch ermächtigen, das 
Luftfahrzeug für Rechnung und im Namen 
des Schuldners zu nutzen. Uber die Verwen- 
dung des Reinertrages entscheidet das Gericht. 
In der Regel soll er nach den Grundsätzen 
des § 155 verteilt werden. 

§ 171 d 

In der Bestimmung des Versteigerungster- 
mins soll das Luftfahrzeug nach dem Register 
für Pfandrechte an Luftfahrzeugen bezeichnet 
werden. 

Die im § 39 Abs. 2 vorgesehene Anordnung 
ist unzulässig. 

§ 171 e 

Für die Zwangsversteigerung eines Luft- 
fahrzeugs, das mit einem Registerpfandrecht 
in ausländischer Währung belastet ist, gelten 
folgende Sonderbestimmungen: 

1. Die Terminbestimmung muß die Angabe, 
daß das Luftfahrzeug mit einem Regi- 
sterpfandrecht in ausländischer Währung 
belastet ist und die Bezeichnung dieser 
Währung enthalten. 


2. In dem Zwangsversteigerungstermin 
wird vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten festgestellt und bekannt- 
gemacht, welchen Wert das in auslän- 
discher Währung eingetragene Register- 
pfandrecht nach dem amtlich ermittelten 
letzten Kurs in Deutscher Mark hat. Die- 
ser Kurswert bleibt für das weitere Ver- 
fahren maßgebend. 

3. Der bar zu zahlende Teil des geringsten 
Gebots wird in Deutscher Mark festge- 
stellt. Die Gebote sind in Deutscher 
Mark abzugeben. 

4. Der Verteilungsplan wird in Deutscher 
Mark aufgestellt. 

5. Wird ein Gläubiger eines in ausländi- 
scher Währung eingetragenen Register- 
pfandrechts nicht vollständig befriedigt, 
so ist der verbleibende Teil seiner For- 
derung in der ausländischen Währung 
festzustellen. Die Feststellung ist für die 
Haftung mitbelasteter Gegenstände, für 
die Verbindlichkeit des persönlichen 
Schuldners und für die Geltendmachung 
des Ausfalls im Konkurs maßgebend. 

§ 171 f 

§ 169 gilt für das Luftfahrzeug entsprechend. 
§ 171g 

An die Stelle der nach § 94 Abs. 1 zuläs- 
sigen Verwaltung tritt die gerichtliche Be- 
wachung und Verwahrung des versteigerten 
Luftfahrzeugs. 

Das Gericht hat die getroffenen Maßregeln 
aufzuheben, wenn der zu ihrer Fortsetzung 
erforderliche Geldbetrag nicht vorgeschossen 
wird. 

§ 171h 

Auf die Zwangsversteigerung eines auslän- 
dischen Luftfahrzeugs sind die Vorschriften 
in §§ 171 a bis 171 g entsprechend anzuwen- 
den, soweit sich nicht aus den §§ 171 i bis 
171 n anderes ergibt. 

§ 171 i 

In der dritten Klasse (§ 10 Abs. 1 Nr. 3) 
werden auch befriedigt Gebühren, Zölle, 
Bußen und Geldstrafen auf Grund von Vor- 
schriften über Luftfahrt, Zölle und Einwan- 
derung. 

In der vierten Klasse (§ 10 Abs. 1 Nr. 4) 
genießen Ansprüche auf Zinsen aus Rechten 
nach § 103 des Gesetzes über Rechte an Luft- 
fahrzeugen vom (Bundes- 

gesetzbl. IS. . . .) das Vorrecht dieser Klasse 
wegen der laufenden und der aus den letzten 
drei Geschäftsjahren rückständigen Beträge. 
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§ 171 k 

Wird das Luftfahrzeug nach der Beschlag- 
nahme veräußert oder mit einem Recht nach 
§ 103 des Gesetzes über Rechte an Luftfahr- 
zeugen belastet und ist die Veräußerung oder 
Belastung nach Artikel VI des Genfer Ab- 
kommens vom 19. Juni 1948 (Bundesgesetzbl. 
... II S. . . .) anzuerkennen, so ist die Ver- 
fügung dem Gläubiger gegenüber wirksam, 
es sei denn, daß der Schuldner im Zeitpunkt 
der Verfügung Kenntnis von der Beschlag- 
nahme hatte. 

§ 1711 

Das Vollstreckungsgericht teilt die An- 
ordnung der Zwangsversteigerung tunlichst 
durch Luftpost der Behörde mit, die das Re- 
gister führt, in dem die Rechte an dem Luft- 
fahrzeug eingetragen sind. 

Der Zeitraum zwischen der Anberaumung 
des Termins und dem Termin muß mindestens 
sechs Wochen betragen. Die Zustellung der 
Terminsbestimmung an Beteiligte, die im Aus- 
land wohnen, wird durch Aufgabe zur Post 
bewirkt. Die Postsendung muß mit der Be- 
zeichnung „Einschreiben" versehen werden. 
Sie soll tunlichst durch Luftpost befördert 
werden. Der betreffende Gläubiger hat die be- 
vorstehende Versteigerung mindestens einen 
Monat vor dem Termin an dem Ort, an dem 
das Luftfahrzeug eingetragen ist, nach den 
dort geltenden Bestimmungen öffentlich be- 
kanntzumachen. 

§ 171 m 

Die Beschwerde gegen die Erteilung des Zu- 
schlags ist binnen sechs Monaten einzulegen. 
Sie kann auf die Gründe des § 100 nur binnen 
einer Notfrist von zwei Wochen, danach nur 
noch darauf gestützt werden, daß die Vor- 
schriften des § 171 1 Abs. 2 verletzt sind. 

§ 171 n 

Erlischt durch den Zuschlag das Recht zum 
Besitz eines Luftfahrzeugs auf Grund eines 
für einen Zeitraum von sechs oder mehr Mo- 
naten abgeschlossenen Mietvertrages, so gel- 
ten die Vorschriften über den Ersatz für einen 
Nießbrauch entsprechend." 

4. § 181 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Zwangsversteigerung eines Grund- 
stücks, Schiffes, Schiffsbauwerkes oder Luft- 
fahrzeugs darf nur angeordnet werden, wenn 
der Antragsteller als Eigentümer im Grund- 
buch, im Schiffsregister, im Schiffsbauregister 
oder im Register für Pfandrechte an Luftfahr- 
zeugen eingetragen oder Erbe eines eingetra- 
genen Eigentümers ist oder wenn er das Recht 
des Eigentümers oder des Erben auf Auf- 
hebung der Gemeinschaft ausübt." 


§ 109 

(1) Für die Zwangsversteigerung von Luftfahr- 
zeugen gelten die Vorschriften des Gerichtskosten- 
gesetzes über die Zwangsversteigerung von Grund- 
stücken sinngemäß. 

(2) § 28 des Gesetzes über die Kosten der Ge- 
richtsvollzieher erhält folgende Fassung: 

„§ 28 

Für die Bewachung und Verwahrung eines 
Schiffes, eines Schiffsbauwerkes oder eines Luft- 
fahrzeugs (§§ 165, 170, 170 a, 171, 171c, 171g, 171h 
des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und 
die Zwangsverwaltung, § 99 Abs. 2, § 106 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Rechte an Luftfahrzeugen 
vom . . — Bundesgesetzbl. I. S. — ) 

wird eine Gebühr von 12 Deutsche Mark erhoben. 
Wird der Auftrag, nachdem sich der Gerichtsvoll- 
zieher an Ort und Stelle begeben hat, nicht durch- 
geführt, weil er zurückgenommen ist, die Zwangs- 
vollstreckung nach § 775 der Zivilprozeßordnung 
einzustellen ist oder der Gerichtsvollzieher das 
Schiff, das Schiffsbauwerk oder das Luftfahrzeug 
nicht vorgefunden und dies im Protokoll vermerkt 
hat, so wird eine Gebühr von 6 Deutsche Mark 
erhoben." 

§ HO 

Das Rechtspflegergesetz vom 8. Februar 1957 
(Bundesgesetzbl. IS. 18) wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „§§ 12 
bis 18" durch die Worte „§§ 12 bis 18 a" er- 
setzt und am Ende die Worte eingefügt: 

,,h) Sachen des Registers für Pfandrechte an 
Luftfahrzeugen". 

2. Nach § 18 wird folgender § 18 a eingefügt: 

„§ 18 a 

Sachen des Registers für Pfandrechte 
an Luftfahrzeugen 

(1) In den dem Registergericht zugewiesenen 
Sachen des Registers für Pfandrechte an Luft- 
fahrzeugen bleiben folgende Geschäfte dem 
Richter Vorbehalten: 

1. Geschäfte, die den in § 18 Abs. 1 Nr. 3 
bis 5 genannten Geschäften entspre- 
chen; 

2. die Löschung eines Widerspruchs nach 
§ 82 Abs. 1 und die Eintragung eines 
Widerspruchs nach § 82 Abs. 2 des 
Gesetzes über Rechte an Luftfahrzeu- 
gen sowie die Eintragung und die 
Löschung eines Widerspruchs in den 
dem § 56 der Schiffsregisterordnung 
entsprechenden Fällen; 

3. die Eintragung eines Ersatzteillagers 
und ihre Löschung; 

4. die Eintragung und die Löschung eines 
Schutzvermerks nach § 77 des Ge- 
setzes über Rechte an Luftfahrzeugen. 
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(2) In den Fällen des Absatzes 1 wird die 
Eintragung im Register durch den Rechtspfle- 
ger unterzeichnet. Das gleiche gilt, wenn der 
Richter auf eine Vorlage (§ 5) eine Eintragung 
in das Register verfügt hat. 11 

§ Hl 

§ 55 Satz 3 des Bundesleistungsgesetzes vom 
19. Oktober 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 815) erhält 
folgende Fassung: 

„Die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über das 
Verteilungs verfahren sind sinngemäß anzuwenden; 
ist die Hinterlegung durch die Anforderung eines 
Grundstücks, eines eingetragenen Schiffes oder 
Schiffsbauwerkes oder eines in der Luftfahrzeug- 
rolle oder im Register für Pfandrechte an Luft- 
fahrzeugen eingetragenen Luftfahrzeugs oder durch 
die Anforderung einer Sache veranlaßt, auf die sich 


ein Grundpfandrecht, eine Schiffshypothek oder ein 
Registerpfandrecht eines Beteiligten erstreckt, so 
sind auf das Verteilungsverfahren die Vorschriften 
über die Verteilung des Erlöses im Falle der Zwangs- 
versteigerung sinngemäß anzuwenden. 11 

§ 112 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund der in diesem 
Gesetz enthaltenen Ermächtigungen erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Üb e r 1 e i tu n gs ge s e t z e s . 

§ 113 

Dieses Gesetz tritt mit Beginn des zweiten Ka- 
lendermonats nach seiner Verkündung in Kraft. § 96 
I tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Zum Ersten Teil 

A. Allgemeine Begründung 

I. Bedürfnis zur Schaffung eines besitzlosen Pfand- 
rechts an Luftfahrzeugen 

Der Wiederaufbau der deutschen Luftfahrt, beson- 
ders der Verkehrsluftfahrt, erfordert erhebliche 
Geldmittel. Die Luftfahrtunternehmen können diese 
Mittel nicht sämtlich selbst aufbringen, sondern 
müssen auch Kredite in Anspruch nehmen. Zur 
Sicherung von Krediten stehen den Unternehmen 
außer den Luftfahrzeugen, ihrem Zubehör und ihren 
Ersatzteilen in der Regel keine genügenden eige- 
nen Vermögenswerte zur Verfügung. Daher müssen 
die Luftfahrzeuge, ihr Zubehör und die Ersatzteile 
als Sicherungsmittel ausgenutzt werden. 

Daß Luftfahrzeuge trotz ihrer verhältnismäßig kur- 
zen Lebensdauer, der Verlustgefahren und der 
beschränkten Verwertbarkeit im Falle der Zwangs- 
vollstreckung als Sicherungsmittel wirtschaftlich 
geeignet sind, kann nicht bezweifelt werden. Die 
Tatsache, daß in vielen Ländern und durch ein 
zwischenstaatliches Abkommen die Schaffung der 
erforderlichen rechtlichen Grundlagen gefördert 
wird, zeigt, daß der Ausnutzung des Luftfahrzeugs 
als Sicherungsmittel eine wirtschaftliche Bedeutung 
beigemessen wird. Besonders in den Vereinigten 
Staaten von Amerika hat die Beleihung von Luft- 
fahrzeugen einen großen Umfang. Die Luftfahrt- 
unternehmen erhalten zu günstigeren Bedingungen 
Kredite, wenn sie ihren Gläubigern eine wirksame 
dingliche Sicherung an den Luftfahrzeugen und da- 
mit ein Vorzugsrecht vor anderen Gläubigern ein- 
räumen können. 

Nach geltendem deutschem Recht unterliegt das 
Luftfahrzeug sachenrechtlich in jeder Beziehung den 


Vorschriften über Rechte an beweglichen Sachen. 
Es kann als Kreditunterlage verwendet werden, 
indem der Eigentümer dem Gläubiger ein Besitz- 
! Pfandrecht an dem Luftfahrzeug bestellt oder es 
ihm, ohne den Besitz aus der Hand zu geben, zur 
| Sicherung übereignet. Beim Verkauf eines Luft- 
fahrzeugs kann der Verkäufer wegen des rück- 
ständigen Kaufpreises sich dadurch sichern, daß er 
sich das Eigentum an dem Luftfahrzeug bis zur Be- 
zahlung des Kaufpreises vorbehält. 

Diese Sicherungsformen genügen den besonderen 
Bedürfnissen der Luftfahrtunternehmen nicht. Eigen- 
tumsvorbehalt und Sicherungsübereignung zugun- 
sten eines ausländischen Kreditgebers hätten zur 
Folge, daß das Luftfahrzeug nicht in die deutsche 
Luftfahrzeugrolle (§ 2 des Luftverkehrsgesetzes) 
eingetragen werden könnte. Die Eintragung ist nur 
möglich, wenn das Luftfahrzeug im ausschließlichen 
Eigentum deutscher Staatsangehöriger oder ihnen 
gleichgestellter Gesellschaften steht (§ 3 des Luft- 
verkehrsgesetzes). Ein deutsches Luftfahrtunter- 
nehmen kann aber seinen Betrieb nur dann be- 
friedigend führen, wenn es mit seinen Luftfahrzeu- 
gen den deutschen öffentlich-rechtlichen Vorschrif- 
ten unterliegt. Eine Änderung der erwähnten 
Vorschriften des Luftverkehrsgesetzes in der Rich- 
tung, daß auch die auf Grund Eigentumsvorbehalts 
oder Sicherungsübereignung dem ausländischen 
Gläubiger eines deutschen Unternehmens gehören- 
den Luftfahrzeuge in der deutschen Luftfahrzeug- 
rolle eingetragen sein dürfen, begegnet grundsätz- 
lichen Bedenken, weil diese Vorschriften den inter- 
nationalen Gebräuchen entsprechen und eine Ab- 
weichung davon zu erheblichen Schwierigkeiten im 
Verkehr mit dem Ausland führen würde. 

Zu diesen Gesichtspunkten treten noch weitere. Das 
auf Eigentumsvorbehalt oder Sicherungsübereig- 


19 



Drucksache 423 


Deutscher Bundestag — 3, Wahlperiode 


nung beruhende Eigentum ist der Gefahr ausgesetzt, 
bei Erwerb des Luftfahrzeugs durch einen gutgläu- 
bigen Dritten unterzugehen. Andererseits ist bei 
dieser Rechtsform die Rechtsstellung des Besitzers, 
also des Luftfahrtunternehmens, zu schwach. Die 
Sicherungsübereignung hat außerdem die besondere 
Schwäche, daß sie in fremden Ländern, in denen das 
Luftfahrzeug verkehrt und das Rechtsinstitut der 
Sicherungsübereignung nicht bekannt ist, nicht mit 
Sicherheit auf Anerkennung rechnen kann. Der 
Gläubiger läuft also Gefahr, daß andere Gläubiger 
im Ausland auf das Luftfahrzeug zugreifen, ohne 
daß er dem entgegentreten kann. 

Das Besitzpfandrecht aber scheidet als Sicherungs- 
form regelmäßig aus. Das Luftfahrtunternehmen 
benötigt den Besitz des Luftfahrzeugs zur Aufrecht- 
erhaltung des Betriebes. Der Pfandgläubiger wird 
auch nicht bereit sein, für die sachgemäße Verwah- 
rung des Luftfahrzeugs (vgl. §§ 1215, 688 ff. BGB) 
zu sorgen, weil diese schwierig ist und erhebliche 
Kosten verursacht. 

Eine Rechtsform, die die erwähnten Nachteile ver- 
meiden soll, behandelt das Genfer Abkommen vom 
19. Juni 1948 über die internationale Anerkennung 
von Rechten an Luftfahrzeugen. Durch dieses ver- 
pflichten sich die Vertragsstaaten u. a., besitzlose 
Pfandrechte, Hypotheken und ähnliche Rechte an 
einem Luftfahrzeug anzuerkennen, die vertraglich 
als Sicherheit für die Erfüllung einer Schuld begrün- 
det sind. Voraussetzung der Anerkennung ist, daß 

1. diese Rechte gültig entstanden sind nach dem 
Recht des Vertragsstaates, in dem das Luftfahr- 
zeug zur Zeit ihrer Begründung als staatszu- 
gehörig eingetragen war, 

2. diese Rechte ordnungsmäßig in einem Öffent- 
lichen Buch desjenigen Vertragsstaates eingetra- 
gen sind, in welchem das Luftfahrzeug als staats- 
zugehörig eingetragen ist. 

Dieses Abkommen haben folgende 27 Staaten ge- 
zeichnet: Argentinien, Australien, Belgien, Brasi- 
lien, Chile, China, Columbien, Cuba, Dänemark, 
Dominikanische Republik, Frankreich, Griechenland, 
Großbritannien, Iran, Irland, Island, Italien, Mexiko, 
Niederlande, Norwegen, Pakistan, Peru, Portugal, 
Schweden, Schweiz, Venezuela, Vereinigte Staaten 
von Amerika. Es steht anderen Staaten zum Beitritt 
offen. Das Abkommen ist in Kraft getreten und in- 
zwischen von Brasilien, Chile, Mexiko, Norwegen, 
Pakistan, Schweden und den Vereinigten Staaten 
von Amerika ratifiziert worden, von zwei Staaten 
allerdings mit Vorbehalten, welche die Wirksamkeit 
ihrer Ratifikation möglicherweise beeinträchtigen. 
Dem Abkommen ist Laos beigetreten. Andere Staa- 
ten bereiten die Ratifikation oder den Beitritt vor. 
Tritt die Bundesrepublik diesen Abkommen bei, so 
ist die Anerkennung der Rechte an deutschen Luft- 
fahrzeugen, die dem Abkommen entsprechen, dort 
gesichert, wo das Abkommen gilt. 

Aus diesen Gründen empfiehlt sich für die deut- 
schen Luftfahrtunternehmen die Rechtsform des 
besitzlosen Pfandrechts an Luftfahrzeugen. Für den 
Erwerber bietet ein solches Pfandrecht nur dann 
die erforderliche Sicherheit, wenn die Vorausset- 
zungen für dessen Anerkennung nach Maßgabe des 


erwähnten Abkommens vorliegen. Ein Bedürfnis 
für die bezeichnete Rechtsform kann daher nur in- 
soweit anerkannt werden, wie es sich um die Be- 
lastung von Luftfahrzeugen handelt, die in die Luft- 
fahrzeugrolle eingetragen sind. 

Da das geltende deutsche Recht für Luftfahrzeuge 
die Rechtsform des besitzlosen Pfandrechts an Luft- 
fahrzeugen im Gegensatz zum anglo-amerikanischen 
Recht und zu manchen anderen fremden Rechten 
(Brasilien, Gesetz vom 25. Juli 1925; Dänemark; 
Finnland, Gesetz vom 15. Juni 1928; Frankreich, Ge- 
setz vom 31. Mai 1924; Griechenland, Gesetz vom 

3. Juni 1931; Italien, Gesetz vom 20. August 1923; 
Jugoslawien, Gesetz vom 22. Februar 1928; Ma- 
rokko; Norwegen, Gesetz vom 7. Dezember 1923; 
Portugal, Gesetz vom 25. Oktober 1930; Schweden, 
Gesetz vom 12. Mai 1955) noch nicht kennt, bedarf 
es zu ihrer Benutzung eines Gesetzes, das sie zu- 
läßt. 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt 
sich aus Artikel 74 Nr. 1 GG (bürgerliches Recht 
und gerichtliches Verfahren) in Verbindung mit 
Artikel 72 Abs. 2 Nr. 3 GG (Wahrung der Rechts- 
und Wirtschaftseinheit). 

II. Gestaltung des besitzlosen Pfandrechts 

Besitzlose Pfandrechte sind dem deutschen Recht bei 
Grundstücken in der Form von Hypotheken und 
Grundschulden, bei beweglichen Sachen insbeson- 
dere in der Form der Schiffshypothek an See- und 
Binnenschiffen bekannt. Für die Grundpfandrechte 
besteht eine Vielzahl von Gestaltungsmöglichkei- 
ten, je nachdem, ob und inwieweit das dingliche 
Recht an eine zu sichernde Forderung angelehnt 
werden soll — Sicherungshypothek, Verkehrshypo- 
thek mit oder ohne Brief, Grundschuld mit oder 
ohne Brief. Für Schiffshypotheken ist dagegen 
nur die Gestaltung möglich, daß das Recht des 
Gläubigers sich ausschließlich nach der Forderung 
bestimmt (§ 8 Abs. 1 Satz 3 des Schiffsrechtegeset- 
zes). Ein Bedürfnis, ein besitzloses Pfandrecht an 
Luftfahrzeugen in anderer Form zu gestalten als die 
Schiffshypothek, besteht nicht. Denn, wie erwähnt, 
kommt nicht ein reiner Realkredit, sondern die Ver- 
stärkung des Personalkredits der Luftfahrtunterneh- 
men in Betracht, Zu einer verstärkten Mobilisierung 
des dinglichen Rechts, indem seine Verbindung mit 
der gesicherten Forderung gelockert wird, besteht 
kein Anlaß. 

Die Schiffshypothek ist, wie die Grundpfandrechte, 
als spezielles Pfandrecht ausgestaltet. Dem Pfand- 
gläubiger haftet eine bestimmte einzelne Sache — 
das Schiff (nebst Zubehör). Eine Mehrheit von 
Schiffen kann einheitlich nur in der Weise verpfän- 
det werden, daß jedes bestimmte einzelne Schiff 
dieser Mehrheit mit einer Gesamtschiffshypothek 
(§ 28 des Schiffsrechtegesetzes) belastet wird. Die 
Verpfändung einer Schiffsflotte in ihrem jeweiligen, 
dem Wechsel unterworfenen Bestände ist rechtlich 
nicht möglich. Eine solche Möglichkeit würde eine 
Fülle von rechtlichen und wirtschaftlichen Proble- 
men aufwerfen. Solche Probleme sollten auch bei 
der Verpfändung von Luftfahrzeugen nur dann in 
Angriff genommen werden, wenn eine dringende 
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Notwendigkeit dazu bestünde, wie sie z. B. bei der 
Verpfändung des Inventars landwirtschaftlicher 
Pächter gegeben und demgemäß im Pachtkredit- 
gesetz vom 5. August 1951 (Bundesgesetzbl.IS.494) 
berücksichtigt worden ist. 

Bei der Luftflotte eines Luftfahrtunternehmens 
oder anderen Eigentümers handelt es sich nicht um 
einen schnell wechselnden und schwer festzustellen- 
den Bestand wie beim Pächterinventar. Die einzel- 
nen Luftfahrzeuge stellen einen unvergleichlich viel 
höheren Wert dar als einzelne Stücke des Pächter- 
inventars. Die Verpfändung einer ganzen Luftflotte 
würde dem Unternehmen die Aufnahme neuer Kre- 
dite, insbesondere für die Beschaffung von neuen 
Luftfahrzeugen, erschweren. Es erscheint daher 
zweifelhaft, ob ein Bedürfnis besteht, für die Ver- 
pfändung einer Mehrheit von Luftfahrzeugen eine 
besondere Rechtsform zu schaffen. Es kann vielmehr 
angenommen werden, daß die Möglichkeit einer 
Gesamtbelastung mehrerer Luftfahrzeuge in einer 
der Gesamtschiffshypothek entsprechenden Form 
den Bedürfnissen in den Fällen genügt, in denen die 
Verpfändung eines einzelnen Luftfahrzeugs nicht 
ausreichend wäre. 

Bei Luftfahrzeugen besteht allerdings die Besonder- 
heit, daß sich in ihnen viele Teile befinden, die 
von vornherein dazu bestimmt sind, nach einer ge- 
wissen Betriebszeit zur Überholung ausgebaut und 
durch gleichartige Teile ersetzt zu werden. Diese 
Wechselteile werden nach Überholung entweder in 
das gleiche Luftfahrzeug oder in ein anderes Luft- 
fahrzeug wieder eingebaut. Es kommt auch vor, 
daß mehrere Luftfahrtunternehmen die Wechsel- 
teile abwechselnd benutzen. Zu diesen Wechseltei- 
len gehören auch die Antriebsmotoren und die Luft- 
schrauben, die einen hohen Wert darstellen. 

Auch aus diesen Besonderheiten ergibt sich aber 
kein Bedürfnis dafür, die Verpfändung einer Luft- 
flotte in ihrem wechselnden Bestand zu ermög- 
lichen. Solange Wechselteile im Luftfahrzeug einge- 
baut sind, werden sie meistens als Bestandteile des 
Luftfahrzeugs anzusehen sein. Dies gilt jedenfalls 
für die Wechselteile, auf die es dem Pfandgläubiger 
wegen ihres Wertes besonders ankommt, nämlich 
die Motoren und die Luftschrauben (vgl. die Ent- 
scheidung des Bundesgerichtshofs BGHZ. 18 S. 226). 
Soweit die eingebauten Wechsel teile nicht als Be- 
standteile des Luftfahrzeugs anzusehen sind, steht 
der Annahme, daß sie Zubehör des Luftfahrzeugs 
sind, nicht entgegen, daß sie oft nicht allein der 
Bewirtschaftung des Luftfahrzeugs dienen, in das 
sie eingebaut sind, sondern auch der Bewirtschaf- 
tung anderer Luftfahrzeuge, in die sie gegebenen- 
falls später eingebaut werden sollen. Soweit die 
eingebauten Wechselteile Bestandteile des bela- 
steten Luftfahrzeugs sind, ergibt sich ihre Haftung 
unmittelbar aus der Belastung des Luftfahrzeugs mit 
dem Pfandrecht. Soweit sie nur Zubehörstücke sind, 
kann das Pfandrecht dadurch auf sie erstreckt 
werden, daß gesetzlich die Erstreckung des Pfand- 
rechts auf das Zubehör vorgesehen wird (vgl. § 31). 

Werden Wechselteile aus dem Luftfahrzeug ausge- 
baut und in einer Weise entfernt, daß das Pfand- 
recht an dem Luftfahrzeug sich auf sie nicht mehr 


erstrecken würde, kann den Bedürfnissen des 
Pfandgläubigers dadurch Rechnung getragen wer- 
den, daß die Verpfändung des jeweiligen Bestandes 
eines Ersatzteillagers im Zusammenhang mit der 
Verpfändung eines Luftfahrzeugs gesetzlich ermög- 
licht wird (vgl. §§ 68 ff. des Entwurfs). Die inter- 
nationale Anerkennung einer solchen Verpfändung 
ist im Rahmen des genannten Abkommens durch 
dessen Artikel X gesichert. 

Es bestehen somit keine Gründe, das besitzlose 
Pfandrecht an Luftfahrzeugen grundsätzlich anders 
zu gestalten als die Schiffshypothek. Wird diese 
zum Muster genommen, so fügt sich das besitzlose 
Pfandrecht an Luftfahrzeugen leicht in das geltende 
Recht ein, und es wird vermieden, daß Rechtsfragen 
auftreten, die bei neuartigen Rechtsformen unver- 
meidlich sind. Aus diesen Gründen sieht der vor- 
liegende Gesetzentwurf ein besitzloses Pfandrecht 
nach dem Vorbild der Schiffshypothek vor. 

III. Registrierung des besitzlosen Pfandrechts 

Dieselben Gründe der Rechtssicherheit, aus denen 
die öffentliche Registrierung der Schiffshypothek 
angeordnet ist, liegen auch bei dem Pfandrecht an 
Luftfahrzeugen vor. Auch für sie ist daher die Ein- 
tragung in ein öffentliches Buch vorzusehen. Nur 
eine solche Registrierung sichert dem Pfandrecht 
auch die Anerkennung in anderen Ländern im Rah- 
men des mehrfach erwähnten Abkommens. 

Die Eintragung des Pfandrechts ließe sich dahin 
ordnen, daß sie lediglich eine Voraussetzung für die 
Wirksamkeit des Pfandrechts gegenüber Dritten 
wäre. Den Erfordernissen des Abkommens wäre 
dadurch genügt. Es ist jedoch vorzuziehen, die Ein- 
tragung des Pfandrechts zu einem Erfordernis 
seiner Entstehung zu machen, also auch in diesem 
Punkte der Regelung der Grundstückshypothek und 
der Schiffshypothek zu folgen. Denn diese Rege- 
lung ist rechtlich klarer und gesetzestechnisch ein- 
facher als die erwähnte andere Möglichkeit. Sie 
gibt den Anknüpfungspunkt dafür, daß dem Regi- 
ster, in dem die Eintragung zu erfolgen hat, zu- 
gunsten des Erwerbers eines Pfandrechts an einem 
Luftfahrzeug ein öffentlicher Glaube in dem Sinne 
zuerkannt werden kann, daß nicht eingetragene 
Pfandrechte nicht bestehen und daß der Erwerber 
daher, wenn kein Pfandrecht eingetragen ist, ein 
Pfandrecht im ersten Rang erwirbt. 

Um dem Pfandrecht wirtschaftlichen Wert zu ver- 
schaffen, ist es erforderlich, den öffentlichen Glau- 
ben des Registers dahin auszugestalten, daß zugun- 
sten des rechtsgeschäftlichen Erwerbers eines Regi- 
sterpfandrechts der als Eigentümer Eingetragene 
als der wirkliche Eigentümer des Luftfahrzeugs und 
das eingetragene Pfandrecht als bestehend gilt, und 
weiter die gesetzliche Vermutung zu begründen, 
daß das Registerpfandrecht dem zusteht, für den es 
eingetragen ist. Der Entwurf folgt daher auch inso- 
weit der Regelung, die für die Schiffshypothek ge- 
troffen ist (vgl. §§ 15, 16). 

Um diese Regelung einzuführen, ist es nicht erfor- 
derlich, die Vorschriften über die Übereignung von 
Luftfahrzeugen zu ändern. Zwar ist im Grundstücks- 
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recht und im Recht der Binnenschiffe auch der Eigen- 
tumserwerb, soweit er auf Rechtsgeschäft be- 
ruht, von der Eintragung des neuen Eigentümers 
abhängig. Für Seeschiffe ist dagegen eine solche 
Regelung nicht getroffen worden; Bedenken gegen 
die Gestaltung des öffentlichen Glaubens der Re- 
gistereintragungen und die bezeichneten gesetz- 
lichen Vermutungen haben sich daraus nicht erge- 
ben. Es erscheint daher rechtlich unbedenklich, den 
öffentlichen Glauben der Eintragungen und die ge- 
setzlichen Vermutungen auch für die Eintragungen 
in dem für Pfandrechte an Luftfahrzeugen bestimm- 
ten Register vorzusehen, ohne daran etwas zu än- 
dern, daß das Eigentum an Luftfahrzeugen nach den 
Regeln der Übertragung des Eigentums an beweg- 
lichen Sachen übertragen wird. Es dabei zu belas- 
sen, empfiehlt sich aus folgenden Gründen: 

Luftfahrzeuge, die nicht der Verkehrsluftfahrt die- 
nen, werden als Sicherungsmittel für Kredite nur 
selten in Betracht kommen. Luftfahrzeuge dieser 
Art werden aber in Zukunft voraussichtlich viel 
zahlreicher sein als Verkehrsluftfahrzeuge. Für die 
Eigentümer von Luftfahrzeugen dieser Art würde 
eine Bestimmung, wonach zur Eigentumsübertra- 
gung die Eintragung in das Register erforderlich 
wäre, eine lästige Förmlichkeit einführen, der keine 
entsprechenden Vorteile gegenüberständen. Es 
wäre auch mißlich, für die Übereignung von Luft- 
fahrzeugen, die für die Belastung mit Pfandrechten 
wirtschaftlich in Betracht kommen, andere Rechts- 
regeln einzuführen, als für die übrigen Luftfahr- ! 
zeuge gelten. Es wäre kaum möglich, bei solcher 
Unterscheidung einen Anknüpfungspunkt zu finden, i 
der für den Rechtsverkehr keine Schwierigkeiten 
bietet. Aus diesen Erwägungen wird davon abge- 
sehen, die Übertragung des Eigentums an Luftfahr- 
zeugen von der Registereintragung abhängig zu 
machen. 

IV. Führung des Registers 

Das Register wird zweckmäßig, ähnlich wie das 
Kabelbuch, für das gesamte Bundesgebiet einheit- 
lich an einer Stelle geführt. Die Führung erfordert 
Erfahrung. Da die Zahl der für die Eintragung in 
Betracht kommenden Luftfahrzeuge verhältnismäßig 
gering ist, würde eine örtliche Aufteilung der Re- 
gisterführung, etwa nach Ländern, nach Gerichts- 
bezirken oder im Anschluß an den Sitz des Luft- 
fahrtunternehmens oder an den Ort,- von dem aus 
der Flugverkehr betrieben wird, dazu führen, daß 
die Registerbehörde nur selten mit Eintragungen 
befaßt und daher zu wenig Erfahrungen erwerben 
würde. Das Auffinden der Registerbehörde würde 
durch solche Dezentralisierung der Registerführung 
erschwert. Daß die Registerbehörde nicht am Ort 
des Luftfahrtunternehmens sitzt, ist kein wesent- 
licher Nachteil, da das Unternehmen mit der Regi- 
sterbehörde in der Regel nicht mündlich, sondern 
schriftlich verkehren wird. 

Die Registerführung soll in der Hand eines 
ordentlichen Gerichts liegen. Das entspricht der 
deutschen Rechtsübung für die Führung öffentlicher 
Bücher, die für den privaten Rechtsverkehr be- 
stimmt sind (Grundbuch, Schiffsregister, Kabelbuch). 


Nur bei einem Amtsgericht sind die in der Führung 
eines solchen Registers geübten, mit den erforder- 
lichen Rechtskenntnissen versehenen Kräfte bereits 
vorhanden. Die ordentlichen Gerichte sind auch be- 
rufen, über Beschwerden gegen Verfügungen des 
Registerführers zu entscheiden. Würde die Führung 
des privatrechtlichen Registers einer Verwaltungs- 
behörde übertragen, so müßte diese erst mit ge- 
eignetem Personal besetzt werden. Das Personal 
wäre durch die Registerführung voraussichtlich 
nicht voll beschäftigt. 

In diesem Zusammenhang ergibt sich die Frage, ob 
das privatrechtliche Register mit dem bereits be- 
stehenden öffentlich-rechtlichen Register, der Luft- 
fahrzeugrolle, zu einem Register verbunden wer- 
den soll. Die Luftfahrzeugrolle wird gegenwärtig 
vom Luftfahrt-Bundesamt in Braunschweig geführt 
(§ 2 Nr. 3 des Gesetzes über das Luftfahrt-Bundes- 
amt vom 30. November 1954 — Bundesgesetzbl. I 
S. 354). Bei Verbindung beider Register müßte 
das Amtsgericht auch die Führung der Luftfahr- 
zeugrolle übernehmen. 

Nach dem erwähnten Genfer Abkommen ist eine 
Verbindung der öffentlich-rechtlichen Registrierung 
mit der privatrechtlichen nicht erforderlich. Das Ab- 
kommen verlangt zwar die öffentliche Registrie- 
rung sowohl der Staatszugehörigkeit des Luftfahr- 
zeugs wie auch der an ihm bestehenden Rechte. Die 
Anerkennung der eingetragenen Rechte hängt aber 
nach dem Abkommen nicht davon ab, daß sie in 
demselben öffentlichen Register eingetragen sind, 
in dem das Luftfahrzeug als staatszugehörig einge- 
tragen ist. 

Eine Verbindung beider Register wäre ebenso- 
wenig ohne Beispiel im deutschen Recht wie eine 
getrennte Registerführung. Für eine verbundene 
Registerführung ist das Schiffsregister ein Beispiel. 
In ihm sind die öffentlich-rechtlich, insbesondere 
für das Flaggenrecht der Seeschiffe bedeutsamen 
Eintragungen mit den privatrechtlichen Eintragun- 
gen vereinigt. Getrennte Register werden dagegen 
für Grundstücke geführt, das Kataster von Verwal- 
tungsbehörden, das Grundbuch von Grundbuch- 
ämtern als Justizbehörden. Ob verbundene oder 
getrennte Registerführung vorgesehen werden soll, 
ist somit nicht nach rechtlichen, sondern nach 
organisatorischen Gesichtspunkten zu entscheiden. 

Für die Schaffung eines verbundenen Registers 
spricht, daß die Eintragungen, die dasselbe Luft- 
fahrzeug betreffen, über einstimmen müssen. Dem 
stehen aber andere Gesichtspunkte gegenüber. Die 
Luftfahrzeugrolle ist eine bereits bestehende Ein- 
richtung, während das privatrechtliche Register neu- 
geschaffen werden soll. Die Zuständigkeit des Luft- 
fahrt-Bundesamtes für die Führung der Luftfahr- 
zeugrolle hängt eng mit seinen übrigen Aufgaben 
zusammen. Insbesondere ist die Eintragung in die 
Luftfahrzeugrolle mit der Zulassung des Luftfahr- 
zeugs zum Luftverkehr verbunden (§ 3 Abs. 1 der 
Verordnung über Luftverkehr), die kaum einem 
Gericht übertragen werden könnte. 

Die Eintragungen können auch bei getrennten 
Registern verschiedener Behörden genügend auf- 
einander abgestimmt werden, wenn diese eng und 
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schnell Zusammenarbeiten. Eine solche Zusammen- 
arbeit erfordert, daß beide Registerbehörden örtlich 
einander nahe sind. Dies wird am besten erreicht, 
wenn zur Führung des privatrechtlichen Registers 
das Amtsgericht bestimmt wird, in dessen Bezirk 
das Luftfahrt-Bundesamt seinen Sitz hat (Braun- 
schweig). Der vorliegende Gesetzentwurf wählt da- 
her diese Lösung, ohne die Zuständigkeit zur Füh- 
rung der Luftfahrzeugrolle zu ändern. 

V. Geltungsbereich der Vorschriften des Entwurfs 

Die Vorschriften des Entwurfs sind in den ersten 
beiden Teilen jeweils unter dem Gesichtspunkt zu- 
sammengefaßt, für welche Luftfahrzeuge sie gelten 
sollen. Der Geltungsbereich dieser beiden Teile ist 
durch ihre Überschriften gekennzeichnet. Damit 
kommt mittelbar zum Ausdruck, daß für Rechte an 
Luftfahrzeugen, die weder unter den Ersten noch 
unter den Zweiten Teil fallen — also die deutschen 
Luftfahrzeuge, die nicht in die Luftfahrzeugrolle 
eingetragen sind — , die Vorschriften des Entwurfs 
nicht maßgebend sind. Inwieweit es für die An- 
wendbarkeit der Vorschriften des Ersten Teils Vor- 
aussetzung ist, daß die Eintragung eines in der 
Luftfahrzeugrolle eingetragenen Luftfahrzeugs fort- 
besteht, ergeben die Einzelvorschriften des Ent- 
wurfs (vgl. z. B. §§ 1, 9, 68, 75). 

In die Luftfahrzeugrolle werden alle Luftfahrzeuge 
eingetragen, die in der Bundesrepublik Deutschland 
zum Luftverkehr zugelassen sind und deutschen 
Staatsangehörigen oder ihnen gleichgestellten Han- 
delsgesellschaften und juristischen Personen ge- 
hören (§ 2 Abs. 1, § 3 Abs. 1 des Luftverkehrs- 
gesetzes), mit Ausnahme der Segelflugzeuge (§ 10 
Abs. 3 Satz 2 der Verordnung über Luftverkehr), 
der Ballone und der Drachen (§ 15 Abs. 3 Satz 1 
der Verordnung über Luftverkehr). 


B. Einzelbegründung 

Zu § 1 

§ 1 regelt die Zulässigkeit der rechtsgeschäftlichen 
Begründung des Registerpfandrechts an Luftfahr- 
zeugen entsprechend dem für die Schiffshypothek 
geltenden § 8 Abs. 1 Satz 1 SchRG. Die rechts- 
geschäftliche Belastung mit einem Registerpfand- 
recht soll aus den Gründen, die unter I. der Allge- 
meinen Begründung genannt sind, nur bei Luftfahr- 
zeugen zulässig sein, die in der Luftfahrzeugrolle 
eingetragen sind. Wegen der Zulässigkeit der Be- 
lastung von Luftfahrzeugen, deren Eintragung in 
der Luftfahrzeugrolle wieder gelöscht ist, im Wege 
der Zwangsvollstreckung vgl. § 99 Abs. 1 Satz 1 in 
Verbindung mit § 98 Abs. 2 Satz 2 des Entwurfs 
und § 870 a Abs. 1 ZPO. Ausländische Luftfahr- 
zeuge werden demnach von der Belastung mit 
Registerpfandrechten nach diesem Gesetz ausge- 
schlossen. Dies entspricht der Regelung, die für die 
hypothekarische Belastung von Seeschiffen besteht 
(§ 1 Abs. 1 SchRG in Verbindung mit § 10 SchRO). 
Da mit einer Anerkennung in der Bundesrepublik 
begründeter Registerpfandrechte an ausländischen 


Luftfahrzeugen im Ausland nicht zu rechnen wäre 
und diese Luftfahrzeuge im Ausland nach dem für 
sie geltenden Recht verpfändet werden können, be- 
steht kein Bedürfnis, an ausländischen Luftfahr- 
zeugen Registerpfandrechte nach deutschem Recht 
zuzulassen. 

Die Ausschließung derjenigen deutschen Luftfahr- 
zeuge, die nicht in die Luftfahrzeugrolle eingetra- 
gen werden, nämlich der Segelflugzeuge, Ballone 
und Drachen, beruht insbesondere auf der Er- 
wägung, daß für sie die Sicherungsübereignung 
oder die Rechtsformen, die das Bürgerliche Gesetz- 
buch für die Verpfändung beweglicher Sachen vor- 
sieht, schon deshalb ausreichen, weil diese Luftfahr- 
zeuge selten das Bundesgebiet verlassen. 

Zu § 2 

Die Vorschrift entspricht dem § 8 Abs. 1 Satz 2 
SchRG. 

Zu § 3 

Die Vorschrift entspricht dem § 75 Abs. 1 Satz 1, 
Abs. 2 SchRG. Zusätzliche Vorschriften über das 
Höchstbetragspfandrecht sind in § 24 Abs. 1 und 
§ 51 Abs. 4 enthalten. 

Zu §§ 4 bis 6 

Die Vorschriften entsprechen inhaltlich dem § 8 
Abs. 1 Satz 3, Abs. 2, Abs. 3 SchRG. 

Zu §7 

Nach § 99 kann ein in der Luftfahrzeugrolle einge- 
tragenes Luftfahrzeug im Wege der Zwangsvoll- 
streckung oder der Arrestvollziehung mit einem 
Registerpfandrecht belastet werden. Nach Artikel I 
Abs. 2 des Genfer Abkommens können die Ver- 
tragsstaaten einem solchen Registerpfandrecht kei- 
nen Vorrang vor später rechtsgeschäftlich bestell- 
ten Registerpfandrechten zuerkennen. Die rechts- 
geschäftliche Bestellung eines Registerpfandrechts 
würde daher ein solches vorher begründetes Pfand- 
recht beeinträchtigen. Um diese Folge zu vermei- 
den, schließt § 7 die Bestellung eines Register- 
pfandrechts aus, solange das Luftfahrzeug mit 
einem Registerpfandrecht belastet ist, das im Wege 
der Zwangsvollstreckung oder der Arrestvollzie- 
hung eingetragen ist. 

Zu § 8 

Würde die Bestellung eines Registerpfandrechts 
für die in § 8 bezeichneten Forderungen . aus In- 
haber- oder Orderpapieren zugelassen, so wäre 
eine Reihe von Sonderbestimmungen notwendig, 
die Abweichungen von den anderen Vorschriften 
des Entwurfs enthalten müßten (vgl. §§72 bis 74 
SchRG). Da bei Luftfahrzeugen zur Bestellung von 
Registerpfandrechten für Forderungen dieser Art 
auf absehbare Zeit kein besonderes Bedürfnis be- 
steht, schließt § 8 sie aus, um Sonderbestimmungen 
entbehrlich zu machen. 
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Zu § 9 

Absatz 1 Satz 1 schließt aus, daß Luftfahrzeuge, 
die in der Luftfahrzeugrolle eingetragen sind, in 
der Form der §§ 1204 ff. BGB verpfändet werden 
oder daß eine nach ausländischem Recht erfolgte 
Verpfändung nach deutschem Recht Gültigkeit hat 
(vgl. Artikel II Abs. 3 des Genfer Abkommens). 
Dies erscheint notwendig, um ein Zusammentreffen 
von Registerpfandrechten mit andersartigen Pfand- 
rechten an dem Luftfahrzeug und die dadurch auf- 
tretenden rechtlichen Schwierigkeiten zu vermei- 
den (vgl. auch die Übergangsbestimmungen in 
§ 107). Die Möglichkeit einer Sicherungsübereig- 
nung des Luftfahrzeugs wird durch § 9 nicht be- 
schränkt. 

Satz 1 schließt weiter die Bestellung eines Nieß- 
brauchs an Luftfahrzeugen aus, die in der Luftfahr- 
zeugrolle eingetragen sind; ein wirtschaftliches Be- 
dürfnis für die Begründung dieses Rechtes besteht 
bei Luftfahrzeugen nicht, zumal sie eine verhältnis- 
mäßig kurze Lebensdauer haben. Die Möglichkei- 
ten, die das Recht der Schuldverhältnisse bietet, er- 
scheinen ausreichend. 

Absatz 1 Satz 2 schließt das gesetzliche Pfandrecht 
des Unternehmers beim Werkvertrag aus den glei- 
chen Gründen aus, aus denen Satz 1 das vertrag- 
liche Mobiliarpfandrecht ausschließt. Die Regelung, 
die in § 648 Abs. 2 BGB für Forderungen einer 
Schiffswerft beim Bau und bei der Ausbesserung 
von Schiffen getroffen ist, wird nicht übernommen, 
weil die Anerkennung des Ranges eines durch ge- 
setzlichen Zwang begründeten Registerpfandrechts 
an Luftfahrzeugen nach dem Genfer Abkommen 
nicht gesichert ist. Die übrigen Möglichkeiten, die 
der Unternehmer zur Sicherung einer Forderung 
hat, erscheinen ausreichend. 

Die in Absatz 2 vorgesehene Erweiterung des Ab- 
satzes 1 berücksichtigt die in § 91 getroffene 
Regelung. Sie beruht auf denselben Erwägungen 
wie Absatz 1. 

Zu §§ 10 bis 67 

Die Vorschriften entsprechen im allgemeinen den 
Vorschriften der §§ 10 bis 70 SchRG. Die Paragra- 
phenzählung des Entwurfs stimmt insoweit fast 
überall mit dem Schiffsrechtegesetz überein. Auf 
folgende Abweichungen vom Recht der Schiffs- 
hypothek ist hinzuweisen. 

Zu § 13 

Absatz 1 entspricht dem § 13 SchRG. Die in Ab- 
satz 2 aufgenommene Vorschrift über das Auf- 
gebots verfahren entspricht der Regelung in § 988 
ZPO. Sie soll Unklarheiten vermeiden, die durch 
eine sonst erforderliche Verweisung auf § 988 ZPO 
entstehen könnten, da diese Vorschrift selbst zahl- 
reiche, hier nicht immittelbar anwendbare Verwei- 
sungen enthält. Daß für das Aufgebotsverfahren 
auch die allgemeinen Vorschriften über das Auf- 
gebotsverfahren (§§ 946 bis 959 ZPO) gelten, be- 
darf in Absatz 2 keiner Erwähnung. 

Zu § 15 

§ 15 übernimmt nur die Vorschriften des § 15 
Abs. 2, 3 SchRG. Die in § 15 Abs. 1 SchRG geregelte 


Eigentumsvermutung ist nicht übernommen, Bei 
einem nur für Pfandrechte bestimmten Register be- 
steht kein Anlaß, der Eintragung die Wirkung 
einer Eigentumsvermutung beizulegen, die von 
§ 1006 BGB ab weicht. 

Zu § 16 

Die Vorschrift ist nach dem Vorbild des § 16 SchRG 
gestaltet. Der öffentliche Glaube der Registerein- 
tragung über das Eigentum wird aber abweichend 
von diesem Vorbild geregelt. Diese Eintragung soll 
nicht zugunsten dessen als richtig gelten, der das 
Eigentum an dem Luftfahrzeug erwirbt, weil das 
Register für Pfandrechte, abweichend vom Schiffs- 
register, nicht als Grundlage für den Eigentums- 
erwerb bestimmt ist. 

Zugunsten dessen, der ein Registerpfandrecht durch 
Rechtsgeschäft erwirbt, soll diese Eintragung jedoch 
öffentlichen Glauben genießen. Hierzu wird auf die 
Ausführungen in der Allgemeinen Begründung 
unter III. verwiesen. Mit Rücksicht auf diese Rege- 
lung sind in § 80 Abs. 2; §§ 82 und 90 Abs. 2 be- 
sondere Vorschriften über die Eintragung des 
Eigentümers des Luftfahrzeugs im Register ge- 
troffen. 

Absatz 2 weicht vom Wortlaut des § 16 Abs. 2 
SchRG ab, weil nach den Vorschriften des Entwurfs 
zum Erwerb eines Registerpfandrechts oder eines 
Rechtes an einem solchen durch Rechtsgeschäft stets 
die Eintragung im Register erforderlich ist. 

Zu § 17 

§ 17 entspricht sachlich dem § 17 SchRG. Der Wort- 
laut ist jedoch an § 893 BGB angeglichen, um Irr- 
tümer zu vermeiden, die aus dem Gebrauch des 
Wortes „Dritten" entstehen könnten. 

Zu § 24 

§ 24 übernimmt außer der Regelung des § 24 SchRG 
auch die damit zusammenhängende Vorschrift des 
§ 75 Abs. 1 Satz 2 SchRG (vgl. § 3). 

Zu § 26 

Soweit die Vorschrift sachlich von § 26 SchRG ab- 
weicht, beruht sie darauf, daß dem § 57 Abs. 3, 
4 SchRG entsprechende Vorschriften nicht aufge- 
nommen sind und daher zur Rangänderung und zur 
Aufhebung des Registerpfandrechts (vgl. § 56) die 
Zustimmung des Eigentümers des Luftfahrzeugs 
nicht erforderlich ist. 

Zu § 31 

§ 31 entspricht dem § 31 SchRG, jedoch wird der 
Zubehörbegriff durch die Vorschrift des Absatzes 1 
Satz 2 erweitert. Diese besagt, abweichend von § 97 
Abs. 2 Satz 1 BGB, daß die Zubehöreigenschaft 
einer Sache nicht dadurch ausgeschlossen wird, daß 
diese nur vorübergehend für den Betrieb des Luft- 
fahrzeugs benutzt wird. Die Vorschrift soll Zweifel 
darüber ausschließen, auf welche von den Wechsel- 
teilen des Luftfahrzeugs sich das Registerpfandrecht 
erstreckt. 
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Die in Absatz 3 aufgenommene Regelung für Zube- 
hörstücke, die in ein Ersatzteillager eingebracht 
werden, und die entsprechende Regelung in Ab- 
satz 4 für Bestandteile stehen im Zusammenhang 
mit den Vorschriften des Fünften Abschnitts wonach 
ein Registerpfandrecht auf den jeweiligen Bestand 
eines Ersatzteillagers erweitert werden kann. Ein 
wesentlicher Teil der hierdurch belasteten Ersatz- 
teile kann in Wechselteilen bestehen, die bereits in 
anderen Luftfahrzeugen verwendet worden sind. 
Diese Wechselteile könnten, wenn nichts anderes 
bestimmt würde, trotz Einbringung in das Ersatz- 
teillager als Bestandteile oder Zubehör eines dieser 
Luftfahrzeuge noch der Haftung auf Grund eines 
Registerpfandrechts an dem betreffenden Luftfahr- 
zeug unterliegen. Das Verhältnis der in Betracht 
kommenden, aus unterschiedlichen Rechtsgründen 
entstandenen Registerpfandrechte zueinander be- 
darf daher der Regelung. Würde bestimmt, daß das- 
jenige Registerpfandrecht den Vorrang hat, das 
sich eher auf die Sache erstreckt hat als das andere, 
so könnten sich schwierige tatsächliche Fragen er- 
geben, wenn die Lage des Wechselteils wiederholt 
geändert worden ist. Weiter könnten sich bei der 
Entscheidung über das Rangverhältnis Schwierig- 
keiten aus der Frage ergeben, ob die Haftung der 
Sache als Zubehör oder Bestandteil eines belasteten 
Luftfahrzeugs nach § 31 tatsächlich noch fortbesteht. 
Um diese Schwierigkeiten zu vermeiden und eine 
klare Lage herbeizuführen, wird der Regelung der 
Vorzug gegeben, daß Zubehörstücke und Bestand- 
teile mit der Einbringung in ein Ersatzteillager von 
der Haftung frei werden, und zwar auch dann, 
wenn sich noch kein Registerpfandrecht auf die in 
dem Ersatzteillager lagernden Ersatzteile erstreckt. 

Zu § 36 

Die Vorschrift ist nach dem Vorbild des § 36 SchRG 
gestaltet, weicht aber von diesem Vorbild darin ab, 
daß die Voraussetzungen teilweise enger begrenzt 
werden, unter denen die dem Versicherten gegen- 
über erloschene Verpflichtung dem Gläubiger des 
Registerpfandrechts gegenüber bestehen bleibt. Ab- 
weichend von § 36 SchRG soll jedes Verhalten des 
Versicherungsnehmers oder des Versicherten, das 
den Betrieb des Luftfahrzeugs betrifft und den Ver- 
sicherer diesen gegenüber von der Verpflichtung 
der Leistung befreit, den Fortbestand der Ver- 
pflichtung gegenüber dem Gläubiger des Register- 
pfandrechts ausschließen. Der Betrieb eines Luft- 
fahrzeugs ist mit so vielen Gefahren verbunden, die 
beim Betrieb eines Schiffes nicht oder in geringerem 
Umfang auftreten, daß eine weitergehende gesetz- 
liche Verpflichtung des Versicherers gegenüber dem 
Gläubiger, der auch selbst mit diesen Gefahren 
rechnen muß, nicht gerechtfertigt wäre. 

Zu § 51 

Die Absätze 1 bis 3 entsprechen dem § 51 SchRG. 

Mit Absatz 4 wird die dem § 75 Abs. 3 SchRG ent- 
sprechende Regelung wegen des sachlichen Zu- 
sammenhangs hier angefügt (vgl. §§ 3, 24). 


Zu § 56 

§ 56 entspricht inhaltlich dem § 56 SchRG mit der 
Abweichung, daß die Zustimmung des Eigentümers 
zur Aufhebung des Registerpfandrechts nicht erfor- 
dert wird und demgemäß § 56 Abs. 1 Satz 3 SchRG 
nicht übernommen wird. Die Zustimmung des Eigen- 
tümers ist entbehrlich, weil § 57 Abs. 3, 4 SchRG 
nicht übernommen wird (vgl. hierzu die Begrün- 
dung zu § 57). 

In Absatz 3 ist aus redaktionellen Gründen an 
Stelle des in § 56 Abs. 3 SchRG gebrauchten Wortes 
„Eintragung" das Wort „Löschung" gesetzt. 

Zu § 57 

Die Vorschrift entspricht dem § 57 Abs. 1 SchRG. 
Es erscheint nicht zweckmäßig, dem Eigentümer 
nach Erlöschen des Registerpfandrechts die Befug- 
nis zu geben, ein neues Registerpfandrecht an Stelle 
des erloschenen zu bestellen (vgl. § 57 Abs. 3 
SchRG). Wegen der im Vergleich zu Schiffen gerin- 
gen Lebensdauer und beschleunigten Wertminderung 
des Luftfahrzeugs wäre die Schaffung dieser Befug- 
nis gegenüber nachrangigen Registerpfandrechten 
wirtschaftlich schwer zu rechtfertigen. Es wäre 
daher zu erwarten, daß der Eigentümer regelmäßig 
vertraglich zur Herbeiführung der Löschung des 
erloschenen Registerpfandrechts verpflichtet und 
damit seine gesetzliche Befugnis entwertet würde. 
Diese Erwartung ist um so mehr begründet, als in 
neuerer Zeit sogar beim Grundstückskredit die Ver- 
einbarung von entsprechenden Löschungsverpflich- 
tungen zur Regel geworden ist. Ohne dem Eigentü- 
mer berechtigte Vorteile zu bringen, würde die 
Schaffung der Befugnis die Folge haben, daß nur 
mit Rücksicht auf sie umfangreiche Vorschriften des 
Schiffsrechtegesetzes, u. a, § 57 Abs. 2 bis 4, §§ 58, 
59 Abs. 1 Satz 2, §§ 68, 70 Abs. 2, § 71 übernom- 
men und einige Arten der Verfügung über Regi- 
sterpfandrechte von der Zustimmung des Eigentü- 
mers abhängig gemacht werden müßten (vgl. §§ 26, 
56 SchRG). Das würde den Rechtsverkehr unnötig 
erschweren, nutzlose Registerarbeiten veranlassen 
und die Übersichtlichkeit des Registers beeinträch- 
tigen. Aus diesen Gründen ist die Vorschrift des 
§ 57 Abs. 3 SchRG nicht übernommen. Demzufolge 
ist auch von der Übernahme der Vorschriften in 
§ 57 Abs. 2, 4, §§ 58, 59 Abs. 1 Satz 2, §§ 68 
70 Abs. 2, § 71 SchRG sowie eines Teiles der 
Vorschriften des § 69 SchRG abgesehen worden. 

Zu § 58 

Die Vorschrift regelt den in § 63 SchRG behandelten 
Fall dahin, daß der Eigentümer die Aufhebung des 
Registerpfandrechts (§ 56) verlangen kann. Ein Ver- 
langen nach Verzicht des Gläubigers auf das Regi- 
sterpfandrecht kommt hier nicht in Betracht, weil 
§ 57 Abs. 2 SchRG nicht übernommen ist. 

Zu § 59 

Die Absätze 1, 3 und 4 entsprechen dem § 59 
SchRG. Dessen Absatz 1 Satz 2 ist aus den zu § 57 
dargelegten Gründen nicht übernommen. 
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Absatz 2 ist aus § 70 Abs. 1 SchRG hierher über- 
nommen, um den Zusammenhang zu wahren. Der 
übrige Inhalt des § 70 SchRG ist aus den Gründen 
entbehrlich, die zu § 57 ausgeführt sind. 

Zu § 60 

Die Vorschrift entspricht dem § 60 SchRG. Der dort 
erwähnte Fall des Verzichts kommt hier nicht in 
Betracht, da § 57 Abs. 2 SchRG nicht übernommen 
ist. 

Zu § 63 

§ 63 übernimmt § 64 SchRG, jedoch fällt die Ver- 
weisung auf § 57 Abs. 3 ersatzlos weg. Hierzu wird 
auf die Begründung zu § 57 verwiesen. 

Zu § 64 

§ 64 übernimmt in den Absätzen 1, 2, 4, 5 die Vor- 
schriften des § 69 Abs. 1 Satz 2 erster Halbsatz, j 
Absatz 2 Satz 1, Absätze 4 und 5 SchRG ohne sach- 
liche Änderung. Die Abweichung des Absatzes 3 
von § 69 Abs. 3 SchRG sowie die Weglassung von 
§ 69 Abs. 1 Satz 1, Satz 2 zweiter Halbsatz und Ab- 
satz 2 Satz 2 SchRG beruht auf den zu § 57 erörter- 
ten Gründen. 

Zu §§ 66, 67 

Die Vorschriften entsprechen den §§ 66, 67 SchRG. ! 
Neu sind die Vorschriften in § 66 Abs. 1 Satz 2 und 
in den letzten Absätzen der §§ 66, 67. 

§ 66 Abs. 1 Satz 2 bewirkt, daß für den Beginn der 
Zehnjahresfrist die letzte Eintragung auf beiden in 
Betracht kommenden Registerblättern maßgebend 
ist. Die Vorschrift beruht auf der Erwägung, daß 
die Teilung des Registers in Registerblätter für die 
Luftfahrzeuge und Registerblätter für die Ersatz- 
teillager (vgl. §§ 79, 84) sich materiell nicht dahin 
auswirken dürfe, daß eine Eintragung im Register- 
blatt des Ersatzteillagers bei Anwendung des § 66 
außer Betracht bliebe. 

In die letzten Absätze der §§ 66, 67 sind Vorschrif- 
ten über £as Aufgebotsverfahren aufgenommen, die 
dom § 987 a ZPO entsprechen. Hierdurch sollen Un- 
klarheiten vermieden werden, die durch eine sonst 
erforderliche Verweisung auf § 987 a ZPO ent- 
stehen könnten. Daß für das Aufgebotsverfahren 
auch die allgemeinen Vorschriften über das Auf- 
gebotsverfahren (§§ 946 bis 959 ZPO) gelten, be- 
darf keiner Hervorhebung im Gesetz. 


Zum Fünften Abschnitt 

Wie unter II. des Allgemeinen Teils der Begrün- 
dung ausgeführt ist, befinden sich in Luftfahrzeu- 
gen viele, zum Teil hochwertige Teile, die von 
vornherein dazu bestimmt sind, nach einer gewis- 
sen Betriebszeit zur Überholung ausgebaut zu wer- 
den. Diese Teile sind nach ihrer Überholung nicht 
stets von vornherein wieder zum Einbau in das- | 
selbe Luftfahrzeug vorgesehen, sondern je nach 
Bedarf auch für den Einbau in andere Luftfahrzeuge [ 


desselben oder eines anderen Eigentümers. Daraus 
ergibt sich, daß die ausgebauten Teile unter Um- 
ständen von der Haftung als Bestandteile oder Zu- 
behörstücke des mit dem Registerpfandrecht be- 
lasteten Luftfahrzeugs frei werden (vgl. § 31 

Abs. 2, 3 des Entwurfs). Zwar werden die ausge- 
bauten Teile in der Regel durch Einbau gleicharti- 
ger Teile ersetzt, auf die sich das Registerpfand- 
recht dann erstreckt. Der Gläubiger ist aber nicht 
dagegen gesichert, daß der Einbau der Ersatzteile 
sich verzögert oder daß die neu eingebauten Ersatz- 
teile geringeren Wert haben oder dem Eigentümer 
des Luftfahrzeugs gar nicht gehören. Diese 
Schwäche seiner Sicherheit wird der Gläubiger 
daher schon bei Bemessung des Umfangs des Kre- 
dits berücksichtigen, zu dessen Sicherung das 
Registerpfandrecht dienen soll. 

Um die Kreditbeschaffung für die Luftfahrtunter- 
nehmen zu stärken, bedarf es daher einer Möglich- 
keit, dem Gläubiger in irgendeiner Weise eine zu- 
sätzliche Sicherung zu verschaffen, die die erwähnte 
Schwäche ausgleicht. Als geeignetes Objekt für 
eine solche Sicherung erscheinen die Ersatzteillager, 
die insbesondere für Luftfahrzeuge der Verkehrs- 
luftfahrt vielfach bei den Flughäfen der für sie be- 
stimmten Flugstrecke im Inland oder im Ausland 
unterhalten werden. In diesen Lagern liegen Er- 
satzteile bereit, um sie bei Bedarf im Wechsel 
gegen benutzte Teile, die zur Überholung aus dem 
Luftfahrzeug ausgebaut werden, in diese einzu- 
bauen, In die Lager werden meist auch die ausge- 
bauten Teile aufgenommen, um nach Überholung 
erneut verwendet zu werden. Die Besitzübertra- 
gung auf den Pfandgläubiger, die sonst zur Ver- 
pfändung eines Ersatzteillagers erforderlich ist, 
wäre mit dem wirtschaftlichen Zweck der Ersatzteil- 
lager nicht vereinbar und bei dem häufigen Wech- 
sel der Ersatzteile auch schwer durchzuführen. Es 
besteht daher ein Bedürfnis, in Verbindung mit 
dem Registerpfandrecht für Luftfahrzeuge auch für 
die Ersatzteile in einem Ersatzteillager eine Rechts- 
form der Verpfändung zu schaffen, die keine Be- 
sitzübertragung für den Pfandgläubiger erfordert. 

Da der Bestand eines Ersatzteillagers seiner Be- 
stimmung entsprechend laufend wechselt, muß die 
Verpfändung, um ihren Zweck zu erfüllen, so ge- 
staltet werden, daß das Registerpfandrecht den 
jeweiligen Bestand des Ersatzteillagers umfaßt. 
Diese Besonderheit erschwert es, unabhängig von 
einem Registerpfandrecht an einem Luftfahrzeug 
die selbständige Belastung des Bestandes eines 
Ersatzteillagers mit einem Registerpfandrecht ge- 
setzlich zuzulassen, weil damit eine Fülle schwer 
lösbarer rechtlicher Probleme auftauchen würde. 
Soweit es sich um Ersatzteillager im Ausland han- 
delt, wäre auch eine Anerkennung dieser Rechts- 
form in einem Rechtsstreit vor den ausländischen 
Gerichten nicht gesichert, sogar unwahrscheinlich; 
denn in Art. X des Genfer Abkommens ist eine 
Anerkennung der Registerpfandrechte an Ersatz- 
teillagern nur insoweit vorgesehen, als sich ein an 
einem Luftfahrzeug bestehendes Pfandrecht auf 
Ersatzteillager erstreckt. Der Entwurf läßt daher 
selbständige Registerpfandrechte an den Ersatz- 
teilen in Ersatzteillagern nicht zu. 
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Vielmehr sieht er lediglich die Erweiterung eines 
Registerpfandrechts, das an einem in der Luftfahr- 
zeugrolle eingetragenen Luftfahrzeug besteht, auf 
die Ersatzteile in einem Ersatzteillager vor. Die Er- 
weiterung soll nicht kraft Gesetzes eintreten, son- 
dern eines Rechtsgeschäfts zwischen dem Eigen- 
tümer und dem Gläubiger bedürfen (§ 68 Abs. 2). 
Dadurch soll im Interesse des Eigentümers des Luft- 
fahrzeugs vermieden werden, daß sich ein Register- 
pfandrecht auf die Ersatzteile in einem Ersatzteil- 
lager auch dann stets erstreckt, wenn der Gläubiger 
schon im Wert des Luftfahrzeugs allein eine aus- 
reichende Sicherheit hat. überdies ließe sich bei 
einer gesetzlichen Erstreckung auch schwer regeln, 
welche Ersatzteile betroffen würden. 

Die vorgesehene Regelung läßt es zu, daß mehrere 
Registerpfandrechte, die an verschiedenen Luftfahr- 
zeugen bestehen, auf die Ersatzteile in demselben 
Ersatzteillager erstreckt werden, und zwar auch 
dann, wenn sie der Sicherung verschiedener Forde- 
rungen dienen, also nicht Gesamtregisterpfand- 
rechte sind. Die Regelung ermöglicht es auch, ein 
Registerpfandrecht auf die Ersatzteile in mehreren 
Ersatzteillagern zu erstrecken. Ohne die Zulassung 
dieser Gestaltungsformen wäre nicht allen auftre- 
tenden wirtschaftlichen Bedürfnissen genügt. 

Die Anerkennung der Erstreckung des Register- 
pfandrechts auf die Ersatzteile in einem Ersatzteil- 
lager, das in einem Vertragsstaat des Genfer Ab- 
kommens belegen ist, wird durch Artikel X dieses 
Abkommens nur unter den dort bestimmten Vor- 
aussetzungen gesichert. Mit Rücksicht hierauf sind 
die Vorschriften des Entwurfs über die Erweiterung 
so gestaltet, daß die in dem Abkommen vorgesehe- 
nen Voraussetzungen erfüllt werden. 

Zu § 68 

Absatz 1 Satz 1 eröffnet die Möglichkeit, das Regi- 
sterpfandrecht auf die Ersatzteile in einem Ersatz- 
teillager zu erweitern. Die Vorschrift bringt zum 
Ausdruck, daß der Bestand der Ersatzteile, die 
durch die Erweiterung betroffen werden, nur nach 
ihrer örtlichen Belegenheit festgelegt werden kann. 
Die darin liegende Begrenzung ist notwendig, weil 
eine Bestimmung der betroffenen Ersatzteile, die 
an andere Merkmale als die Örtlichkeit anknüpft, 
im Rechtsverkehr zu Schwierigkeiten führen würde. 
Die Wirkung der Erweiterung wird in § 71 in Ver- 
bindung mit § 70 geregelt. Satz 2 umschreibt den 
Begriff der Ersatzteile entsprechend dem Artikel X 
Abs. 4 des Genfer Abkommens. 

Absatz 2 regelt die Form der Erweiterung des 
Registerpfandrechts. Wie für die Bestellung des 
Registerpfandrechts an Luftfahrzeugen ist danach 
auch für die Erweiterung die Einigung des Eigen- 
tümers und des Gläubigers sowie die Eintragung 
erforderlich, Absatz 2 ergibt, daß sich das Register- 
pfandrecht nicht schon kraft Gesetzes auf die Er- 
satzteile erstreckt, sondern daß es einer rechts- 
geschäftlichen Erweiterung bedarf, um diese Er- 
streckung zu bewirken. Die Erweiterung auf die Er- 
satzteile kann demnach gleichzeitig mit der Bestel- 
lung des Registerpfandrechts an dem Luftfahrzeug 
oder später vorgenommen werden. 


Zu § 69 

Durch die in § 69 vorgesehene Bekanntmachung 
sollen Dritte auf das Pfandrecht hingewiesen wer- 
den. Die Bekanntmachung ist nach Artikel X Abs. 1 
Satz 2 des Genfer Abkommens die Voraussetzung 
für die Anerkennung der Erweiterung im Ausland. 
Es empfiehlt sich nicht, die Wirksamkeit der Erwei- 
terung vom Vorhandensein der in § 69 bezeich- 
neten Bekanntmachung abhängig zu machen, weil 
bei solcher Regelung der Schuldner oder Dritte 
schon durch Entfernen oder Wiederanbringen der 
Bekanntmachung eigenmächtig Einfluß auf das 
Recht nehmen könnten. § 69 begründet daher ledig- 
lich eine Verpflichtung des Eigentümers des be- 
lasteten Luftfahrzeugs gegenüber dem Gläubiger 
des Registerpfandrechts oder eines Rechtes an die- 
sem. Die Verletzung dieser Verpflichtung macht die 
Erweiterung nicht unwirksam. 

Zu § 70 

Absatz 1 bestimmt, welche Vorschriften des Ersten 
bis Vierten Abschnitts sinngemäß anzuwenden 
sind. § 7 ist nicht aufgeführt, weil eine Belastung 
der Ersatzteile im Ersatzteillager mit einem Regi- 
sterpfandrecht, das im Wege der Zwangsvollstrek- 
kung oder der Arrcstvolizichung eingetragen ist, 
nicht vorgesehen ist. § 9 ist ebenfalls nicht aufge- 
führt. Die Verpfändung sowie die Begründung 
eines Nießbrauchs an Ersatzteilen, auf die sich ein 
Registerpfandrecht erstreckt, kann ebenso zuge- 
lassen werden, wie eine derartige Belastung bei 
Zubehörstücken eines mit einem Registerpfand- 
recht belasteten Luftfahrzeugs. Demgemäß braucht 
auch das gesetzliche Pfandrecht des Werkunterneh- 
mers (§ 647 BGB) nicht ausgeschlossen zu werden. 
§ 31 ist nicht auf geführt, weil die Zubehörstücke 
von Ersatzteilen nach § 68 Abs. 1 Satz 2 schon 
unter den Begriff der Ersatzteile fallen. 

Absatz 2 sieht vor, daß mit der Aufhebung des 
Registerpfandrechts am Luftfahrzeug auch das Recht 
an den Ersatzteilen als aufgehoben gilt. Es soll ver- 
hindert werden, daß nach Fortfall des Register- 
pfandrechts an dem Luftfahrzeug das Recht, das 
sich aus der Erweiterung ergibt, selbständig fort- 
bestehen würde. 

Zu § 71 

Absatz 1 Satz 1 bestimmt, welche Ersatzteile durch 
die Erweiterung dem Recht des Gläubigers unter- 
worfen werden. Wie die Erstreckung des Rechtes 
sich bei dessen Geltendmachung im Wege der 
Zwangsvollstreckung in die Ersatzteile auswirkt, 
ergibt § 100. Die in Satz 2 vorgesehene Ausnahme 
für die nicht in das Eigentum des Luftfahrzeugeigen- 
tümers gelangten Sachen entspricht der Ausnahme 
von der gesetzlichen Erstreckung der Luftfahrzeug- 
hypothek auf Zubehörstücke (§ 31 Abs. 1 Satz 1). 
Damit wird die erforderliche Rücksicht auf die 
Rechte fremder Eigentümer von Ersatzteilen ge- 
nommen. 

Absatz 2 bestimmt, auf welche Weise Ersatzteile 
aus der Haftung nach Absatz 1 ausscheiden. Da 
nach Artikel X Abs. 1 des Genfer Abkommens die 
Erstreckung auf die einzelnen Ersatzteile nur aner- 
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kannt wird, solange sie in dem Ersatzteillager ver- 
bleiben, wird vorgesehen, daß diese von der Haf- 
tung frei werden, wenn sie aus dem Ersatzteillager 
entfernt werden. Eine Unterscheidung danach, aus 
welchem Grunde die Entfernung vorgenommen 
wird, wäre nicht sachgemäß, weil der Bestand des 
Ersatzteillagers nach dessen Bestimmung fortlaufend 
wechselt. Zum Schutze des Gläubigers des Regi- 
sterpfandrechts ist jedoch in Angleichung an die 
Regelung in § 31 Abs. 2 vorgesehen, daß die Be- 
freiung von der Haftung nicht eintritt, wenn die 
Ersatzteile vor der Entfernung in Beschlag genom- 
men sind. Dabei ist an jede Beschlagnahme, insbe- 
sondere auch an die Pfändung für einen anderen 
als den Gläubiger des Registerpfandrechts gedacht. 
Die Vorschriften über den gutgläubigen lastenfreien 
Erwerb (§ 936 BGB) bleiben unberührt. 

Zu § 72 

§ 72 regelt das Rangverhältnis der Registerpfand- 
rechte hinsichtlich der Ersatzteile abweichend von 
dem Rangverhältnis der Registerpfandrechte an dem 
Luftfahrzeug. Die Abweichung ist notwendig, weil 
die Erweiterung des Registerpfandrechts seiner 
Bestellung zeitlich nachfolgen und demnach ein 
nachrangiges Registerpfandrecht früher auf die 
Ersatzteile erstreckt werden kann als das vorran- 
gige Registerpfandrecht, ferner, weil verschiedene 
Registerpfandrechte an mehreren Lutfahrzeugen, die 
zueinander in keinem Rangverhältnis stehen, auf 
die Ersatzteile derselben Ersatzteillager erweitert 
werden können, und zwar ebenfalls ohne Rücksicht 
auf den Zeitpunkt ihrer Bestellung. 

Satz 1 ist in seiner Fassung an § 25 Abs. 1 Satz 1 
angeglichen. Die in ihm erwähnten Eintragungen 
sind die Eintragungen im Registerblatt des Ersatz- 
teillagers (§ 84). Satz 2 sieht die sinngemäße Gel- 
tung des § 25 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 vor, weil 
ohne solche Vorschrift Zweifel aufkommen könnten. 

Zu § 73 

Die Vorschrift tritt für die Ersatzteile an die Stelle 
des für Zubehörstücke geltenden § 39 Abs. 3, dem 
sie nachgebildet ist. Sie bewirkt, daß unter den in 
ihr bezeichneten Voraussetzungen dem Gläubiger 
die in § 39 Abs. 1 und 2 sowie § 40 bezeichneten 
Rechte zustehen. Die ausdrückliche Vorschrift des 
§ 73 erscheint neben der in § 70 enthaltenen Ver- 
weisung auf § 39 zur Klarstellung erforderlich, weil 
Zweifel entstehen könnten, ob diese Verweisung 
auch für § 39 Abs. 3 wirksam wäre; denn bei sinn- 
gemäßer Anwendung des § 39 stehen die Ersatz- 
teile dem Luftfahrzeug selbst gleich. 

Zu § 74 

Ein Registerpfandrecht kann erlöschen, wenn das 
belastete Luftfahrzeug untergeht, enteignet oder im 
Wege der Zwangsversteigerung einem Bieter zu- 
geschlagen wird. Erstreckt sich das Registerpfand- 
recht nach § 71 auf Ersatzteile, so besteht in diesen 
Fällen kein sachlicher Grund, daß diese von der 
Haftung frei werden. § 74 bestimmt daher, daß in 
diesen Fällen das Registerpfandrecht hinsichtlich 
der Ersatzteile fortbesteht. 


Zu § 75 

Den Schiffsgläubigerrechten (§ 776 HGB, § 109 des 
Binnenschiffahrtsgesetzes) entsprechende gesetzliche 
Befriedigungsrechte an Luftfahrzeugen bestehen 
nach deutschem Recht nicht. Es liegt auch kein 
Grund vor, sie einzuführen. Im Falle des Beitritts 
zu dem Abkommen über die internationale Aner- 
kennung von Rechten an Luftfahrzeugen ist die 
Bundesrepublik aber gemäß Artikel IV in Verbin- 
dung mit Artikel XI Abs. 2 Buchstabe b des Abkom- 
mens verpflichtet, mit Vorrang ausgestattete ding- 
liche Rechte an Luftfahrzeugen wegen Entschädigung 
für die Bergung des Luftfahrzeugs oder wegen außer- 
ordentlicher zur Erhaltung des Luftfahrzeugs unum- 
gänglich erforderlicher Aufwendungen anzuerken- 
nen, die nach dem Recht eines Vertragsstaates, in 
dem die Bergungs- oder Erhaltungsmaßnahme zum 
Abschluß gekommen ist, begründet sind, und diesen 
Rechten Vorrang vor allen anderen Rechten an dem 
Luftfahrzeug zu gewähren. Nach Artikel IV Abs. 4 
werden diese Rechte nach Ablauf von drei Monaten 
nach Beendigung der Bergungs- oder Erhaltungs- 
maßnahme in anderen Staaten nicht mehr aner- 
kannt, sofern nicht innerhalb dieses Zeitraums das 
Recht in dem öffentlichen Buch vorgemerkt und 
über den Betrag eine Vereinbarung zustande ge- 
kommen oder ein gerichtliches Verfahren über das 
Recht eingeleitet worden ist. 

§ 75 soll diesen Vertragsbestimmungen Rechnung 
tragen. Die Frage, wann und wie lange die erwähn- 
ten Rechte anzuerkennen sind, bedarf keiner Fest- 
legung im Gesetz, weil sie aus den Vertragsbestim- 
mungen beantwortet werden kann. Dagegen er- 
scheint es notwendig, die Rechtsfolgen für das In- 
land im Gesetz zu bestimmen. Sie sind in den §§ 76, 
77 enthalten. 

Zu § 76 

Satz 1, der dem § 931 Abs. 2 zweiter Halbsatz ZPO 
nachgebildet ist, dient der Einfügung des auslän- 
dischen Rechtsinstituts in das deutsche Recht. Die 
Sätze 2 und 3 entsprechen den Bestimmungen des 
Artikels IV des Abkommens. 

Zu § 77 

Absatz 1 dient der Ausführung des Artikels IV Abs. 3 
des Abkommens. Die rechtliche Bedeutung des 
Schutzvermerks ergibt sich aus Artikel IV Abs. 4 
des Abkommens. Der Vermerk ist, ebenso wie der 
Vermerk nach § 28 der Schiffsregisterordnung, als 
Schutzvermerk bezeichnet, um klarzustellen, daß es 
sich weder um die Eintragung eines Rechtes mit 
den in §§ 15 bis 17 bezeichneten Wirkungen, noch 
um eine Vormerkung im Sinne der §§ 10 ff. handelt. 

Absatz 2 steht im Zusammenhang mit § 89 Abs. 3. 

Zu § 78 

Die Gründe für die Einführung eines zentralen Regi- 
sters und für die Einsetzung des Amtsgerichts, in 
dessen Bezirk das Luftfahrt-Bundesamt seinen Sitz 
hat, als Registergericht ergibt der Allgemeine Teil 
der Begründung unter IV. 
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Zu § 79 

Satz 1 erfordert zur Eintragung des Luftfahrzeugs 
eine Anmeldung, wie sie auch für die Eintragung 
von Schiffen im Schiffsregister in § 9 der Schiffs- 
registerordnung vom 26. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. 
I S 360) vorgesehen ist. 

Satz 2 regelt die Anmeldeberechtigung. Es würde 
nicht genügen, wenn allein der Eigentümer zur An- 
meldung des Luftfahrzeugs berechtigt wäre. Denn 
wenn im Wege der Zwangsvollstreckung oder der 
Arrestvollziehung ein Registerpfandrecht oder ein 
Zwangsversteigerungsvermerk oder wenn auf 
Grund des § 77 ein Schutzvermerk in das Register 
eingetragen werden soll, ist der Eigentümer nicht 
daran interessiert, das noch nicht eingetragene 
Luftfahrzeug zur Eintragung anzumelden. 

Zu § 80 

Die Vorschrift bezeichnet die bei der Anmeldung 
erforderlichen Angaben und Nachweise. Die in 
Absatz 1 bezeichneten Angaben sollen die Grund- 
lage für die Eintragungen nach § 81 Abs. 2 geben, 
die zur Identifizierung des Luftfahrzeugs notwen- 
dig sind. Deshalb müssen sie mit dem Inhalt der 
Luftfahrzeugrolle übereinstimmen. Absatz 2 Satz 1 
bestimmt daher, daß die Übereinstimmung nach- 
gewiesen werden muß. 

Absatz 2 Satz 2 erfordert die Glaubhaftmachung, 
daß die in der Luftfahrzeugrolle enthaltene Eintra- 
gung des Eigentümers der wirklichen Rechtslage 
entspricht, um die Grundlage für den öffentlichen 
Glauben der Eigentumseintragung (§§ 16, 17, 42 
Abs. 1 Satz 2, § 48) zu festigen. Die Glaubhaft- 
machung der Tatsachen, die die Eigentumsvermu- 
tung nach § 1006 BGB begründen, genügt. Damit die 
Zwangsvollstreckung oder Arrestvollziehung nicht 
dadurch verzögert wird, daß der Vollstreckungs- 
gläubiger sich bei der Anmeldung um die Glaub- 
haftmachung bemühen müßte, soll Satz 2 nur für 
Anmeldungen gelten, die von dem Eigentümer des 
Luftfahrzeugs ausgehen (vgl. auch § 82 Abs. 1). 

Zu § 81 

Absatz 1 entspricht dem § 7 SchRO. 

In der Eintragung muß das Luftfahrzeug zweifelsfrei 
bezeichnet werden. Hierfür könnte es genügen, auf 
die Stelle der Luftfahrzeugrolle zu verweisen, an 
der das Luftfahrzeug eingetragen ist. Für den 
Rechtsverkehr ist es aber zweckmäßig, daß auch 
das deutsche Staatszugehörigkeits- und Eintragungs- 
zeichen (§ 4 der Verordnung über Luftverkehr), das 
Muster des Luftfahrzeugs und die Werknummer 
der Zelle des Luftfahrzeugs aus dem Register er- 
sichtlich sind. Absatz 2 schreibt daher die Aufnahme 
dieser Merkmale vor. Die weiteren in der Luft- 
fahrzeugrolle eingetragenen Merkmale (Hersteller, 
Motorenzahl, Baumuster der Motoren) sind jedoch 
bei der Eintragung in das Register im Hinblick 
darauf entbehrlich, daß die Stelle der Eintragung in 
der Luftfahrzeugrolle im Register eingetragen 
werden muß. 


Zu § 82 

Absatz 1 Satz 1 sieht die Eintragung eines Wider- 
spruchs gegen die Richtigkeit der Eigentumseintra- 
gung vor, weil in den hier genannten Fällen die in 
§ 80 Abs. 2 Satz 2 vorgesehene Glaubhaftmachung 
nicht Voraussetzung der Eintragung des Luftfahr- 
zeugs in das Register ist. Demgemäß sieht Satz 2 
vor, daß der Widerspruch nicht einzutragen oder 
auf Antrag zu löschen ist, wenn die Glaubhaft- 
machung erfolgt. 

Absatz 2, der dem § 16 Abs. 4 SchRO entspricht, soll 
dem Schutz des wahren Eigentümers des Luftfahr- 
zeugs gegen zukünftige Belastungen des Luftfahr- 
zeugs durch den eingetragenen Nichteigentümer 
dienen (vgl. § 16 des Entwurfs). Daß der wirkliche 
Eigentümer nach der Eintragung des Luftfahrzeugs, 
falls der Widerspruch nicht von Amts wegen ein- 
getragen ist, die Eintragung eines Widerspruchs 
selbst erwirken kann, folgt aus § 21 in Verbindung 
mit § 18. 

Zu § 83 

Die Bekanntmachung an das Luftfahrt-Bundesamt ist 
vorgesehen, um diesem Amt eine Grundlage für 
die Erfüllung seiner in § 90 Abs. 1, §§ 91, 92 be- 
stimmten Obliegenheiten zu geben. Die Bekannt- 
machung an den Anmeldenden und den Eigentümer, 
die dem in § 86 mitbezogenen § 57 SchRO ent- 
spricht, ist hier ausdrücklich angeordnet, um Zwei- 
fel zu vermeiden. Die Bekanntgabe an den Wider- 
sprechenden erscheint zweckmäßig, um ihm die 
weitere Verfolgung seines Rechts zu erleichtern. 

Zu § 84 

Der Umstand, daß ein Registerpfandrecht an Ersatz- 
teilen nicht selbständig bestellt werden kann, son- 
dern nur eine Erweiterung des Registerpfandrechts 
an einem Luftfahrzeug darstellt (§ 68) und somit in 
der Regel mit dem Erlöschen des Registerpfand- 
rechts -an dem Luftfahrzeug auch die Ersatzteile von 
der Haftung frei werden, könnte die Regelung 
nahelegen, daß die Erweiterung des Registerpfand- 
rechts auf Ersatzteile in dem Registerblatt einzutra- 
gen sei, in dem das Registerpfandrecht an dem 
Luftfahrzeug eingetragen ist. Diese Regelung 
würde aber dazu führen, daß im Falle der Erwei- 
terung von Registerpfandrechten, die an mehreren 
Luftfahrzeugen bestehen, die Erweiterungen in ver- 
schiedenen Registerblättern einzutragen wären. 
Dann wäre es kaum möglich, die Eintragungen über 
die Erweiterungen so zu gestalten, daß über alle 
Registerpfandrechte, die sich auf die Ersatzteile er- 
strecken, und über ihr Rangverhältnis hinsichtlich 
der Ersatzteile (vgl. § 72) eine klare Übersicht 
geschaffen würde. Diese Erwägung ist besonders für 
Fälle wichtig, in denen es sich um Registerpfand- 
rechte für verschiedene Forderungen an verschie- 
denen Luftfahrzeugen handelt. 

Eine klare Übersicht wird erreicht, wenn jedes 
Lager von Ersatzteilen, -auf die sich ein Register- 
pfandrecht an einem Luftfahrzeug nach § 71 er- 
streckt, ein besonderes Registerblatt erhält, in das 
alle Erweiterungen von Registerpfandrechten an ' 
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Luftfahrzeugen, die die Ersatzteile in diesem Lager 
betreffen, einzutragen sind. Dies wird daher durch 
Absatz 1 vorgesehen. § 88 Abs. 3 bestimmt, daß die 
Erweiterung und ihr Erlöschen auch auf dem Regi- 
sterblatt des Luftfahrzeugs kenntlich zu machen ist. 

Absatz 2 bestimmt den Inhalt der Eintragung eines 
Ersatzteillagers. Grundlage für die Bezeichnung der 
Stelle, an der die Ersatzteile lagern, ist die in § 88 
Abs. 2 geforderte Angabe in dem Antrag, die Er- 
weiterung des Registerpfandrechts an einem Luft- 
fahrzeug auf Ersatzteile einzutragen. 

Absatz 3 Satz 1 bestimmt, daß für die Ersatzteile das 
Registerblatt nach Absatz 1 als das Register für 
Pfandrechte an Luftfahrzeugen anzusehen ist. Satz 2 
schränkt diese Bestimmung dahin ein, daß Eintra- 
gungen, die das eingetragene Registerpfandrecht 
mitsamt dem Recht betreffen, das sich aus der Er- 
weiterung ergibt, nur auf dem Registerblatt für das 
Luftfahrzeug vorzunehmen sind. Durch diese Rege- 
lung soll verhindert werden, daß sich bei der Ein- 
tragung versehentlich Unstimmigkeiten zwischen den 
Registerblättem für das Luftfahrzeug und für das 
Ersatzteillager ergeben können. Die Regelung führt 
zugleich dazu, daß auf dem Registerblatt für das 
Ersatzteillager nur Eintragungen erscheinen, die 
ausschließlich das Recht betreffen, das sich aus der 
Erweiterung des Registerpfandrechts ergibt. Daß 
Löschungen stets auch auf dem Registerblatt für 
das Ersatzteillager vorzunehmen sind, soll die Über- 
sichtlichkeit sichern. Die Vorschrift des Satzes 4 über 
die Eintragung von Vorbemerkungen und Wider- 
sprüchen dient der Klarstellung. 

Zu § 85 

Die Vorschrift ist nach dem Vorbild des § 8 SdiRO 
gestaltet, weicht von diesem aber darin ab, daß für 
die Gestattung der Einsicht und das Verlangen 
einer Abschrift der in Absatz 2 bezeichneten Ur- 
kunden die Glaubhaftmachung eines berechtigten 
Interesses nicht verlangt wird. Diese Abweichung 
ist mit Rücksicht auf Artikel III Abs. 2, 3 des Genfer 
Abkommens vorgesehen. 

Zu § 86 

Absatz 1 Satz 1 verweist wegen aller Eintragun- 
gen, also auch der Eintragung und der Löschung 
des Luftfahrzeugs, auf die Vorschriften des Dritten 
Abschnitts der Schiffsregisterordnung über die Ein- 
tragung von Rechtsverhältnissen. Ausgeschlossen 
wird nur die Anwendung der §§30, 31 Abs. 2, §§ 32, 
33 SchRO, welche die Eintragung des Eigentümers 
betreffen, ferner des § 35 SchRO (Zustimmung des 
Eigentümers zur Löschung der Schiffshypothek, vgl. 
Begründung zu § 57), des § 43 SchRO (Eintragung 
eines Nießbrauchs, vgl. § 9 des Entwurfs), der §§ 47, 
53 SchRO (Schiffshypothek für Forderungen aus 
Inhaber- oder Orderpapieren, vgl. § 8 des Entwurfs) 
und des § 58 SchRO (betrifft Schiffsparten). Satz 2 
befreit Anmeldungen nach §§ 79, 89 und Anträge 
nach § 93 von der in § 37 SchRO bestimmten Form, 
weil diese hier entbehrlich erscheint. 

Absatz 2 soll sicherstellen, daß die Eintragung des 
Eigentümers im Register nicht von der entsprechen- 


den Eintragung in der Luftfahrzeugrolle abweicht. 
Die Vorschrift dient insoweit demselben Zweck wie 
§ 80 Abs. 1 Nr. 5 und § 90. Sie hat zur Folge, daß 
das Registergericht einem Antrag oder einem be- 
hördlichen Ersuchen auf Berichtigung der Eintra- 
gung des Eigentümers, falls die Eintragung 
des Eigentümers in der Luftfahrzeugrolle von 
dem Inhalt der Berichtigung abweicht, nicht statt- 
geben darf, bevor das Luftfahrt-Bundesamt die Ein- 
tragung in der Luftfahrzeugrolle entsprechend ge- 
ändert hat. 

Zu § 87 

§ 87 ergänzt den § 36 SchRO, der nach § 86 sinn- 
gemäß anzuwenden ist. Er läßt die Eintragung von 
Registerpfandrechten in ausländischer Währung zu, 
wenn sie zugunsten von Gläubigern im Ausland 
erfolgt. Eintragungen in ausländischer Währung 
sind nach geltendem Recht für Schiffshypothek'en 
bereits auf Grund des Zweiten Gesetzes über die 
Eintragung von Schiffspfandrechten in ausländischer 
Währung vom 29. März 1923 (Reichsgesetzbl. I 
S. 232) zulässig, da dessen ursprünglich begrenzte 
Geltungsdauer durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
19. Dezember 1930 (Reichsgesetzbl. I S. 629) bis auf 
weiteres verlängert worden ist. 

Für die Regelung in § 87 besteht ein dringendes 
Bedürfnis. Die zum Aufbau der deutschen Luftfahrt 
erforderlichen Luftfahrzeuge müssen vornehmlich 
aus dem Ausland beschafft werden. Die ausländi- 
schen Hersteller verlangen oft den Kaufpreis und 
demgemäß auch die dingliche Sicherung von ge- 
stundeten Kaufpreisen in der Währung ihres Lan- 
des. Beim Ankauf gebrauchter Luftfahrzeuge im 
Ausland ist damit zu rechnen, daß sie bereits mit 
Pfandrechten in ausländischer Währung belastet 
sind und die Übernahme dieser Belastungen durch 
den Käufer erforderlich ist. 

Es ist nicht erforderlich, die Eintragung von einer 
staatlichen Einwilligung abhängig zu machen, zumal 
sowohl die Begründung der Forderung in auslän- 
discher Währung wie auch die Bestellung und die 
Inhaltsänderung des Registerpfandrechts zugunsten 
eines Gläubigers außerhalb des Geltungsbereichs 
des Gesetzes einer devisenrechtlichen Genehmigung 
bedarf. Eine staatliche Einwilligung für die Eintra- 
gung ist in § 1 Abs. 1 und § 3 Abs. 1 der Verord- 
nung über die Eintragung von Hypotheken in aus- 
ländischer Währung vom 13. Februar 1920 (Reichs- 
gesetzbl. S. 231) vorgesehen worden, damit geprüft 
würde, ob im Einzelfälle das öffentliche Interesse 
und die Erfordernisse der allgemeinen Wirtschafts- 
lage die Sicherung des Kredits in ausländischer 
Währung rechtfertigen (vgl. die Begründung zu dem 
Entwurf der Verordnung vom 13. Februar 1920 im 
Aktenstück 2984 der Verhandlungen der verfas- 
sunggebenden Deutschen Nationalversammlung, 
Band 343 S. 3384). Eine Prüfung in dieser Richtung 
ist bei der Belastung der hier in Betracht kommen- 
den Luftfahrzeuge entbehrlich. Auch Vorschriften 
der Art, wie sie in § 1 Abs. 1 Satz 2 und 3, §§ 2, 3 
Abs. 2 und § 12 der genannten Verordnung ent- 
halten sind, erscheinen nicht notwendig. Wenn bei 
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der Eintragung des Registerpfandrechts der Betrag ! 
der Forderung in ausländischer Währung einge- 
tragen werden kann, ergibt sich ohne weiteres, daß 
dies auch bei der Umwandlung eines bereits ein- 
getragenen Registerpfandrechts zulässig ist. Eine 
Vorschrift über Zustellungsbevollmächtigte und 
über die Zustellung im Ausland ist entbehrlich, da 
gemäß § 78 des Entwurfs in Verbindung mit §§ 1, 
16 Abs. 2 Satz 1 FGG und § 208 ZPO die §§ 174, 
175 ZPO und gemäß dem in § 108 vorgesehenen 
neuen § 171 a ZVG die §§ 6 und 7 ZVG sinngemäß 
anzuwenden sind. Daß die Eintragung einer Än- 
derung der eingetragenen Währung der Mitwirkung 
der gleich- oder nachstehenden Berechtigten bedarf, 
folgt bereits aus § 86 in Verbindung mit § 29 
SchRO. Daß bei der Gebührenberechnung der Wert 
ausländischer Währung sich nach dem inländischen 
Kurswert richtet, braucht im Gesetz nicht gesagt 
zu werden. § 12 Abs. 2 der Verordnung ist gegen- 
standslos geworden, da die Urkundensteuer weg- 
gefallen ist. 

Die für Registerpfandrechte in ausländischer Wäh- 
rung erforderlichen Vorschriften des Zwangsver- 
steigerungsrechts (vgl. §§ 5 bis 8 und 10 der er- 
wähnten Verordnung vom 13. Februar 1920) sind 
in den durch § 108 eingeführten § 171 e ZVG über- 
nommen. 

Zu § 88 

§ 88 dient dem Vollzug des § 68 Abs. 2. Die dort ! 
vorgesehene Eintragung der Erweiterung des Re- j 
gisterpfandrechts ist nach § 84 Abs. 1 Satz 2 auf . 
dem Registerblatt des Ersatzteillagers vorzuneh- 1 
men. Absatz 1 ist mit Rücksicht auf die Bestimmung j 
in Artikel X Abs. 2 Satz 1 des Genfer Abkommens 
aufgenommen. Absatz 2 soll sichern, daß das Er- 
satzteillager bei seiner Eintragung nach § 84 ein- 
deutig bezeichnet werden kann, und dem Register- 
gericht die Prüfung ermöglichen, ob das Ersatzteil- 
Jager im Register noch nicht eingetragen ist. Ab- 
satz 3 ist nach dem Vorbild des § 52 SchRO ge- 
staltet. 

Zu § 89 

Die Absätze 1 und 2 regeln die Eintragung des 
Schutzvermerks nach § 77. Die Regelung soll es 
dem mit dem deutschen Recht nicht vertrauten 
Gläubiger möglichst erleichtern, die Eintragung des 
Schutzvermerks zu erwirken. Die Vorschrift des 
Absatzes 2 Satz 2 soll dem Registergericht die Prü- j 
fung ermöglichen, ob die Voraussetzungen für die j 
Anerkennung des Rechtes vorliegen, die sich aus 
Artikel IV des Abkommens über die internationale i 
Anerkennung von Rechten an Luftfahrzeugen er- 
geben. Absatz 3 regelt die Löschung des Schutz- 
vermerks. i 

Zu § 90 

Die Vorschrift soll die Berichtigung der in § 80 
Abs. 1 bezeichneten Angaben im Register ermög- 
lichen und die Übereinstimmung der Angaben in 
der Luftfahrzeugrolle und dem Register sichern. | 
Absatz 2 beruht auf derselben Erwägung wie § 82 
Abs. 1. 


Zu §§ 91, 92 

Wird die Eintragung eines Luftfahrzeugs in der 
Luftfahrzeugrolle gelöscht (§ 3 Abs. 3 des Luftver- 
kehrsgesetzes, § 5 Abs. 3 Satz 2, § 7 Satz 2 der 
Verordnung über Luftverkehr), so ist, wie § 1 er- 
gibt, die Bestellung eines Registerpfandrechts an 
dem Luftfahrzeug nicht mehr möglich. Deshalb sieht 
§ 91 vor, daß die in der Luftfahrzeugrolle erfolgte 
Löschung im Register durch Eintragung kenntlich 
gemacht wird. 

§ 92 regelt die Löschung dieser Eintragung im Fall 
erneuter Eintragung des Luftfahrzeugs in die Luft- 
fahrzeugrolle. 

Zu § 93 

Absatz 1 ermöglicht es dem als Eigentümer Ein- 
getragenen und seinem Rechtsnachfolger, die Lö- 
schung der Eintragung des Luftfahrzeugs zu be- 
wirken. Die Vorschrift ist vorgesehen, weil die 
Eintragung des Luftfahrzeugs in einem anderen 
Staate, insbesondere in einem Vertragsstaate des 
Genfer Abkommens, und damit die Veräußerung 
des Luftfahrzeugs in das Ausland auf Schwierig- 
keiten stoßen könnte, solange dieses in dem Re- 
gister für Pfandrechte an Luftfahrzeugen eingetra- 
gen ist. Zum Schutze der Gläubiger von Register- 
pfandrechten und der durch einen Schutzvermerk 
nach § 77 geschützten Rechte soll die Löschung nur 
zulässig sein, wenn alle Eintragungen gelöscht 
sind, die nicht die in § 81 Abs. 2 bezeichneten An- 
gaben oder die Löschung der Eintragung des Luft- 
fahrzeugs in der Luftfahrzeugrolle (§§ 91, 92) be- 
treffen. 

Absatz 2 regelt die Bekanntgabe der Löschung ent- 
sprechend dem § 83. 

Zu § 94 

§ 94 ermöglicht es, die Eintragung eines Ersatz- 
teillagers (§ 84) von Amts wegen zu löschen, wenn 
alle anderen Eintragungen in dem Registerblatt 
gelöscht sind. Eine Löschung des Ersatzteillagers 
erleichtert bei späteren Erweiterungen von Re- 
gisterpfandrechton auf Ersatzteile, die in einem 
Ersatzteillager innerhalb desselben Ortes lagern, 
die Prüfung, ob dieses Ersatzteillager im Register 
bereits eingetragen ist. Die Vornahme der Lö- 
schung soll dem Ermessen des Registergerichts 
überlassen bleiben, damit es nicht zur Löschung 
verpflichtet ist, wenn anzunehmen ist, daß erneut 
ein Registerpfandrecht auf die Ersatzteile des ein- 
getragenen Ersatzteillagers erweitert werden wird. 

Absatz 2 soll sichern, daß der vermutliche Eigen- 
tümer der Ersatzteile Kenntnis von der Löschung 
bekommt. 

Zu § 95 

Die Vorschrift regelt die Anfechtung von Entschei- 
dungen des Registergerichts durch Verweisung auf 
die ^ Vorschriften der Schiffsregisterordnung, um 
entsprechende ausdrückliche Vorschriften entbehr- 
lich zu machen. 
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Zu §§ 96, 97 

Die Vorschriften entsprechen den §§ 2, 91, 92 
SchRO. Auf Grund der Ermächtigung in § 96 Abs . 1 
soll eine Verfügung erlassen werden, die weit- 
gehend an die Schiffsregisterverfügung vom 
29. Mai 1951 (Bundesanzeiger Nr. 109) angeglichen 
ist. In der Verwaltungsanordnung nach § 96 Abs. 2 
ist zu regeln, wer der zur Entgegennahme von 
Anträgen zuständige Beamte (§ 23 Abs. 1 SchRO) 
ist und wer neben dem Rechtspfleger (vgl. § 110) 
die Eintragungen zu unterschreiben hat. 

Zu § 98 

Absatz 1 Satz 1 stellt klar, daß die Vorschriften des 
Entwurfs die Rechte an Luftfahrzeugen, die in der 
Luftfahrzeugrolle eingetragen sind oder nach Lö- 
schung in der Luftfahrzeugrolle noch im Register 
für Pfandrechte an Luftfahrzeugen eingetragen sind, 
nicht abschließend regeln, sondern als Spezialvor- 
schriften die Vorschriften anderer Gesetze, die für 
bewegliche Sachen gelten, nur teilweise ergänzen 
und ersetzen. Dies gilt insbesondere für die Vor- 
schriften des bürgerlichen Rechts über das Eigen- 
tum. Die Klarstellung erscheint besonders im Hin- 
blick darauf zweckmäßig, weil in den Vorschriften 
des Achten Abschnitts eine Reihe von ausdrücklich 
genannten Vorschriften anderer Gesetze für sinn- 
gemäß anwendbar erklärt werden. Satz 2 schließt 
die Anwendung des § 936 BGB auf eingetragene 
Registerpfandrechte aus, um den Gläubiger vor 
dem Verlust seines Rechts im Falle der Veräuße- 
rung des Luftfahrzeugs zu schützen. Die Regelung 
rechtfertigt sich, weil die Registrierung öffentlich 
ist. 


Absatz 2 Satz 1 bezeichnet die besonderen Vor- 
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über ein- 
getragene Schiffe, Schiffshypotheken und die durch 
sie gesicherten Forderungen, die sinngemäß gelten 
sollen. Soweit diese Vorschriften das Schiffsregi- 
ster erwähnen (§§ 232, 435, 449, 580 a), ist dem 
Zusammenhang zu entnehmen, ob bei der sinn- 
gemäßen Anwendung an die Stelle des Schiffs- 
registers die Luftfahrzeugrolle (§§ 232, 580 a) oder 
das Register für Pfandrechte an Luftfahrzeugen 
(§§ 435, 449) tritt. Es liegt kein sachlicher Grund 
dafür vor, die sinngemäße Anwendung der §§ 232 
und 580 a BGB auf den Fall zu beschränken, daß 
das Luftfahrzeug im Register für Pfandrechte an 
Luftfahrzeugen eingetragen ist. Satz 2 ist wegen 
der in §§ 91 bis 93 getroffenen Regelung aufgenom- 
men, wonach ein Luftfahrzeug noch im Register 
für Pfandrechte an Luftfahrzeugen eingetragen 
bleiben kann, wenn es in der Luftfahrzeugrolle 
gelöscht ist. 

Absatz 3 bezeichnet die sinngemäß anzuwenden- 
den Sondervorschriften der Konkursordnung und 
der Vergleichsordnung. 

Zu § 99 

Absatz 1 bezeichnet die besonderen Vorschriften 
der Zivilprozeßordnung über eingetragene Schiffe, 
Schiffshypotheken und die durch sie gesicherten 
Forderungen, die sinngemäß auf die in der Luft- 
fahrzeugrolle eingetragenen Luftfahrzeuge, die 


Registerpfandrechte und die durch sie gesicherten 
Forderungen angewendet werden sollen. Die ent- 
sprechende Geltung der Vorschriften über einge- 
tragene Schiffe (§§ 58, 266, 787, 800 a, 847 a, 855 a, 
864, 870 a und 938 ZPO) für Luftfahrzeuge soll auch 
hier nicht davon abhängen, ob das Luftfahrzeug 
im Register für Pfandrechte an Luftfahrzeugen ein- 
getragen ist; vielmehr sollen diese Vorschriften 
für die in der Luftfahrzeugrolle eingetragenen 
Luftfahrzeuge auch dann sinngemäß gelten, wenn 
diese nicht in dem Register für Pfandrechte an 
Luftfahrzeugen eingetragen sind. Bei den §§ 847 a, 
855 a und 938 liegt kein sachlicher Grund vor, in 
der Luftfahrzeugrolle eingetragene Luftfahrzeuge 
verschieden zu behandeln, je nachdem, ob sie im 
Register für Pfandrechte an Luftfahrzeugen einge- 
tragen sind oder nicht. Bei den §§ 864 und 870 a 
(Zwangsvollstreckung in das Luftfahrzeug wegen 
Geldforderungen) könnte eine solche Unterschei- 
dung zwar sachlich begründet werden; die unter- 
schiedliche Behandlung empfiehlt sich hier aber 
nicht, weil die Regelung unübersichtlich würde und 
weil die Möglichkeit besteht, daß das Luftfahrzeug 
während des Vollstreckungsverfahrens in das Re- 
gister für Pfandrechte an Luftfahrzeugen eingetra- 
gen wird. Für die §§ 58, 266, 787 und 800 a wirkt 
es sich nicht aus, daß die erwähnte Unterscheidung 
unterbleibt; denn die dort geregelten Fälle kom- 
men ohnehin nur bei Luftfahrzeugen in Betracht, 
die im Register für Pfandrechte an Luftfahrzeugen 
eingetragen sind. In die Aufzählung der sinngemäß 
anzuwendenden Vorschriften sind § 870 a Abs. 3 
Satz 1 zweiter Halbsatz sowie die §§ 885, 931, 
981 a, 987 a und 988 ZPO nicht aufgenommen. Hier- 
zu ist folgendes zu bemerken: 

§ 870 a Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz ZPO er- 
klärt den § 57 Abs. 3 des Schiffsrechtegesetzes für 
anwendbar; da eine dem § 57 Abs. 3 entsprechende 
Vorschrift in den Entwurf nicht aufgenommen ist 
(vgl. § 57), kann auch § 870 a Abs. 3 Satz 1 zweiter 
Halbsatz nicht sinngemäß angewendet werden. Die 
in § 885 enthaltene Sonderregelung der Herausgabe, 
Überlassung und Räumung eingetragener Schiffe 
ist für Luftfahrzeuge nicht erforderlich, da sie nicht 
bewohnt werden; für Luftfahrzeuge genügt die Re- 
gelung, die in § 883 für die Erwirkung der Heraus- 
gabe beweglicher Sachen getroffen ist. § 931 ZPO 
wird durch die Sondervorschrift des Absatzes 2 
ersetzt. § 981 a ZPO, der das Aufgebot des Schiffs- 
eigentümers regelt, kommt für die sinngemäße An- 
wendung nicht in Betracht, weil eine dem § 6 des 
Schiffsrechtegesetzes entsprechende Vorschrift in 
den Entwurf nicht aufgenommen ist. Die §§ 987 a 
und 988 werden durch die Vorschriften in § 13 
Abs. 2, § 66 Abs. 3 und § 67 Abs. 4 ersetzt. 

Absatz 1 Satz 2 nimmt von der Regelung des im 
übrigen sinngemäß anzuwendenden § 865 ZPO die 
Ersatzteile aus, auf die sich das Registerpfandrecht 
an einem Luftfahrzeug erstreckt (vgl. §§ 68, 71). 
Die Notwendigkeit, die Zwangsvollstreckung in 
diese Ersatzteile selbständig zu regeln, ist in der 
Begründung zu § 100 dargelegt. 

Absatz 2 regelt die Arrestvollziehung in ein in der 
Luftfahrzeugrolle oder im Register für Pfandrechte 
an Luftfahrzeugen (vgl. § 91) eingetragenes Luft- 
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fahrzeug abweichend von § 931 ZPO. Die Ent- 
stehung des in § 931 Abs. 2 ZPO vorgesehenen 
Pfändungsrechts soll dadurch vermieden werden, 
damit ein solches nicht mit Registerpfandrechten 
zusammentrifft. Absatz 2 übernimmt die Regelung, 
die in § 932 ZPO für die Vollziehung des Arrestes 
in ein Grundstück vorgesehen ist, jedoch ist an- 
stelle der Verweisung auf § 868 ZPO auf die nach 
Absatz 1 sinngemäß anzuwendenden Vorschriften 
des § 870 a Abs. 3 ZPO verwiesen. Zusätzlich ist 
entsprechend § 931 Abs. 4 ZPO vorgesehen, daß der 
Gerichtsvollzieher das Luftfahrzeug in Bewachung 
und Verwahrung nimmt. Dies ist erforderlich, da- 
mit der Anspruch des Arrestgläubigers nicht schon 
dadurch gefährdet werden kann, daß das Luftfahr- 
zeug weggeführt wird. Diese Maßnahme unterliegt 
jedoch den Beschränkungen, die sich aus den Vor- 
schriften des Gesetzes über die Unzulässigkeit der 
Sicherungsbeschlagnahme von Luftfahrzeugen vom 
17. März 1935 ergeben. 

Absatz 3 regelt die amtsgerichtliche Zuständigkeit 
für den Fall des § 942 Abs. 2 ZPO entsprechend 
der Zuständigkeit des Registergerichts (§ 78). 

Zu § 100 

§ 100 regelt die Zwangsvollstreckung wegen Geld- 
forderungen in Ersatzteile, auf die sich ein Register- 
pfandrecht an einem Luftfahrzeug nach § 71 er- 
streckt, in einigen Richtungen abweichend von der 
Zwangsvollstreckung in körperliche Sachen. Die Re- 
gelung betrifft insbesondere auch den Fall, daß der 
Gläubiger des Registerpfandrechts Befriedigung aus 
den Ersatzteilen sucht (vgl. § 70 in Verbindung mit 
§ 47). 

Die Zwangsvollstreckung in die Ersatzteile kann 
nicht mit der Zwangsvollstreckung in das belastete 
Luftfahrzeug in einem Verfahren verbunden werden, 
weil damit gerechnet werden muß, daß mehrere 
Registerpfandrechte bestehen, deren Rangverhält- 
nisse hinsichtlich des Luftfahrzeugs und der Ersatz- 
teile unterschiedlich sind, und daß Registerpfand- 
rechte an verschiedenen Luftfahrzeugen, in die nicht 
insgesamt gleichzeitig vollstreckt wird, sich auf die 
Ersatzteile erstrecken. Für die Zwangsvollstreckung 
in die Ersatzteile ist also ein selbständiges Ver- 
fahren notwendig. 

Danach besteht kein Anlaß, auch für diese Zwangs- 
vollstreckung das für die Zwangsvollstreckung in 
das unbewegliche Vermögen vorgesehene Verfah- 
ren vorzusehen. Vielmehr ist es sachgemäß, bei der 
Regelung von den Vorschriften über die Zwangs- 
vollstreckung in körperliche Sachen auszugehen. 
Die neuartige Rechtslage, die durch die Vorschriften 
der §§ 68 ff. des Entwurfs geschaffen wird, erfordert 
dabei aber eine Sonderregelung über die Verwen- 
dung des Erlöses aus der Verwertung der Ersatz- 
teile und läßt im Zusamenhang damit auch eine 
Sonderregelung über das Mindestgebot bei der 
Versteigerung angezeigt erscheinen. Das ergibt sich 
aus folgendem: 

Da Registerpfandrechte eingetragene Rechte sind 
und nach der Versteigerung der Ersatzteile an die- 
sen nicht mehr fortbestehen (§ 804 Abs. 2 ZPO, § 


1242 Abs. 2 BGB), dürfen die Gläubiger dieser 
Rechte für den Fall, daß ein anderer Gläubiger die 
Zwangsvollstreckung in die Ersatzteile betreibt, 
nicht wie sonstige Gläubiger allein auf die Möglich- 
keit verwiesen werden, ihre Ansprüche durch An- 
schlußpfändung oder durch Klage nach § 805 ZPO 
zu verfolgen. Vielmehr muß das Gesetz selbst den 
eingetragenen Gläubigern die Sicherheit geben, daß 
ihre Rechte bei der Verwendung des Erlöses nicht 
übergangen werden. Aus dieser Erwägung ist in 
§ 100 Nr. 5 ein Verteilungsverfahren vorgesehen, in 
dem die Rechte der Gläubiger von Registerpfand- 
rechten, die sich auf die Ersatzteile erstrecken, von 
Amts wegen berücksichtigt werden, und zwar nicht 
nur die dem Recht des Vollstreckungsgläubigers 
vorgehenden, sondern, wie in einem Verteilungs- 
verfahren nach dem Zwangsversteigerungsgesetz, 
auch die im Range * gleich- oder nachstehenden Re- 
gisterpfandrechte. 

Bei der gesetzlichen Regelung der Zwangsvoll- 
streckung in Ersatzteile, auf die sich ein Register- 
pfandrecht an einem deutschen Luftfahrzeug nach 
§ 71 erstreckt, muß beachtet werden, daß sich durch 
die Vorschrift in § 105 auch die Notwendigkeit er- 
gibt, die Zwangsvollstreckung in die im Geltungs- 
bereich des Gesetzes belegenen Ersatzteile zu 
regeln, auf die sich ein Recht an einem auslän- 
dischen Luftfahrzeug erstreckt (§ 106 Abs. 1 Nr. 2, 
Abs. 4). Hierbei ist der Gesetzgeber durch Bestim- 
mungen des Genfer Abkommens gebunden. Aus Arti- 
kel X Abs. 3 in Verbindung mit Artikel VII Abs. 4 
des Abkommens ergibt sich, daß eine Verwertung 
der Ersatzteile zugunsten eines dinglich gesicherten 
Gläubigers, der die Zwangsvollstreckung betreibt, 
erst beendet werden darf, wenn alle der zustän- 
digen Behörde nachgewiesenen Rechte, die dem 
Recht des betreibenden Gläubigers nach dem Ab- 
kommen Vorgehen, entweder aus dem Verwertungs- 
erlös gedeckt oder von dem Erwerber übernommen 
werden. Der Fortbestand der Rechte an den Ersatz- 
teilen, die durch den Zuschlag in der Versteigerung 
auf den Ersteher übergegangen sind, kann mit 
Rücksicht auf die Grundsätze des deutchen Rechts 
nicht vorgesehen werden. Die genannte Bestim- 
mung des Abkommens macht daher eine Vorschrift 
erforderlich, durch die verhindert wird, daß in der 
Versteigerung der Zuschlag auf ein Gebot erteilt 
wird, das die vorgehenden Rechte nicht deckt. Es 
muß demnach jedenfalls für die in Betracht kom- 
menden Fälle ein von § 817 a ZPO abweichendes 
Mindestgebot bestimmt werden. Hierbei ergibt sich 
eine wesentliche Schwierigkeit daraus, daß der 
Wert des einzelnen Ersatzteils im allgemeinen weit 
hinter dem Wert der bestehenden Registerpfand- 
rechte Zurückbleiben wird. Ein Mindestgebot, das 
die vorgehenden Rechte zu ihrem vollen Betrage 
berücksichtigt, würde daher dem nachstehenden 
Gläubiger oft den Zugriff unmöglich machen, und 
zwar selbst dann, wenn er Befriedigung für sein 
Recht finden würde, falls die Möglichkeit bestünde, 
daß er in alle mit seinem Recht belasteten Luft- 
fahrzeuge und Ersatzteile in einem Verfahren 
gleichzeitig vollstreckte. Da eine solche Folge ver- 
mieden werden muß, ergibt sich in den bezeichneten 
Fällen aus den Bestimmungen des Abkommens die 
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Notwendigkeit, bei der Festsetzung des Mindest- 
gebots die zu berücksichtigenden vorgehenden 
Rechte auf die einzelnen belasteten Gegenstände, 
ähnlich wie eine Gesamthypothek, so aufzuteilen, 
daß die Rechte bei der Zwangsvollstreckung in die 
einzelnen Ersatzteile nur zu einem dem Wertver- 
hältnis entsprechenden Teil berücksichtigt werden. 
Aus denselben Gründen muß auch für die Vertei- 
lung des Erlöses eine solche Aufteilung maßgebend 
sein. 

Die Einheitlichkeit des Vollstreckungsrechts würde 
beeinträchtigt, wenn für die Zwangsvollstreckung in 
Ersatzteile, auf die sich Registerpfandrechte und 
ähnliche Rechte erstrecken, eine unterschiedliche 
Regelung eingeführt würde, je nachdem, ob das in 
Betracht kommende Recht auf der deutschen oder 
auf einer ausländischen Rechtsordnung beruht. Eher 
als eine solche Unterscheidung erscheint es erträg- 
lich, die umständlichere Regelung, die durch das 
Genfer Abkommen erforderlich wird, auch auf die 
durch das Abkommen nicht betroffenen Fälle anzu- 
wenden. § 100 regelt daher die Zwangsvollstrek- 
kung in die Ersatzteile so, daß die Regelung grund- 
sätzlich auch für die Zwangsvollstreckung in den in 
§ 105 behandelten Fällen anwendbar ist. Danach 
liegt dem Gerichtsvollzieher die Pfändung und die 
Versteigerung, dem Vollstreckungsgericht die Fest- 
setzung des Mindestgebots und die Verteilung des 
Erlöses ob. 

Im einzelnen ist zu § 100 folgendes zu bemerken: 

Zu Nr. 1: 

Die Festsetzung des Mindestgebots wird dem Voll- 
streckungsgericht übertragen, weil sie für den Ge- 
richtsvollzieher zu schwierig wäre. Um die Fest- 
setzung des Mindestgebots einzuleiten, wird vor- 
gesehen, daß der Gerichtsvollzieher die Pfändung 
dem Vollstreckungsgericht anzuzeigen hat. Das 
Pfändungsprotokoll gibt dem Vollstreckungsgericht 
die dafür erforderliche Grundlage. Als Vollstrek- 
kungsgericht ist das Gericht bestimmt, das auch als 
Registergericht vorgesehen ist (§ 78), nämlich das 
Amtsgericht, in dessen Bezirk das Luftfahrt-Bundes- 
amt seinen Sitz hat. Diese Regelung ist sachgemäß, 
weil bei der Festsetzung des Mindestgebots und 
bei der Verteilung des Erlöses, die dem Gericht 
ebenfalls obliegt, das Register für Pfandrechte an 
Luftfahrzeugen herangezogen werden muß und weil 
die dabei auftretenden Rechtsfragen auch bei der 
Registerführung Vorkommen. 

Zu Nr. 2 

Die Vorschrift regelt die Festsetzung des Mindest- 
gebots. Sie bringt in Satz 1 zum Ausdruck, daß 
für das Mindestgebot auch die Vorschriften des 
§ 817 a ZPO gelten. Da die Zwangsvollstreckung in 
die Ersatzteile eine Einzelvollstreckung in die be- 
lasteten Gegenstände darstellt, ist grundsätzlich für 
jeden gepfändeten Gegenstand ein Mindestgebot 
festzusetzen. Das Gericht ist aber nicht gehindert, 
im Falle der Pfändung des gesamten Bestandes 
eines Ersatzteillagers oder größerer Teile eines 
solchen Lagers für eine Mehrzahl von Ersatzteilen, 
die in der Versteigerung gemeinsam ausgeboten 


werden, lediglich ein gemeinsames Mindestgebot 
festzusetzen. Bei der Feststellung des Wertverhält- 
nisses der belasteten Gegenstände soll der Wert 
derjenigen belasteten Ersatzteile, die sich nicht im 
Geltungsbereich des Gesetzes befinden, außer Be- 
tracht bleiben (Satz 2 zweiter Halbsatz), weil der 
Bestand dieser Ersatzteile und ihr Wert nur mit 
besonderen Schwierigkeiten festgestellt werden 
könnte. Der Wert des belasteten Luftfahrzeugs soll 
dagegen auch dann mitberücksichtigt werden, 
wenn das Luftfahrzeug sich außerhalb des Geltungs- 
bereichs des Gesetzes befindet; da die für die Be- 
wertung maßgebenden Tatsachen auch festgestellt 
werden können, wenn das Luftfahrzeug nicht greif- 
bar ist, können in diesem Fall die Schwierigkeiten 
der Bewertung überwunden werden, notfalls im 
Wege der Schätzung nach § 287 Abs. 2 ZPO. Daß 
im Falle des Verlustes des Luftfahrzeugs sein Wert 
außer Betracht bleibt, ergibt sich aus der Fassung 
der Vorschrift ebenso wie die Folge, daß eine mit- 
haftende Versicherungsforderung berücksichtigt 
werden muß. Die Anfechtung der Festsetzung des 
Mindestgebots wird in Satz 3 ausgeschlossen, um 
eine Verzögerung des Vollstreckungsverfahrens zu 
vermeiden. 

Zu Nr. 3 

Die Vorschrift regelt die Feststellung der Forderun- 
gen, die bei der Festsetzung des Mindestgebots zu 
berücksichtigen sind. Sie ist an die Vorschriften der 
§§ 873, 874 ZPO und des § 37 Nr. 4 ZVG ange- 
glichen. 

Zu Nr. 4 

Nach § 818 ZPO wird die Versteigerung eingestellt, 
sobald der Erlös zur Befriedigung des Gläubigers 
und zur Deckung der Kosten der Zwangsvollstrek- 
kung hinreicht. Die Anwendung dieser Vorschrift 
wird mit Rücksicht darauf ausgeschlossen, daß nach 
Nr. 5 aus dem Erlös auch die dem Vollstreckungs- 
gläubiger gleich- oder nachstehender. Gläubiger von 
Registerpfandrechten zu befriedigen sind, die bei 
der Festsetzung des Mindestgebots nicht zu berück- 
sichtigen sind. 

Zu Nr. 5 

Damit das Verteilungsverfahren möglich wird, ver- 
pflichtet Satz 1 den Gerichtsvollzieher zur Hinter- 
legung des Erlöses. Der Vorbehalt wegen der Ge- 
bühren nimmt auf die Regelung in §§ 6, 21 des 
Gesetzes über Kosten der Gerichtsvollzieher Rück- 
sicht. Durch die Regelung in Satz 1 wird den Gläu- 
bigern von Registerpfandrechten die Möglichkeit 
gegeben, auch nach der Versteigerung der Ersatz- 
teile ihre Rechte im Verteilungsverfahren noch 
geltend zu machen. Durch Satz 2 wird auf die Vor- 
schriften der §§ 873 ff. ZPO verwiesen. Die Durch- 
führung des Verteilungsverfahrens wird aus den 
gleichen Gründen dem Vollstreckungsgericht zuge- 
wiesen wie die Festsetzung des Mindestgebots. 
Satz 3 bezieht aus den oben erwähnten Gründen 
auch die dem Vollstreckungsgläubiger im Range 
gleich- und nachstehenden Gläubiger von Register- 
pfandrechten in das Verteilungsverfahren und damit 
I in die Verteilung des Erlöses ein. Satz 4 erstreckt 
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die Zweiwochenfrist des § 873 ZPO auf einen Mo- 
nat, weil in dem Verteilungsverfahren oft Auslän- 
der als Beteiligte in Betracht kommen. 

Die Gründe für die Regelung in Satz 5 ergeben sich, 
soweit die dem Vollstreckungsgläubiger vorgehen- 
den Rechte in Betracht kommen, aus der AllgemeL 
neu Begründung zu § 100. Die Regelung soll auch 
für den Gläubiger eines im ersten Range stehenden 
Registerpfandrechts, der selbst die Zwangsvollstrek- 
kung betreibt, sowie für die dem Vollstreckungs- 
gläubiger gleich- oder nachstehenden Gläubiger von 
Registerpfandrechten gelten. Könnte der Gläubiger 
eines im ersten Range stehenden Registerpfand- 
rechts für seine Forderungen als Vollstreckungs- | 
gläubiger in weiterem Umfang Befriedigung finden, 
als wenn er lediglich bevorrechtigter Gläubiger 
wäre, so würde die Regelung in sich widerspruchs- 
voll werden. Ebensowenig wäre es zu rechtfertigen, 
wenn die Beschränkung, in der die vorgehenden 
Rechte zu berücksichtigen sind, nicht auch für die 
dem Vollstreckungsgläubiger gleich- oder nach- 
stehenden Registerpfandrechte gelten würde. 

Die in Satz 5 getroffene Regelung führt also zu dem 
Ergebnis, daß jedes Registerpfandrecht,' das auf die 
Ersatzteile erstreckt ist, einen Anspruch auf Befrie- 
digung aus den Ersatzteilen nur wegen eines be- 
stimmten Bruchteils der gesicherten Forderungen 
gewährt und daß die Bestimmung dieses Bruchteils 
sich danach richtet, auf welche Gegenstände sich im 
Zeitpunkt der Verteilung das Registerpfandrecht er- 
streckt. Die Gläubiger von Registerpfandrechten, 
die sich auf Ersatzteile erstrecken, können also 
wegen des den Bruchteil übersteigenden Forde- 
rungsbetrages Befriedigung aus den Ersatzteilen 
nur in gleicher Weise suchen wie ein Gläubiger, 
dessen Registerpfandrecht sich nicht auf die Ersatz- 
teile erstreckt, oder ein Gläubiger, dem kein Regi- 
sterpfandrecht zusteht, d. h. in dem Range, der sich 
aus dem Zeitpunkt einer von ihm ausgebrachten 
Pfändung oder Anschlußpfändung der Ersatzteile 
ergibt. 

Satz 6 ergänzt die Vorschrift des § 874 Abs. 3 
Satz 1 ZPO. 

Zu § 101 

Satz 1 regelt den Gebührensatz für das Verfahren 
auf Festsetzung des Mindestgebots, das in § 100 
Nr. 2 vorgesehen ist, sowie die für die Gebühr 
maßgebende Wertberechnung. Mit Rücksicht darauf, 
daß die Festsetzung des Mindestgebots im Regel- 
fall mit weniger Arbeit verbunden ist als das Ver- 
teilungsverfahren, für das in § 40 Gerichtskosten- 
gesetz eine halbe Gebühr vorgesehen ist, wird als 
Gebührensatz ein Viertel der vollen Gebühr be- 
stimmt. Die Wertberechnung nach dem Betrage der 
beizutreibenden Forderung entspricht dem für das 
Gerichtskostengesetz geltenden Grundsatz. Sie be- 
darf einer Begrenzung nach dem Wert des zu ver- 
steigernden Ersatzteils, weil sich andernfalls eine 
übermäßige Gebührenbelastung des Vollstreckungs- 
gläubigers ergeben könnte, zumal dieser auch die 
Gebühren des Gerichtsvollziehers für die Pfändung 
und für die Versteigerung und die Auslagen für 


Sachverständigengutachten über den Wert der im 
Verfahren zu bewertenden Sachen zu tragen hat. 
Die Gebühr ist als Verfahrensgebühr vorgesehen, 
damit auch Fälle gebührenmäßig erfaßt werden, in 
denen sich das Verfahren des Vollstreckungsge- 
richts vor der Festsetzung des Mindestgebots er- 
ledigt. 

Satz 2 sieht zur Sicherung des Gebühreneingangs 
eine Vorauszahlung der Gebühr vor. Die Notwen- 
digkeit der Vorauszahlung gefährdet die Rechte des 
Vollstreckungsgläubigers nicht, weil die Pfändung 
vorausgeht und ihm den Befriedigungsrang sichert. 

Satz 3 dient der Klarstellung, daß die Vorschriften 
des Gerichtskostengesetzes anzuwenden sind, ins- 
besondere die allgemeinen Vorschriften und die 
Vorschriften über die Kostenzahlung und den Aus- 
lagenvorschuß. 

Besondere Vorschriften über die Kosten des Ver- 
teilungsverfahrens, das in § 100 Nr. 5 vorgesehen 
ist, sind nicht erforderlich, weil hierfür die Vor- 
i Schriften des Gerichtskostengesetzes die erforder- 
liche Regelung enthalten (vgl. insbesondere § 40 
Abs. 1 Nr. 3 GKG). 

Zu § 102 

Die Anwendbarkeit der Kostenordnung ergibt sich 
aus der Bestimmung über den Geltungsbereich in 
ihrem § 1. § 102 enthält die erforderlichen ergän- 
zenden Bestimmungen. 

Die Kostenregelung in Absatz 1 beruht auf der Er- 
1 wägung, daß die mit dem Vollzug des vorliegenden 
Gesetzes verbundenen Geschäfte den Geschäften 
ähnlich sind, die mit dem Vollzug des Schiffsrechte- 
gesetzes und der Schiffsregisterordnung verbunden 
sind. Durch die vorgesehene Regelung wird die 
' Schaffung entsprechender Einzelvorschriften ent- 
behr! ich.' 

Die Absätze 2 und 3 treten an die Stelle des § 84 
der Kostenordnung. Absatz 2 bestimmt entspre- 
! chend der in § 85 der Kostenordnung für die 
Schiffsbauregister und das Kabelbuch getroffenen 
Regelung, daß die Eintragung des Luftfahrzeugs 
sowie des Ersatzteillagers, die Löschung dieser Ein- 
tragungen und die Eintragung von Veränderungen 
der das Luftfahrzeug betreffenden Angaben im 
Register gebührenfrei sind. Darunter fallen auch 
die Veränderungen, die sich auf das Eigentum an 
dem Luftfahrzeug beziehen; sie hängen nicht von 
der Eintragung in das Register ab und werden ge- 
mäß § 90 auf Ersuchen des Luftfahrt-Bundesamtes 
eingetragen. 

Absatz 3 Satz 1 entspricht für die in ihm bezeich- 
neten Vorgänge dem § 84 Abs. 3 der Kostenord- 
nung. Satz 2 sieht die gleiche Regelung für die Ein- 
tragung oder Löschung eines Schutzvermerks nach 
§ 77 des Entwurfs vor. 

Absatz 4 regelt die Kosten der Eintragung und der 
Löschung der Erweiterung des Registerpfandrechts 
auf Ersatzteile so, wie wenn ein neues Register- 
pfandrecht eingetragen oder gelöscht würde. Die 
Gebühr soll sich nach dem Nennbetrag der Schuld 
richten, weil allein dieser für das Gericht ohne 
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weiteres als Wertgrundlage für die Gebühren- 
berechnung ersichtlich ist. Da aber in manchen 
Fällen der Wert der Ersatzteile, auf die das Regi- 
sterpfandrecht erstreckt wird, erheblich hinter dem 
Nennbetrag der Schuld zurückbleibt, soll in diesen 
Fällen dieser Wert zugrunde gelegt werden, soweit 
der Gebührenschuldner ihn glaubhaft macht. Durch 
diese Regelung wird das Gericht davon entlastet, 
Ermittlungen über den Wert der Ersatzteile anzu- 
stellen. Die dargestellte Regelung soll nur für die 
Fälle gelten, in denen die Eintragung der Erweite- 
rung später oder die Löschung der Erweiterung 
früher beantragt wird als die Eintragung oder die 
Löschung des Registerpfandrechts. Werden die An- 
träge dagegen gleichzeitig gestellt, so soll die Ge- 
bühr nach Satz 1 nicht erhoben werden (Satz 2). 
Diese Regelung hat ihr Vorbild in der für ähnlich 
liegende Fälle geltenden Vorschrift des § 63 Abs. 2 
Satz 1 der Kostenordnung. 

Absatz 5 sieht für eine Übergangszeit von zehn 
Jahren bei Eintragungen in das Register eine Ge- 
bührenermäßigung um die Hälfte vor. Die Vor- 
schrift nimmt auf die besondere Lage der deutschen 
Luftfahrt während der Zeit ihres Wiederaufbaus 
Rücksicht. 

Zum Zweiten Teil 

Die Vorschriften der §§ 103 bis 106 gelten nur für 
ausländische Luftfahrzeuge. Dabei werden unter 
ausländischen Luftfahrzeugen solche Luftfahrzeuge 
verstanden, die entsprechend Artikel 17 des Chika- 
goer Abkommens über die Internationale Zivilluft- 
fahrt (Bundesgesetzbl. 1956 II S. 412) in einem aus- 
ländischen öffentlichen Buch als staatszugehörig 
eingetragen sind oder sonst im Eigentum eines aus- 
ländischen Staatsangehörigen stehen. Die Vorschrif- 
ten gelten ausnahmslos für alle ausländischen Luft- 
fahrzeuge ohne Rücksicht darauf, ob sie nach deut- 
schem Recht eintragungsfähig sein würden. 

Für ausländische Luftfahrzeuge gelten die Vor- 
schriften für bewegliche Sachen, in der Regel also 
ausländisches Recht nach Maßgabe des Internatio- 
nalen Privatrechts. Sondervorschriften sind einmal 
erforderlich, weil ausländische Luftfahrzeuge in 
kein inländisches Register eingetragen werden 
können (§ 79 des Entwurfs, § 3 Abs. 1 des Luftver- 
kehrsgesetzes); zum anderen verpflichtet sich die 
Bundesrepublik mit dem Beitritt zum Genfer Ab- 
kommen zur Anerkennung bestimmter Rechte an 
Luftfahrzeugen und zur Einhaltung einiger Form- 
vorschriften bei der Zwangsvollstreckung. Die zur 
Ausführung des Genfer Abkommens erforderlichen 
Vorschriften enthalten §§ 103 bis 106 und § 108 
Nr. 3 (§§ 171 h bis 171 n des Zwangsversteigerungs- 
gesetzes). 

Zu § 103 

Nach Artikel I Abs. 1 Buchstabe a bis d des Genfer 
Abkommens haben die Vertragsstaaten vier Arten 
von dinglichen Rechten an Luftfahrzeugen anzu- 
erkennen: 

1. das Eigentum an Luftfahrzeugen, 

2. das Recht des Besitzers eines Luftfahrzeugs, 
Eigentum durch Kauf zu erwerben, 


3. das Recht zum Besitz eines Luftfahrzeugs auf 
Grund eines für einen Zeitraum von sechs oder 
mehr Monaten abgeschlossenen Mietvertrages, 

4. besitzlose Pfandrechte, Hypotheken und ähn- 
liche Rechte an einem Luftfahrzeug, die vertrag- 
lich als Sicherung für die Erfüllung einer Schuld 
begründet sind. 

Bei der Anerkennung des Eigentums sind inter- 
national bisher keine Schwierigkeiten aufgetreten, 
so daß besondere Vorschriften hierfür entbehrlich 
erscheinen. Die unter 2. und 3. genannten Rechte 
gehen auf amerikanische und englische Institu- 
tionen zurück. Sie bezwecken, das Recht des Käu- 
fers auf Eigentumsübertragung oder das Recht des 
Mieters auf Gebrauch des Luftfahrzeugs unter be- 
stimmten Voraussetzungen an dem Luftfahrzeug 
dinglich zu sichern. 

Bezeichnung und Inhalt der unter 4. aufgeführten 
dinglichen Rechte zur Sicherung von Forderungen 
sind in den einzelnen Staaten verschieden. Für 
deutsche Luftfahrzeuge sieht § 2 des Entwurfs die 
Bestellung eines Registerpfandrechts ohne Besitz- 
übertragung vor. Erforderlich ist aber die Eintra- 
gung in das Register für Pfandrechte an Luftfahr- 
zeugen. Italien und Frankreich kennen eine Hypo- 
thek an Luftfahrzeugen, die entweder der Hypo- 
thek an Binnenschiffen (Frankreich) oder an See- 
schiffen (Italien) nachgebildet ist. Ihre Begründung 
oder ihre Wirksamkeit gegenüber Dritten erfordert 
die Eintragung in ein Register. Nach amerikani- 
schem und englischem Recht kann zur Sicherung 
einer Forderung eine „mortgage" bestellt werden. 
Diese Sicherungsrechte sind nicht nur an einzelnen 
Luftfahrzeugen, sondern auch an der gesamten 
Luftflotte eines Luftfahrtunternehmens möglich, 
wobei entweder die Höhe der Forderung von vorn- 
herein feststeht (fleet-mortgages) oder die zu der 
Flotte gehörenden Luftfahrzeuge für die Forderung 
in der jeweiligen Höhe haften (floating Charges). 
Nach französischem Recht kann das gesamte Unter- 
nehmen einschließlich der zum Betrieb gehörenden 
Luftfahrzeuge ohne Besitzübertragung verpfändet 
werden (Verpfändung des „fonds de commerce"). 

Durch den Beitritt zum Genfer Abkommen ver- 
pflichtet sich die Bundesrepublik, diese Rechte an 
ausländischen Luftfahrzeugen mit Vorrang vor 
allen anderen Rechten anzuerkennen; sie können 
dagegen nicht im Inland begründet oder in ein 
inländisches Register eingetragen werden. Soll bei- 
spielsweise ein mit einem dinglichen Mietrecht 
(§ 103 Nr. 2) belastetes ausländisches Luftfahrzeug 
an einen deutschen Staatsangehörigen veräußert 
und in die deutsche Luftfahrzeugrolle eingetragen 
werden, so kann das dingliche Mietrecht an dem 
Luftfahrzeug nicht f ortbestehen und nicht in ein 
deutsches Register eingetragen werden (§ 9 des 
Entwurfs). Das Genfer Abkommen verpflichtet zur 
Anerkennung dieses Rechts nur, solange es auf 
einem ausländischen Luftfahrzeug ruht (Artikel XI 
des Genfer Abkommens). 

Die Anerkennung setzt voraus, daß das Recht nach 
der Rechtsordnung des Heimatstaates wirksam ent- 
standen und in ein öffentliches Buch dieses Staates 
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eingetragen ist (Artikel I Abs. 1 Buchstaben i und ii 
des Genfer Abkommens). Soweit andere Rechte an 
einem ausländischen Luftfahrzeug bestehen oder die 
angeführten Rechte zwar wirksam begründet, nicht 
aber in dem Register eingetragen sind, werden sie im 
Inland nach den allgemeinen Vorschriften beispiels- 
weise nach der lex rei sitae berücksichtigt, d. h. 
nach dem Recht des Ortes, in dem sich das Luftfahr- 
zeug im Zeitpunkt der Bestellung des Rechts befun- 
den hat. Diese Vorschriften sind auch dafür maß- 
gebend, welchen Rang die mit Vorrang anzuerken- 
nenden Rechte untereinander haben. 

Die vertraglich begründeten Rechte erhalten einen 
Vorrang gegenüber allen Rechten, die unmittelbar 
kraft Gesetzes oder durch Vollstreckungsmaßnah- 
men entstehen. Ist beispielsweise ein ausländisches 
Luftfahrzeug im Wege der Zwangsvollstreckung 
mit einem Pfandrecht belastet und wird zeitlich 
danach ein Registerpfandrecht vertraglich bestellt, 
so geht das vertragliche Recht dem gesetzlich be- 
gründeten Pfandrecht vor. Der Entwurf verbietet 
deshalb, daß an einem inländischen Luftfahrzeug, 
das im Wege der Zwangsvollstreckung oder Arrest- 
vollziehung mit einem Registerpfandrecht belastet 
ist, rechtsgeschäftlich weitere Registerpfandrechte 
bestellt werden (§ 7); er schließt bei ausländischen 
Luftfahrzeugen die Zwangsvollstreckung durch Ein- 
tragung eines Registerpfandrechts aus (§ 106 

Abs. 2). 

Nach dem Abkommen braucht der Vorrang dieser 
Rechte nur anerkannt zu werden, wenn sie auf 
einem Luftfahrzeug lasten, das in dem Register 
eines Vertragsstaates eingetragen ist. Gleichwohl 
empfiehlt es sich nicht, zwischen Luftfahrzeugen 
eines Vertragsstaates und anderen ausländischen 
Luftfahrzeugen zu unterscheiden. Dadurch würde 
die Übersichtlichkeit leiden; außerdem müßte stets 
geprüft werden, ob der Heimatstaat Vertragsstaat 
ist. Bei einer einheitlichen Regelung für alle aus- 
ländischen Luftfahrzeuge kann das Gericht auch bei 
Luftfahrzeugen, die keinem Vertragsstaat ange- 
hören, an Hand des Registerauszuges über Aner- 
kennung und Rang der Rechte entscheiden. 

Zu § 104 

Die Vorschrift entspricht den §§ 75 bis 77. Sie stellt 
klar, daß dingliche Rechte, die Ansprüche wegen 
Bergung oder Erhaltung des Luftfahrzeugs sichern, 
auch an ausländischen Luftfahrzeugen Vorrang vor 
allen anderen Rechten haben. Abweichend von 
§ 103 wird der Vorrang aber nur anerkannt, wenn 
die Rechte auf dem Luftfahrzeug eines Vertrags- 
staates lasten, weil sie die Rangordnung der ver- 
traglich bestellten Rechte ändern. Sie werden auch 
nur in wenigen Staaten zugelassen. 

Zu § 105 

Das Genfer Abkommen gestattet dem nationalen 
Recht die Erstreckung des Rechts an einem Luft- 
fahrzeug auf Ersatzteillager. Die Erstreckung ist 
auch dann zulässig, wenn die Ersatzteile im recht- 
lichen Sinne keine Bestandteile oder Zubehör des 
Luftfahrzeugs sind (so § 68 Abs. 1 für inländische 
Luftfahrzeuge). Erstreckt sich eines der in § 103 


genannten Rechte zur Sicherung einer Forderung 
auf Ersatzteile, so sind die Vertragsstaaten des Ab- 
kommens verpflichtet, das Recht auch hinsichtlich 
der inländischen Ersatzteile anzuerkennen. Ein 
Zwang zur Anerkennung besteht aber nur, wenn 
an dem Ersatzteillager eine Bekanntmachung ange- 
bracht ist, die das Recht, das Register, in dem es 
eingetragen ist, sowie den Namen und die An- 
schrift des Berechtigten angibt (Artikel X Abs. 1 
Satz 2 des Abkommens). Dieses Formerfordernis 
wird in § 105 übernommen, weil ohne Bekannt- 
machung die Rechtslage der Ersatzteile unüber- 
sichtlich wäre, insbesondere ein inländischer Gläu- 
biger stets damit rechnen müßte, daß an dem 
Ersatzteillager nicht ohne weiteres erkennbare 
Rechte bestehen. Die Bekanntmachung hat Bedeu- 
tung nicht für die Haftung der Ersatzteile, sondern 
nur für deren Geltendmachung im Inland. 

Zu § 106 

Absatz 1: Die Zwangsvollstreckung in ausländische 
Luftfahrzeuge, Ersatzteillager und Rechte an aus- 
ländischen Luftfahrzeugen soll sich bis auf einige 
wenige Ausnahmen nach den Vorschriften für 
inländische Luftfahrzeuge, Ersatzteillager und 
Rechte an inländischen Luftfahrzeugen richten. Die 
Ausnahmen sind erforderlich, weil ausländische 
Luftfahrzeuge in keinem inländischen Register 
(Luftfahrzeugrolle, Register für Pfandrechte an 
Luftfahrzeugen) eingetragen sind und weil das 
Genfer Abkommen zur Einhaltung bestimmter 
Formvorschriften bei der Zwangsvollstreckung zum 
Schutze der an dem Luftfahrzeug dinglich gesicher- 
ten Gläubiger verpflichtet. 

Anwendung finden insbesondere die in § 99 ange- 
führten Zwangsvollstreckungsvorschriften, § 100 

des Entwurfs sowie §§ 1 bis 145, 171a bis 171g 
mit den Sondervorschriften in §§ 171h bis 171 n 
des Zwangsversteigerungsgesetzes (§ 108 Nr. 3 des 
Entwurfs). 

Absatz 2: Das Abkommen verpflichtet die Staaten 
zur Anerkennung nur vertraglich bestellter Rechte 
(dazu Begründung zu § 103). Ein irn Wege der 
Zwangsvollstreckung begründetes Recht hätte für 
den Gläubiger wenig Wert, weil seine Verwirk- 
lichung durch später vertraglich bestellte Rechte 
vereitelt werden könnte. Diese Zwangsvollstrek- 
kungsform wird deshalb zum Schutze des Gläubi- 
gers ausgeschlossen. 

Absatz 3: Bei der Vollziehung des Arrestes in ein 
ausländisches Luftfahrzeug ist die Eintragung eines 
Registerpfandrechts (wie nach § 99 Abs. 2 für 
inländische Luftfahrzeuge) nicht möglich, weil aus- 
ländische Luftfahrzeuge nicht in das Register für 
Pfandrechte eingetragen werden können (§ 79 des 
Entwurfs, § 3 Abs. 1 des Luftverkehrsgesetzes). Der 
Entwurf schreibt deshalb nicht einen Register- 
eintrag, sondern eine Pfändung des ausländischen 
Luftfahrzeugs vor. Er folgt damit der Regelung für 
eingetragene Schiffe (§ 931 ZPO). Da die Arrest- 
vollziehung eine Beschlagnahme im Sinne von 
Artikel VI des Abkommens ist, brauchen zeitlich 
später vertraglich bestellte Rechte nicht anerkannt 
zu werden, es sei denn, der Schuldner hatte im 
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Zeitpunkt der Verfügung von der Beschlagnahme 
keine Kenntnis. 

Absatz 4: Die Zwangsvollstreckung in Ersatzteile, 
auf die sich ein Recht an einem ausländischen Luft- 
fahrzeug erstreckt, richtet sich nach den Vorschrif- 
ten für Ersatzteile, auf die ein Registerpfandrecht 
erstreckt ist. Es gelten sinngemäß die Vorschriften 
der Zivilprozeßordnung über die Zwangsvollstrek- 
kung in bewegliche Sachen mit den Abweichungen 
in § 100 des Entwurfs (dazu Begründung zu § 100). 
Entsprechend der Regelung in § 105 werden aber 
bei der Festsetzung des Mindestgebots (§ 100 

Nr. 2) und bei der Verteilung des Erlöses (§ 100 
Nr. 5) nur die in der Bekanntmachung an dem 
Lagerungsplatz angeführten Rechte berücksichtigt. 
Andere Rechte können nach den allgemeinen Vor- 
schriften geltend gemacht werden. 

Da Rechte an ausländischen Luftfahrzeugen in kei- 
nem inländischen Register eingetragen sind, wäre 
es dem Vollstreckungsgericht nur mit großen 
Schwierigkeiten und unter erheblichem Zeitverlust 
möglich, die Höhe der Haupt- und Nebenforderun- 
gen festzustellen, falls die Gläubiger nicht innerhalb 
der gesetzten Frist eine Berechnung ihrer Forde- 
rungen einreichen. Der Entwurf schließt deshalb die 
Berücksichtigung der nicht fristgemäß berechneten 
Forderungen bei der Festsetzung des Mindestgebots 
und bei der Erlösverteilung aus. Diesen Nachteil 
erleidet ein Gläubiger erst, wenn er der Auffor- 
derung zur Einreichung einer Berechnung sowohl ; 
bei der Festsetzung des Mindestgebots als auch bei j 
der Erlösverteilung nicht nachkommt, also zwei ihm I 
zugestellte Aufforderungen unbeachtet läßt. 

Absatz 5: Läßt das Heimatrecht des Luftfahrzeugs 
Verfügungen über ein beschlagnahmtes Recht zu, 
so sind sie, sofern es sich um ein Recht nach § 103 
handelt anzuerkennen (Artikel I Abs. 1, Artikel VI 
des Abkommens). Von der Anerkennung sind die 
Vertragsstaaten nur befreit, wenn der Schuldner bei 
der Bestellung des Rechts von der Beschlagnahme 
Kenntnis hatte (Artikel VI des Abkommens). Das 
Abkommen stellt für die Wirksamkeit von Verfügun- 
gen nach der Beschlagnahme auf die Kenntnisse des 
Schuldners von der Beschlagnahme ab, nicht auf 
den guten Glauben des Begünstigten, wie §§ 135, 
136 BGB. 


Zum Dritten Teil 

Zu § 107 

Absatz 1 Satz 1 dient der Überleitung bestehen- 
der Pfandrechte an den in der Luftfahrzeugrolle ein- 
getragenen Luftfahrzeugen auf die in §§ 1, 9 ge- 
troffene Regelung. Satz 2 ergibt, daß das Pfandrecht 
erlischt, wenn gemäß dem Verlangen des Gläubi- 
gers nach Satz 1 das Registerpfandrecht bestellt 
wird oder wenn vorher ein Registerpfandrecht für 
eine andere Forderung eingetragen wird. Im letzt- 
genannten Falle bleibt das Recht des Pfandgläubi- 
gers unberührt, von dem Eigentümer die Bestellung 


eines Registerpfandrechts im Range vor den einge- 
tragenen Registerpfandrechten zu verlangen. 

Absatz 2 dient der Überleitung der Zwangsvoll- 
streckung. 

Zu § 108 

§ 108 fügt einen neuen Titel in das Zwangsver- 
steigerungsgesetz ein, durch den mit Rücksicht auf 
die in § 99 Abs. 1 getroffene Regelung die Zwangs- 
versteigerung von Luftfahrzeugen geregelt wird. 
Zu den in Nr, 3 vorgesehenen neuen Vorschriften 
des Zwangsversteigerungsgesetzes ist im einzelnen 
zu bemerken: 

§ 171 a entspricht dem für die Zwangsversteige- 
rung von Schiffen geltenden § 162 ZVG. 

§ 171 b ersetzt den § 1 ZVG mit Rücksicht auf § 78 
und bestimmt, daß an die Stelle des Grundbuchs 
das Register für Pfandrechte an Luftfahrzeugen 
tritt (vgl. § 163 Abs. 1, 2 ZVG). 

§ 171 c entspricht in Absatz 1 dem § 170 a Abs. 1 
ZVG, in den Absätzen 2 und 3 dem § 165 ZVG. 

§ 171 d entspricht den Vorschriften des § 167 Abs. 1 
und des § 168 Abs. 3 ZVG. 

§ 171 e entspricht im wesentlichen den §§ 5 bis 8, 
10 der Verordnung über die Eintragung von Hypo- 
theken in ausländischer Währung vorn 13. Februar 
1920 (Reichsgesetzbl. S. 231), deren Übernahme mit 
Rücksicht auf den § 87 erforderlich ist. Jedoch soll 
der im Versteigerungstermin festgestellte Kurswert 
der ausländischen Währung für das gesamte Ver- 
fahren maßgebend bleiben. Die Sonderregelungen, 
die in § 8 Abs. 1 Satz 2, § 10 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 
der genannten Verordnung zugunsten des Gläubi- 
gers vorgesehen sind, erscheinen entbehrlich. 

§ 171 f ordnet die entsprechende Anwendung des 
§ 169 ZVG an. 

§ 171 g entspricht dem § 170 ZVG. 

§ 171 h zieht die Folgerungen aus § 106 Abs. 1 und 
den Bestimmungen des Genfer Abkommens für die 
Zwangsversteigerung von ausländischen Luftfahr- 
zeugen. 

§171 i: Absatz 1 entspricht Artikel XII des Abkom- 
mens, Absatz 2 dem Artikel V des Abkommens. 

Das in Artikel VII Abs. 5 des Abkommens zugelas- 
sene Vorrecht desjenigen, der im Inland durch ein 
ausländisches Luftfahrzeug auf der Erde geschädigt 
worden ist, wird nicht eingeführt. Es besteht kein 
Grund, diesen Gläubiger gegenüber anderen (ding- 
lich gesicherten) Gläubigern zu bevorzugen, da 
auch in anderen Fällen der Gefährdungshaftung der 
Geschädigte kein Vorrecht nach deutschem Recht 
erhält. 

§ 171 k regelt die Wirkungen der Beschlagnahme 
des Luftfahrzeugs entsprechend dem Artikel VI des 
Abkommens (dazu Begründung zu § 106 Abs. 5). 

§ 171 1: Absatz 1 sieht eine beschleunigte Benach- 
richtigung der ausländischen Registerbehörde von 
der Anordnung der Zwangsversteigerung vor, um 
die Sperre des Registers nach Maßgabe des natio- 
nalen Rechts frühzeitig herbeizuführen. Der unmit- 
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telbare Verkehr zwischen Gerichten und Behörden 
ist in Artikel XIV des Abkommens zugelassen. 

Absatz 2 übernimmt die Bestimmungen in Artikel VII 
Abs. 2 des Abkommens über die Form der Benach- 
richtigung der an dem Zwangsversteigerungsver- 
fahren Beteiligten und über die Einhaltung von 
Fristen vor dem Versteigerungstermin. 

§ 171 m trägt der Bestimmung in Artikel VII Abs. 3 
des Abkommens Rechnung, wonach jeder, der durch 
Nichtbeachtung der Vorschriften in § 171 1 Abs. 2 
(Artikel VII Abs. 2 des Abkommens) einen Schaden 
erlitten hat, innerhalb einer Frist von 6 Monaten 
die Verwertung des Luftfahrzeugs anfechten kann. 
Die nach dem Zwangsversteigerungsgesetz bisher 
zulässigen Anfechtungsgründe können aber nur in- 
nerhalb von 2 Wochen geltend gemacht werden. Die' 
sechsmonatige Frist ist — anders als die Zwei- 
wochenfrist — keine Notfrist. Wird sie versäumt, 
ist eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
ausgeschlossen (§ 233 Abs. 1 ZPO). 

§ 171 n erklärt die Vorschriften über den Ersatz 
des Nießbrauchs auf den Ersatz des verdinglichten 
Mietrechts (§ 103 Nr. 2) für anwendbar. In Betracht 
kommt vor allem § 92 Abs. 2 des Zwangsverstei- 
gerungsgesetzes. Der Ersatz des dinglichen Kauf- 
rechts (§ 103 Nr. 1) richtet sich nach § 92 Abs. 1 des 
Zwangsversteigerungsgesetzes. Einer besonderen 
Vorschrift bedarf es hierzu nicht. 

Nr. 4 enthält die erforderliche Ergänzung des § 181 
Abs. 2 Satz 1 ZVG für die Zwangsversteigerung 
von Luftfahrzeugen. In diese Bestimmung sind 
außerdem die Worte „oder Erbe eines eingetrage- 
nen Eigentümers" eingefügt. Damit ist insoweit der 
ursprüngliche Wortlaut der Vorschrift wiederher- 
gestellt. Die wiedereingefügten Worte waren bei 
der Neufassung der Bestimmung durch Artikel II 
Nr. II der Verordnung zur Ergänzung der Verord- 
nung über die Behandlung von Geboten in der 
Zwangsversteigerung und sonstiger Vorschriften 
über die Zwangsvollstreckung vom 27. Januar 1944 
(Reichsgesetzbl. I S. 47) weggefallen, ohne daß in 
diesem Punkte eine sachliche Änderung beabsichtigt 
war. Der Wegfall der Worte hat aber zu Aus- 
legungsschwierigkeiten geführt, die durch die Wie- 
derherstellung der ursprünglichen Fassung beseitigt 
werden sollen. 


Zu § 109 

Absatz 1 entspricht der kostenrechtlichen Regelung 
für die Zwangsversteigerung von Schiffen (vgl. § 65 
GKG). 

Zu Absatz 2: Nach § 99 Abs. 2, § 106 Abs. 1 Nr. 1 
sowie nach den durch § 108 Nr. 3 eingeführten 
neuen §§ 171 c, 171 g und 171 h ZVG hat der Ge- 
richtsvollzieher das Luftfahrzeug zu bewachen und 
zu verwahren. Für die Bewachung und die Verwah- 
rung eines Schiffes durch den Gerichtsvollzieher, 
die in den §§ 165, 170, 170 a und 171 ZVG vorge- 
sehen ist, ist in § 28 des Gesetzes über Kosten der 
Gerichtsvollzieher eine Gebühr von 12 DM, in be- 
sonderen Fällen von 6 DM bestimmt. Dieselben 
Gebühren erscheinen auch für die Bewachung und 
die Verwahrung eines Luftfahrzeugs angemessen. 
Die dementsprechende Gebührenregelung trifft Ab- 
satz 2 in der Form einer Ergänzung des Wortlauts 
des genannten § 28, weil das Gesetz über Kosten 
der Gerichtsvollzieher in seinem § 1 die Kosten für 
die Tätigkeit des Gerichtsvollziehers abschließend 
regelt. 

Zu § 110 

Durch die in Nr. 1 vorgesehene Einfügung im § 3 
Abs. 1 Nr. 2 des Reditspflegergesetzes werden 
grundsätzlich alle Sachen des Registers für Pfand- 
rechte an Luftfahrzeugen vorbehaltlich der Ausnah- 
men, die sich aus dem in Nr. 2 vorgesehenen § 18 a 
ergeben, dem Rechtspfleger übertragen. Diese Rege- 
lung entspricht der für Grundbuchsachen und 
Schiffsregistersachen getroffenen Regelung. 

Der neue § 18 a bezeichnet in seinem Absatz 1 eine 
Reihe von Geschäften, die regelmäßig so schwierig 
sind und ein solches Maß von Rechtskenntnissen 
erfordern, daß sie dem Richter Vorbehalten werden 
müssen. Sein Absatz 2 entspricht dem § 18 Abs. 2 
des Rechtspflegergesetzes. 

Zu § 111 

Durch die Neufassung des § 55 Satz 3 des Bundes- 
leistungsgesetzes soll für die Gläubiger von Re- 
gisterpfandrechten bei der Anwendung des Bundes- 
leistungsgesetzes die gleiche Rechtslage geschaffen 
werden wie für die Gläubiger von Schiffshypo- 
theken. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Das Gesetz in der Fassung des Entwurfs bedarf 
der Zustimmung des Bundesrates, weil in § 109 
Abs. 2, §§ 110 und 111 Gesetze, die mit Zustim- 
mung des Bundesrates ergangen sind (nämlich 
das Gesetz über Kosten der Gerichtsvollzieher 
vom 26. Juli 1957, das Rechtspflegergesetz vom 
8. Februar 1957 und das Bundesleistungsgesetz 
vom 19. Oktober 1956), förmlich geändert wer- 
den. Außerdem ergibt sich die Zustimmungs- 
bedürftigkeit aus Artikel 84 Abs. 1 GG im Hin- 
blick auf § 96 des Entwurfs. 

2. Zu § 1 

§ 1 ist wie folgt neu zu fassen: 

*§ 1 

Ein in der Luftfahrzeugrolle eingetragenes 
Luftfahrzeug kann zur Sicherung einer Forde- 
rung in der Weise belastet werden, daß der 
Gläubiger berechtigt ist, wegen einer bestimm- 
ten Geldsumme Befriedigung aus dem Luftfahr- 
zeug zu suchen (Registerpfandrecht)." 

Begründung 

Anpassung an § 8 Abs. 1 Satz 1 SchRG und an 
§ 1113 Abs. 1 BGB. 

3. Zu § 6 

§ 6 ist wie folgt neu zu fassen: 

*§ 6 

Ein Bruchteil des Eigentums an einem Luft- 
fahrzeug kann mit einem Registerpfandrecht nur 
belastet werden, wenn er in dem Anteil eines 
Miteigentümers besteht." 

Begründung 

Anpassung an § 8 Abs. 3 SchRG und § 1114 BGB. 

4. Zu § 28 

§ 28 Abs. 1 und 2 sind wie folgt neu zu fassen: 

„(1) Besteht für die Forderung ein Register- 

pfandrecht an mehreren Luftfahrzeugen oder an 

mehreren Anteilen eines Luftfahrzeuges, so haf- 
tet jedes Luftfahrzeug oder jeder Anteil für die 

ganze Forderung (Gesamtregisterpfandrecht). 

(2) Der Gläubiger ist berechtigt, den Betrag 
der Forderung auf die einzelnen Luftfahrzeuge 
oder Anteile in der Weise zu verteilen, daß 

jedes Luftfahrzeug oder jeder Anteil nur für 


den zugeteilten Betrag haftet. Zur Verteilung ist 
die Erklärung des Gläubigers und die Eintragung 
in das Register erforderlich. Die Erklärung ist 
dem Registergericht oder dem gegenüber abzu- 
geben, zu dessen Gunsten sie erfolgt; § 5 Abs. 2, 
3 gilt sinngemäß. 4 * * * * * * 11 . 

Begründung 

Im Interesse der Klarstellung erscheint es ge- 
boten, nach dem Vorbild des § 28 SchRG das 
Gesamtregisterpfandrecht an mehreren Anteilen 
eines Luftfahrzeugs ausdrücklich zuzulassen. 

5. Zu § 86 Abs. 2 

§ 86 Abs. 2 ist wie folgt neu zu fassen: 

„(2) Ein neuer Eigentümer darf im Wege der 
Berichtigung des Registers nur eingetragen wer- 
den, wenn nachgewiesen ist, daß die Berichti- 
gung mit der Eintragung in der Luftfahrzeug- 
rolle übereinstimmt oder wenn die Eintragung 
des Luftfahrzeugs in der Luftfahrzeugrolle ge- 
löscht ist." 

Begründung 

Die Regelung ist erforderlich, um eine Berichti- 
gung der Registereintragung über den Eigen- 
tümer auch nach Löschung des Luftfahrzeugs in 
der Luftfahrzeugrolle zu ermöglichen. 

6. Zu § 100 Nr. 3 und 5 

a) In § 100 Nr. 3 Satz 3 sind nach dem Wort 
„ Forde rungen" einzufügen die Worte „oder 
ihr Höchstbetrag"; 

b) in § 100 Nr. 5 Satz 6 sind nach dem Wort 
„Betrag" einzufügen die Worte „oder der 
Höchstbetrag". 

Begründung 

Angleichung an § 114 ZVG zur Klarstellung, daß 
bei Höchstbetragsregisterpfandrechten (§ 3 des 
Entwurfs) der Höchstbetrag berücksichtigt wird, 
der mit dem Betrag der Forderung nicht über- 
einzustimmen braucht. 

7. Zu § 108 Nr. 3 (§ 171 i ZVG) 

In § 171 i Abs. 1 ZVG ist das Wort „auch" zu 
ersetzen durch das Wort „nur". 

B egrün düng 

Im Hinblick auf Artikel XII des Abkommens 
über die internationale Anerkennung von Rech- 
ten an Luftfahrzeugen erscheint es erforderlich, 
klarzustellen, daß nur die in § 171 i Abs. 1 ge- 
nannten Fiskusansprüche privilegiert sind. 
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8. Zu § 109 a (neu) 

Der bisherige § 109 Abs. 2 wird § 109 a und ist 
im Eingang wie folgt neu zu fassen: 

„§ 109 a 

§ 28 des Gesetzes über Kosten der Gerichts- 
vollzieher vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 887) erhält folgende Fassung:" 


Begründung 

Da § 109 Abs. 2 der Regierungsvorlage die förm- 
liche Änderung eines Gesetzes enthält, soll diese 
Vorschrift verselbständigt werden. 

Es empfiehlt sich, wie dies auch in § 110 beim 
Rechtspflegergesetz und in § 111 beim Bundes- 
leistungsgesetz vorgesehen ist, Datum und Fund- 
stelle des Gesetzes über Kosten der Gerichts- 
vollzieher anzugeben. 
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